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Schiedsgerichtsfrage). 
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Lange  = Die  amerikanischen  Friedensverträge,  1916  (Text  mit  Kommentar). 
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die  friedliche  Erledigung  internationaler  Streitigkeiten  vom  18.  Oktober 
1907,  1911. 

Zorn  = Die  beiden  Haager  Friedenskonferenzen,  1915,  S.  42  ff. 

Zorn,  Schiedsgerichtsbarkeit  = Zorn,  Das  Deutsche  Reich  und  die  Inter- 
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Vorwort. 

Der  Zweck  der  vorliegenden  Synopsis,  der  zur  Erleichterung* 
eine  Einführung*  vorausge schickt  wird,  ist,  einer  Prüfung*  der  Fort- 
bildung der  Internationalen  Schiedsgerichtsbarkeit  die  Wege  zu 
ebnen.  Diesem  Zwecke  entspricht  die  Anlage  der  Publikation.  Im 
Gegensatz  zu  der  an  Materialfülle  überwältigenden,  als  Nach- 
schlagebehelf  für  bestimmte,  zu  ermittelnde  Fälle  unentbehr- 
lichen Zusammenstellung,  wie  sie  in  so  verdienstlicher  Weise  die 
„Union  Interparlementaire“  durch  ihren  Generalsekretär  Dr.  Lange 
im  Jahre  1914  herausgegeben  hat,  will  diese  Synopsis  durch 
Typen  und  an  der  Hand  dieser  die  bisherige  Entwicklung  der 
Schiedsgerichtsbarkeit  aufzeigen.  Dabei  ist  — da  nur  ratifi- 
zierte Verträge  behandelt  sind  — auch  kein  Gewicht  auf  die 
Feststellung  gelegt,  ob  alle  ratifizierten  und  als  Typen  oder  in 
der  Statistik  angeführten  Verträge  am  1.  Januar  1914,  der  — von 
den  Bry an -Verträgen  abgesehen  — als  Stichtag  gewählt  wurde, 
noch  in  Geltung  standen. 

Frankfurt  a.  M.,  Ende  September  1917. 

Gärtnerweg  62. 
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Zur  Einführung. 


I.  Geschichtliches. 

Ist  die  internationale  Schiedsgerichtsbarkeit , wie  neuere 
Untersuchungen  dargetan  1 , dem  Altertum  wie  dem  Mittelalter 
wohl  vertraut  gewesen,  hat  sie  vor  allem  in  der  Publizistik 
der  beginnenden  Neuzeit  einen  ziemlich  breiten  Raum  ein- 
genommen, so  ist  sie  doch  erst  seit  Ausgang  des  XVIII.  Jahr- 
hunderts zu  einer  Blüte  gelangt,  die  durch  den  Weltkrieg 
zwar  aufgehalten  worden  ist,  aber  nicht  zerstört  werden  kann. 
Es  war  vielleicht  etwas  verfrüht,  wenn  Martens  auf  der 
II.  Haager  Konferenz  von  der  „grande  idee  qui  domine  notre 
temps“  gesprochen  hat.  Daß  sie  trotz  oder  gerade  wegen  des 
furchtbaren  politischen  Erdbebens,  das  eben  die  ganze  bewohnte 
Welt  in  ihren  Grundfesten  erschüttert,  eher  an  Anhang  in 
breitesten  Kreisen  aller  Staaten  gewonnen  hat,  darf  be- 
hauptet werden. 

Der  elementare  Aufschwung,  den  die  Schiedsgerichtsidee 
genommen,  hatte  sich  vor  Beginn  des  großen  Völkerringens  vor 
allem  in  dem  Abschluß  von  „institutionellen“  Schieds vertragen 
gezeigt.  Dieser  wissenschaftliche  Begriff,  von  Lammasch  in 
einem  berühmt  gewordenen  Aufsatz  im  Jahrbuch  des  Öffent- 
lichen Rechtes  Band  VI  S.  76  ff.  geprägt,  hat  aufs  glücklichste 
einen  Unterschied  erfaßt,  über  den  selbst  noch  in  den  Ver- 
handlungen der  Haager  Konferenzen  nur  eine  unerfreuliche 
Verwirrung  geherrscht  hatte:  Auf  zweierlei  Weise  kann  ein 
Schiedsgericht  ins  Leben  treten : Entweder  so,  daß  zwei  Staaten, 
die  miteinander  sich  im  Streit  befinden,  diesen  konkreten 
Streit  vertraglich  schiedsrichterlicher  Regelung  unterwerfen 

1 Vgl.  die  Nachweise  in  meinem  Buche  „Internationale  Schiedsgerichts- 
barkeit“ (im  folgenden  zitiert:  Strupp)  S.  91  ff.  Nr.  1 — 23. 
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— in  diesem  Falle  spricht  Lammasch  von  einem  isolierten 
Schiedsgericht  — , oder  aber  so,  daß  ein  Schiedsgericht  für  die 
in  der  Zukunft  erst  auftauchenden  Streitigkeiten  vor- 
gesehen wird.  In  diesem  Falle  stellt  die  Schiedsgerichtsbarkeit 
für  die  Vertragschließenden  eine  Institution  dar.  Während 
also  im  ersten  Fall  der  oder  die  Schiedsrichter  auf  Grund  des 
für  die  spezielle  Streitigkeit  geschaffenen  Abkommens  tätig 
werden,  stellt  in  dem  zweiten  Fall  ein  nach  Abschluß  des 
„Grund Vertrages“  möglicherweise  geschlossener  Vertrag  nur  die 
näheren  Einzelheiten  über  die  Funktionen  des  Schiedsgerichtes 
fest.  Daher  die  Unterscheidung  isoliertes  und  institutio- 
nelles Schiedsgericht. 

Wie  der  belgische  Minister  Descamps  in  einem  berühmt 
gewordenen  Rundschreiben  an  die  Mächte  vom  Jahre  1895  dar- 
getan hat,  war  bei  Zusammentritt  der  ersten  Haager  Friedens- 
konferenz bereits  eine  große  Anzahl  von  institutionellen 
Schiedsgerichts  Verträgen  abgeschlossen,  deren  Haupttypen 
hier  zu  umschreiben  sind : Man  muß  unter  den  Schiedsgerichts- 
verträgen, außer  der  vorher  gemachten  Unterscheidung  zwischen 
isolierten  und  institutionellen,  noch  eine  weitere  in  zweifacher 
Hinsicht  machen.  Entweder  — und  das  war  bis  1899  beinahe 
die  Regel  — sollen  nur  Streitigkeiten,  die  sich  aus  der  Aus- 
legung und  bei  der  Anwendung  eines  bestimmten  Vertrages 
ergeben  würden,  schiedsgerichtlich  geregelt  werden.  Man  spricht 
hier  von  einer  speziellen  kompromissarischen  Klausel. 
Oder  aber  man  unterwirft  alle  Streitigkeiten,  die  überhaupt 
zwischen  den  Vertragsteilen  auftauchen  möchten,  solcher  Ent- 
scheidung. Das  kann  nun  wiederum  so  geschehen,  daß  jene 
Schiedsgerichtsnormen  in  einem  andern  Vertrag  mitenthalten 
sind,  man  spricht  hier  von  genereller  kompromissarischer 
Klausel,  oder  aber,  und  das  war  bis  1899  die  Ausnahme,  man 
macht  eine  nur  jene  Festsetzung  der  Schiedsgerichtsbarkeit  für 
die  Zukunft  enthaltende  Norm  zum  Gegenstand  einer  selb- 
ständigen Übereinkunft. 

Endlich  können  wieder  zwei  oder  mehrere  Staaten  an 
einem  Schiedsgerichts  vertrag  oder  einem  Vertrag  mit  kom- 
promissarischer Klausel  beteiligt  sein.  Vor  1899  lassen  sich  vier 
solcher  Kollekti  wer  träge  nennen,  wenn  man  von  einem  Projekt 
der  I.  panamerikanischen  Konferenz  aus  dem  Jahre  1890  absieht. 
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Ohne  daß  im  einzelnen  auf  sie  eingegangen  werden  könnte,  mag 
erwähnt  werden,  daß  Verträge  mit  spezieller  kompromissarischer 
Klausel  vor  1899  von  den  meisten  europäischen  Staaten  ab- 
geschlossen worden  waren,  wobei  Italien  mit  17  an  der  Spitze 
stand.  Bei  Abkommen  mit  allgemeiner  Schiedsgerichtsklausel 
handelte  es  sich,  mit  einer  Ausnahme,  nämlich  der  „Erklärung“ 
zwischen  Holland  und  Portugal  vom  5.  Juli  1894,  um  Verträge 
mit  außereuropäischen  Staaten. 

Von  der  Wissenschaft  und  den  Pazifisten  als  wichtigstes 
Mittel  zur  friedlichen  Beilegung  internationaler  Streitigkeiten 
gepriesen,  von  der  Mehrzahl  der  Staaten  in  der  Praxis  an- 
erkannt, war  die  Schiedsgerichtsidee  dazu  vorbestimmt,  in 
ganz  anderem  Maße,  als  es  bisher  geschehen,  zum  Gegenstand 
einer  internationalen  Vereinbarung  gemacht  zu  werden,  als  am 
18.  Mai  1899  im  Haag  die  erste  Friedenskonferenz  zusammentrat. 

Wenn  das  Haager  Abkommen  vom  29.  Juli  1899  die  inter- 
nationale Schiedssprechung  in  drei  Kapiteln  behandelt,  die  die 
Überschriften  tragen:  Internationales  Schiedswesen , Ständiger 
Schiedshof,  Schiedsverfahren,  so  sind  damit  klar  die  drei  Haupt- 
fragen gekennzeichnet,  deren  Beantwortung  der  von  dem  Plenum 
der  ersten  Friedenskonferenz  eingesetzten  (IH.)  Kommission  als 
Aufgabe  zugefallen  war1. 

Die  Fragen,  die  zur  Erörterung  gestellt  werden  mußten, 
waren , wenn  man  überhaupt  die  Schiedsgerichtsbarkeit  als 
Streiterledigungsmittel  durch  eine  Konvention  zwischen  den 
26  Staaten,  die  auf  der  I.  Haager  Konferenz  vertreten  waren, 
anerkennen  wollte,  die: 

1.  Wann  soll  eine  internationale  Schiedsgerichtsbarkeit  Platz 
greifen  ? 

2.  Soll  diese  fakultativ  oder  obligatorisch  sein? 

3.  Sollen  alle  Streitigkeiten  unbedingt  oder  nur  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  als  arbitrabel  gelten? 

Ein  russischer  Entwurf,  von  Prof.  v.  Martens  ausgearbeitet, 
hatte  auf  die  erste  Frage  unter  Art.  7 dahin  geantwortet,  daß 
für  Differenzen  rechtlicher  Natur,  insbesondere  wenn  es  sich 
um  die  Anwendung  und  Auslegung  völkerrechtlicher  Verträge 
handele,  die  Schiedsgerichtsbarkeit  als  das  wirksamste  und  am 


1 Siehe  im  einzelnen  S trupp  S.  16 ff.  und  die  Nachweise  dazu. 
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meisten  der  Billigkeit  entsprechende  Mittel  zur  friedlichen  Bei- 
legung internationaler  Streitigkeiten  anzusehen  sei.  Im  übrigen 
hatte  er  in  Art.  8 die  Pflicht  zum  schiedsgerichtlichen  Austrag 
aller  nicht  die  Ehre  oder  die  Lebensinteressen  berührenden 
Fragen  der  im  Art.  7 bezeichneten  Art  statuiert,  diese  jedoch  in 
den  folgenden  Art.  9 und  10  teils  erweitert,  teils  eingeschränkt. 
Denn  wenn  Art.  9 lautet: 

„Jeder  Staat  bestimmt  von  sich  aus,  ob  dieser  oder  jener 
Fall  schiedsgerichtlich  erledigt  werden  soll,  ausgenommen  die 
Fälle,  die  im  folgenden  Artikel  aufgeführt  sind,  und  in  denen 
die  Schiedsgerichtsbarkeit  obligatorisch  sein  soll,“ 
so  wird  in  dem  Vordersatz  die  Schiedsgerichtsbarkeit  der  Regel 
nach  als  fakultativ  bezeichnet,  und  diese  Regel  nur  in  gewissen 
Fällen  zugunsten  des  Obligatoriums  abgebeugt.  Dabei  gilt  je- 
doch — und  es  ist  von  großer  Bedeutung,  das  festzustellen  — , 
daß  sowohl  im  Falle  des  fakultativen  wie  des  obligatorischen 
Schiedsgerichtes  nur  solche  Fälle  als  arbitrabel  angesehen  werden 
sollten,  bei  denen  weder  Ehre  noch  Lebensinteressen  eines  der 
beteiligten  Staaten  betroffen  würden. 

Was  nun  die  Ausnahmefälle  des  Art.  10  anlangt,  so  sollte 
die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  am  Platze  sein,  einmal, 
ganz  allgemein,  bei  Streitigkeiten  über  Entschädigungsansprüche 
eines  Staates  oder  seiner  Angehörigen  wegen  unerlaubten  Tuns 
oder  Unterlassens  eines  anderen  Staates  oder  dessen  Angehöriger, 
weiter  bei  Auslegung  oder  Anwendung  gewisser  Verträge,  die 
in  vier  Gruppen  aufgeführt  waren,  nämlich  Verträge  über: 

„1.  Post  und  Telegraphie,  Eisenbahnen,  Schutz  der  Kabel, 
Verhinderung  des  Zusammenstoßes  von  Schiffen  auf  hoher  See, 
Schiffahrt  auf  internationalen  Kanälen. 

2.  Schutz  des  literarischen  und  künstlerischen  Eigentums 
einschließlich  des  Erfindungs-,  Marken-,  Muster-  und  Firmen- 
schutzes, Schutz  des  Münz-  und  Maßwesens,  Gesundheit,  Tier- 
krankheiten, sowie  Bekämpfung  der  Reblaus. 

3.  Erbrecht,  Auslieferung,  Gerichtshilfe. 

4.  Grenzregulierung,  jedoch  nur,  soweit  es  sich  um  rein 
technische  und  nicht  um  politische  Fragen  handeln  würde.“ 

Die  russische  Note  explicative  zu  Art.  10  hatte  bemerkt, 
daß  die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  nach  dem  Entwurf 
nur  dann  Platz  greifen  solle,  wenn  es  sich  um  Fragen  zweiter 
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Ordnung  handle,  die  nur  selten  direkt  zum  Kriege  führten,  aber 
doch  imstande  seien,  bisher  bestehende  gute  Beziehungen  zu 
stören  und  eine  Atmosphäre  des  Mißtrauens  und  der  Feind- 
seligkeiten zu  schaffen,  aus  denen  dann  mittelbar  ein  Krieg 
entstehen  kann. 

Wie  bekannt,  sind  Art.  9 und  10  an  dem  Widerspruch  des 
Deutschen  Reiches  zu  Fall  gekommen.  Eine  Gegenleistung 
für  diese  Streichung  bedeutete  dessen  Einwilligung  zur  Schaffung 
des  Haager  ständigen  Schiedsgerichtshofes,  der  Cour  permanente 
d’arbitrage,  im  Anschluß  an  einen  Entwurf  der  1895  in  Brüssel 
abgehaltenen  Interparlamentarischen  Konferenz.  Ohne  im  ein- 
zelnen auf  diesen  einzugehen,  möchte  ich  folgendes  erwähnen: 
Nach  dem  Entwürfe  der  Union  interparlamentaire  sollte  der 
ständige  Schiedsgerichtshof  aus  je  zwei  Mitgliedern  der  Signatar- 
oder nachträglich  bezeichneten  Mächte  bestehen,  deren  Amts- 
dauer man  auf  fünf  Jahre  vorgesehen  hatte.  Eigenartig  war  die 
Regelung,  die  für  die  Konstituierung  des  zur  Entscheidung  des 
gegebenen  Streitfalles  berufenen  Schiedsgerichtes  proponiert  war. 
Sofern  die  Parteien  nämlich  nicht  eine  Sentenz  des  gesamten 
Schiedsgerichtshofes  begehrten,  sollte  der  Präsident  desselben 
Recht  und  Pflicht  haben,  das  Tribunal  zusammenzusetzen,  wobei 
jedoch  die  von  den  Parteien  benannten  Mitglieder  des  Schieds- 
gerichtshofes nicht  in  das  mit  der  Entscheidung  betraute  Ge- 
richt berufen  werden  durften.  — Als  Grundlage  für  die  Ver- 
handlungen im  Haag  waren  von  England , Rußland  und  den 
Vereinigten  Staaten  Entwürfe  eingereicht  worden.  Von  ihnen 
sah  der  russische  ein  ständiges  Schiedsgericht  in  der  Weise  vor, 
daß  die  Konferenz  selbst  für  die  Zeit  bis  zur  nächsten  Kon- 
ferenz fünf  Mächte  bezeichnen,  von  welchen  jede  bei  Anrufung 
der  Schiedssprechung  einen  Schiedsrichter  aus  ihren  Staats- 
angehörigen oder  auch  von  auswärts  bestellen  sollte,  die  dann 
das  zur  Entscheidung  des  augenblicklichen  Streitfalles  zuständige 
Schiedsgericht  bilden  würden.  Hätte  es  sich  also  hier  um  ein 
oktroyiertes  Schiedsgericht  gehandelt , so  näherten  sich  die 
beiden  andern  Entwürfe  dem  Brüsseler  Projekt,  indem  sie  eine 
Schiedshof liste  vorschlugen,  die  von  allen  Beteiligten  ge- 
bildet werden  sollte,  mit  der  Alleinberechtigung  der  Streit- 
teile  zur  Wahl  der  Richter.  Für  die  Bildung  der  Schiedshof- 
liste  empfahl  der  amerikanische  Entwurf  Wahl  eines  Mitgliedes 
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durch  den  obersten  Gerichtshof,  während  der  englische  Er- 
nennung von  je  zwei  Mitgliedern  durch  die  beteiligten  Re- 
gierungen vorschlug.  Sämtliche  Entwürfe  kannten  dem  Sinne 
nach  das  auch  bereits  von  der  Union  Interparlamentaire  emp- 
fohlene Bureau  des  Schiedsgerichtshofes,  während  ein  ständiger 
Verwaltungsrat  als  Aufsichtsinstanz  uns  zuerst  in  dem  englischen 
Entwurf  begegnet. 

Den  Verhandlungen  wurde  der  englische  Entwurf  zu- 
grunde gelegt.  In  der  ersten  Ausschußsitzung,  in  der  über  das 
Schiedshofprinzip  verhandelt  wurde  — es  war  der  9.  Juni  — , 
erklärte  der  deutsche  Delegierte  Prof.  Zorn,  er  glaube  nicht, 
daß  sich  die  deutsche  Regierung  auf  die  Errichtung  eines 
ständigen  Schiedsgerichtshofes  festlegen  werde,  ohne  vorher 
genügende  Erfahrung  mit  dem  gelegentlichen  Schiedsgericht 
gemacht  zu  haben.  Am  4.  Juli  ließ  das  Deutsche  Reich  durch 
eben  seinen1  Mund  seine  Zustimmung  zur  Errichtung  eines 
internationalen  Schiedsgerichtes  geben,  eine  Zustimmung,  die, 
wie  wir  eben  gesehen,  nur  gegen  Streichung  der  Art.  9 und  10 
des  russischen  Entwurfes  erteilt  worden  ist. 

Weniger  Schwierigkeiten  hat  dann  die  dritte  große  Aufgabe 
gemacht,  die  der  III.  Kommission  zugefallen  war:  die  überaus 
bedeutsame  Feststellung  einer  Prozeßordnung  für  Streitigkeiten 
vor  dem  Haager  Schiedsgericht.  — Trotz  der  Streichung  der 
Art.  9 und  10  des  russischen  Entwurfes  war  somit  das  Ergebnis 
der  I.  Haager  Konferenz  in  friedensrechtlicher  Hinsicht  be- 
deutend. Denn  wenn  auch  nach  dem  Abkommen  von  1899 
— und  wie  antizipierend  bemerkt  sei,  auch  nach  dem  von  1907  — 
kein  wirklich  ständiges  Schiedsgericht  geschaffen  worden  ist, 
sondern  die  Parteien  nur  in  den  von  den  einzelnen  Staaten  in 
der  Höchstzahl  von  je  vier  ernannten  Schiedsrichtern  eine  An- 
zahl hervorragender  Persönlichkeiten  zur  Entscheidung  ihrer 
Streitigkeiten  vorfanden  und  vorfinden,  so  lag  doch  hierin,  wie 
in  dem  Vorhandensein  des  Bureau  des  Haager  Schiedshofes, 
ein  außerordentlich  starker  Anreiz,  Differenzen  Persönlichkeiten 
anzuvertrauen,  die  von  den  einzelnen  Signatarmächten  als  hier- 


1 Siehe  M eurer  227,  228;  Choate,  The  two  Hague  Conferences, 
1918,  p.  36;  Andrew  D.  White,  Aus  meinem  Diplomatenleben,  2.  Aufl., 
1916,  S.  418 ff. ; Zorn  in  Festgabe  für  Güterbock,  1910. 
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für  geeignet  bezeichnet  worden  waren,  und  weiter,  sich  des  im 
Haag  errichteten  Bureaus  des  Schiedsgerichtshofes  für  die  Vor- 
bereitung des  Prozesses  und  im  Verfahren  zu  bedienen.  Während 
für  letzteres  bisher  von  Fall  zu  Fall  Normen  erst  hatten  von 
der  Partei  geprägt  werden  müssen,  war  nunmehr  eine,  wenn 
auch  nicht  lückenlose  Ordnung  geschaffen,  die  automatisch  im 
Verfahren  vor  dem  Haager  Schiedsgericht  Platz  greifen  sollte, 
falls  die  Parteien  nichts  Abweichendes  bestimmten.  Vor  allem 
aber : hatte  man  auch  keine  Einigung  im  Sinne  der  Statuierung 
einer  Pflicht  zum  Austrag  von  Streitigkeiten  auf  schiedsgericht- 
lichem Wege  erzielt,  so  hat  man  durch  das  in  Art.  16  enthaltene 
Elogium  auf  jenes  Institut  des  Völkerrechtes  die  Staaten  nach- 
drücklich darauf  hingewiesen,  daß  man  bei  Scheitern  diplo- 
matischer Verhandlungen  in  erster  Linie  zu  schiedsrichterlicher 
Erledigung  des  schwebenden  Streitfalles  greifen  solle.  Man 
hatte  weiter  — was  praktisch  vielleicht  noch  wichtiger  war  — 
in  Art.  19  bestimmt:  „Unabhängig  von  den  allgemeinen  und 
besonderen  Verträgen,  die  schon  jetzt  den  Signatarmächten  die 
Verpflichtung  zur  Anrufung  der  Schiedssprechung  auferlegen, 
behalten  diese  Mächte  sich  vor,  sei  es  vor  der  Ratifikation  des 
vorliegenden  Abkommens  oder  später,  neue  allgemeine  oder  be- 
sondere Übereinkommen  abzuschließen,  um  die  obligatorische 
Schiedssprechung  auf  alle  Fälle  auszudehnen,  die  ihr  nach  ihrer 
Ansicht  unterworfen  werden  können.“  Welchen  eminenten  prak- 
tischen Wert  diese  auf  den  ersten  Blick  wenig  bedeutungsvoll 
erscheinende  Bestimmung  in  den  nächsten  Jahren  für  die 
Fortbildung  der  Schiedsgerichtsidee  gehabt,  hat  zunächst  der 
großartige  Aufschwung  bewiesen,  den  jene  alsbald  und  un- 
mittelbar nach  der  Beendigung  der  I.  Konferenz  in  der  Staaten- 
praxis genommen,  ein  Aufschwung,  der  hauptsächlich  in  dem 
Abschluß  einer  außerordentlich  großen  Anzahl  obligatorischer 
Schiedsgerichtsverträge  zutage  getreten  ist.  Es  will  doch  etwas 
bedeuten,  wenn  in  den  acht  Jahren  von  1899 — 1907  nicht 
weniger  als  40  Schiedsgerichtsverträge  zwischen  europäischen 
Mächten  ratifiziert  und  weitere  sieben  abgeschlossen  worden 
sind,  und  daß  an  zwei  von  ihnen,  nämlich  mit  England  und 
mit  der  Union,  das  Deutsche  Reich  beteiligt  war,  trotz  der  auf 
der  Haager  Konferenz  dem  Obligatorium  entgegengesetzten  Be- 
denken. Und  zu  diesen  40  oder  47  Schiedsgerichtsabkommen 
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tritt  noch  eine  ziemlich  große  Zahl  von  solchen  zwischen 
denen  der  mittel-  und  süd  amerikanischen  Staaten,  ins- 
besondere, als  obligatorischer  Vertrag,  der,  welcher  auf  der 
panamerikanischen  Konferenz  von  1902  abgeschlossen  worden 
ist1.  Zwar  enthielten  die  meisten  dieser  Verträge  noch  die 
Ehren-  und  Interessenklausel,  vielfach  auch  eine  Klausel  zu- 
gunsten der  Interessen  von  dritten  Mächten,  als  deren  Typ  das 
französisch-englische  Abkommen  vom  14.  Oktober  1903 2 und 
neben  anderen  das  jenem  nachgebildete,  das  deutsch- englische 
vom  12.  Juli  1904 3,  gelten  können.  Doch  sind  schon  vor  1907 
einige  Verträge  abgeschlossen  worden,  die  nach  dem  Vorbild 
zweier  nicht  ratifizierter,  von  der  Schweiz  bzw.  England  1883 
bzw.  1897  mit  der  Union  abgeschlossener  Verträge  und  des 
Vertrages,  den  1898  Italien  mit  Argentinien  eingegangen4,  alle 
Streitigkeiten  ohne  Einschränkung  durch  irgendeine  Klausel 
obligatorischer  Schied ssprechung  unterworfen  haben.  Eine  dritte 
Gruppe  endlich  enthält  als  Prinzip  die  Schiedsgerichtsbarkeit 
mit  Ehrenklausel,  erklärt  aber  daneben  eine  Reihe  von  Streit- 
fragen für  unbedingt  arbitrabel. 

Amerikanische  Anregungen,  die  bis  auf  das  Jahr  1904  zurück- 
reichen, waren  es,  die  die  russische  Regierung  bestimmt  haben, 
auf  die  Abhaltung  einer  neuen  Konferenz  im  Jahre  1907  hin- 
zuwirken. Waren  1899  nur  26  Staaten  vertreten,  so  sind  1907 
44  der  Einladung  der  niederländischen  Regierung  nach  dem  Haag 
gefolgt,  darunter  vor  allem  die  mittel-  und  süd  amerikanischen, 
die  (außer  Brasilien)  1899  keine  Einladung  erhalten  hatten. 

In  der  II.  Sitzung,  am  19.  Juni  (die  Eröffnungssitzung  hatte 
am  14.  stattgefunden),  beschloß  die  Konferenz,  die  Behandlung 
der  Schiedsgerichtsfrage  der  I.  der  vier  einzusetzenden  Kom- 
missionen zu  übertragen.  Hatte  man  1899  nur  ein  Comite 
d’examen  gewählt,  so  entschloß  man  sich  diesmal  zwei  Unter- 
kommissionen einzusetzen,  deren  erste  die  Modifikationen  der 
I.  Konvention  von  1899  beraten  sollte.  Die  Unterkommission 
selbst  betraute  wieder  ihrerseits  verschiedene  Comites  d’examen 
mit  der  Durchbearbeitung  des  gesamten  Stoffes.  Dem  Comite 

1 Traites  I 19  ff. 

3J  Siehe  die  Synopsis  S.  36  ff. 
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d’examen  A war  die  Aufgabe  zugefallen,  die  Frage  eines  ob- 
ligatorischen Weltschiedsvertrages  zu  prüfen  und  zu  versuchen, 
ob  man  nicht  dazu  gelangen  könne,  nunmehr  endlich  das  zu 
erreichen,  was  1899  gescheitert  war. 

Hatten  fast  alle  Staaten  in  der  Zwischenzeit  obligatorische 
Einzelschiedsverträge  abgeschlossen,  wollte  man  nun  versuchen, 
uno  actu  durch  einen  Weltschieds vertrag  alle  Staaten  unter- 
einander zu  verbinden.  Von  den  Großmächten  waren  es  ins- 
besondere England  und  die  Vereinigten  Staaten  — diese  aller- 
dings unter  dem  Vorbehalt  der  Gutheißung  jedes  einzelnen  Kom- 
promisses durch  den  amerikanischen  Senat  — , die  mit  Nach- 
druck für  einen  obligatorischen  Weltvertrag  eingetreten  sind; 
auch  Österreich-Ungarn  brachte  seine  grundsätzliche  Sympathie 
für  die  obligatorische  Schied ssprechung  zum  Ausdruck.  Das 
Deutsche  Reich  hatte  seine  Bereitwilligkeit  zur  Mitarbeit  erklärt 
und  betont,  daß  es  auf  Grund  der  seit  1899  gewonnenen 
Erfahrungen  im  Prinzip  der  obligatorischen  Schiedssprechung 
sympathisch  gegenüb  erstehe,  wie  dies  aus  den  beiden  Verträgen 
von  1904  und  der  Aufnahme  der  kompromissarischen  Klausel 
in  alle  neueren  Handelsverträge  erhelle. 

Von  den  elf  Vorschlägen,  die  der  Diskussion  über  die  obli- 
gatorische Schiedsgerichtsbarkeit  als  Grundlage  dienen  sollten, 
waren  die  wichtigsten  der  amerikanische,  ein  kombinierter  portu- 
giesisch-schwedischer und  ein  serbischer  \ 

Hatte  man  1899  darüber  diskutiert,  ob  bestimmte  Gruppen 
von  Verträgen  der  obligatorischen  Schiedssprechung  unterworfen 
werden  sollten,  so  glichen  sich  die  drei  Entwürfe  darin,  daß 
sie  das  Obligatorium  mit  subjektiv  bedingter  Arbitrabilität  ent- 
hielten, d.  h.  also,  den  Parteien  das  Recht  gaben,  zu  erklären, 
eine  konkrete  Sache  sei  zur  schiedsgerichtlichen  Regelung  un- 
geeignet, weil  der  Streitfall  die  vitalen  Interessen,  die  Ehre 
oder  die  Unabhängigkeit  eines  Streitteiles  berühre.  Enthielt  der 
amerikanische  Antrag  diese  Einschränkung  für  alle  Streitfälle, 
so  fügte  der  portugiesisch  - schwedische  Antrag  dieser  allge- 
meinen Verpflichtung  noch  eine  eingeschränkte,  aber  unbedingte, 
zur  schiedsgerichtlichen  Austragung  gewisser  Streitigkeiten  bei. 
Der  serbische  Vorschlag  schließlich  ging  dahin,  der  obliga- 


1 Siehe  Anlage  zur  Synopsis. 
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torischen  bedingungslosen  Schiedsgerichtsbarkeit  alle 
Streitigkeiten  zu  unterwerfen,  die  beträfen: 

a)  die  Interpretation  und  Anwendung  von  Verträgen  über  wirt- 
schaftliche, administrative  und  judizielle  Angelegenheiten; 

b)  die  Erfüllung  von  Geldverpflichtungen,  die  Zahlung  von 
Schadenersatz  oder  die  Reparation  für  erlittene  Schäden 
im  Verhältnis  zwischen  den  Staaten  oder  zwischen  einem 
Staat  und  den  Angehörigen  des  anderen,  soweit  die  ordent- 
lichen Gerichte  nicht  zuständig  seien. 

Das  Deutsche  Reich  setzte  diesen  Vorschlägen  von  Anfang 
an  Bedenken  entgegen.  Man  machte  geltend,  es  sei  doch  etwas 
anderes,  ob  man  mit  Staaten  einen  obligatorischen  Schieds- 
vertrag  abschließe,  die  man  genau  kenne,  oder  uno  actu  mit 
allen  Signatarmächten  durch  einen  obligatorischen  Weltvertrag 
verknüpft  werde.  Man  hat  weiter  gemeint,  die  subjektiv  be- 
dingte Arbitrabilität  nehme  von  vornherein  einer  derartigen 
Kollektivvereinbarung  jeden  praktischen  Wert,  wogegen,  von 
der  moralischen  Bedeutung  ganz  zu  schweigen,  andererseits 
ins  Gewicht  fällt,  daß  Deutschland  selbst  derartige  Verträge 
abgeschlossen  hat.  Demgegenüber  ist  allerdings  mehrfach,  so 
noch  jüngst  in  der  Norddeutschen  Allg.  Zeitung  vom  7.  X.  1917, 
darauf  hingewiesen  worden,  daß  namentlich  England  und  die 
Vereinigten  Staaten  auch  in  Fragen  von  geringerer  Bedeutung 
die  von  Deutschland  verlangte  schiedsgerichtliche  Austragung 
abgelehnt  und  dadurch  Deutschlands  Bedenken  gegen  die  sub- 
jektiv bedingte  Arbitrabilität  wesentlich  erhöht  haben1 * *. 

Bei  der  Abstimmung  ist  der  amerikanische  Antrag  von 
35  Staaten  angenommen,  von  fünf  (nämlich  Deutschland,  Öster- 
reich-Ungarn, der  Türkei,  Griechenland  und  Rumänien  [bei  drei 
Stimmenenthaltungen])  abgelehnt  worden.  Damit  war  der  An- 
trag gefallen.  Nunmehr  versuchte  man  an  der  Hand  der  beiden 
anderen  Projekte  zu  einer  Annahme  des  obligatorischen  Welt- 
vertrages für  gewisse  Fälle  zu  gelangen.  Dies  begegnete  Be- 
denken, über  welche  die  deutsche  Denkschrift  über  die  Konferenz- 
ergebnisse folgendermaßen  berichtet  hat: 


1 Vgl.  auch  Lammasch,  Staatslexikon4,  II,  1911,  S.  1416;  s.  hierzu 

noch  die  weiteren  Nachweise  bei  S trupp,  Anmerkung  81  und  dazu  die 

rechtlichen  Ausführungen  im  Text  des  Buches  S.  30  ff. 
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„Was  zunächst  die  Begrenzung  des  Vertrags  betrifft,  so 
bestand  auf  der  Konferenz  darüber  Einverständnis,  daß  der  obli- 
gatorischen Schiedssprechung  die  Interessenfragen  als  Fragen 
politischer  Natur  nicht  unterstellt  werden  sollten,  da  solche 
Fragen  dem  Gebiete  der  Mediation  angehören.  Die  Konferenz 
hat  aber  keine  Formel  finden  können,  die  geeignet  war,  die 
Interessenfragen  von  den  bloßen  Rechtsfragen  in  klarer  Weise 
zu  trennen;  hierauf  müßte  schon  deshalb  besonderer  Wert  ge- 
legt werden,  weil  der  Begriff  der  Rechtsfrage  in  den  einzelnen 
Ländern  einer  verschiedenen  Deutung  fähig  ist.  Eine  weitere 
Schwierigkeit  in  der  Begrenzung  besteht  darin,  daß  die  vor- 
geschlagenen Formulierungen  nicht  die  Streitigkeiten  unter- 
geordneter Bedeutung  auszuscheiden  vermochten,  obwohl  sich 
solchö  für  eine  Schiedssprechung  schon  im  Hinblick  auf  den 
damit  verbundenen  erheblichen  Zeit-  und  Kostenaufwand  im 
allgemeinen  nicht  eignen. 

Sodann  erschien  die  Ausführung  des  Weltschieds Vertrags 
nicht  als  hinreichend  gesichert.  Einerseits  stellte  die  erwähnte 
Ehrenklausel  die  Ausführung  des  Vertrags  in  das  freie  Ermessen 
der  Mächte , zumal  da  jede  Partei  sie  mit  durchgreifender 
Wirkung  hätte  anrufen  können.  Andererseits  war  keine  ge- 
nügende Vorsorge  getroffen,  um  in  jedem  einzelnen  Falle  das 
Zustandekommen  des  zur  Regelung  der  Fragestellung  und  der 
sonstigen  Bedingungen  des  Verfahrens  erforderlichen  besonderen 
Schiedsvertrags  (Artikel  52  des  neuen  Schiedsabkommens)  zu 
sichern,  da  die  Artikel  58,  54  hierzu  nicht  ausreichten  und  die 
weitergehenden  deutschen  Anträge  abgelehnt  wurden.  Dazu 
kam,  daß  nach  der  Verfassung  verschiedener  Länder  zum  Ab- 
schlüsse des  besonderen  Schiedsvertrags  in  jedem  einzelnen 
Falle  die  Genehmigung  der  gesetzgebenden  Körperschaften  er- 
forderlich wäre,  so  daß  sich  für  die  einzelnen  Länder  eine  ver- 
schiedene Art  der  rechtlichen  Bindung  ergeben  hätte.  Alle 
diese  Vorbehalte  waren  geeignet,  dem  Weltschieds  vertrage 
seinen  obligatorischen  Charakter  zu  nehmen  und  ihn  damit 
illusorisch  zu  machen. 

Endlich  herrschte  auf  der  Konferenz  keine  Einigkeit  über 
die  Wirkungen  der  Schiedssprechung.  Vor  allem  bestand 
Meinungsverschiedenheit  darüber,  in  welchem  Verhältnisse  die 
Sprüche  der  Schiedsgerichte  zu  den  Urteilen  der  nationalen 
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Gerichte  stehen,  insbesondere  ob  sie  Kraft  haben  sollten,  die 
bereits  ergangenen  Urteile  eines  solchen  Gerichts  umzustoßen 
oder  dieses  wenigstens  für  die  Zukunft  an  die  von  dem  Schieds- 
gerichte gegebene  Auslegung  der  Rechtsfrage  zu  binden.  So- 
dann war  eine  befriedigende  Regelung  nicht  zu  erzielen  für  den 
Fall,  wo  eine  Macht  durch  Schiedsspruch  verpflichtet  wird,  zur 
Ausführung  eines  internationalen  Vertrags  ihre  Gesetzgebung  in 
gewissem  Sinne  zu  ändern,  die  gesetzgebenden  Körperschaften 
sich  aber  weigern,  die  erforderlichen  Änderungen  zu  beschließen. 
Außerdem  bestand  in  Ansehung  der  Verträge,  an  denen  mehr  als 
zwei  Mächte  beteiligt  sind,  das  Bedenken,  daß  über  dieselbe  Frage 
einander  widersprechende  Schiedssprüche  ergehen  könnten,  die  zu 
einer  ganz  verschiedenen  Handhabung  des  Vertrags  führen  würden. 

Bei  dieser  Sachlage  konnte  von  dem  in  Aussicht  genommenen 
Weltschieds  vertrag  eine  Förderung  des  Schiedsgerichtsgedankens 
nicht  erwartet  werden.  Vielmehr  bestand  die  begründete  Be- 
sorgnis, daß  über  die  Anwendung  und  Auslegung  eines  solchen 
Vertrags  ernste  Streitigkeiten  entstehen  könnten,  die  der  Sache 
des  Friedens  nicht  dienlich  sein  würden.“ 

Demgemäß  stimmte  denn  auch  in  der  entscheidenden  Sitzung 
Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Belgien,  Bulgarien,  Griechen- 
land, Rumänien,  Montenegro,  die  Schweiz  und  die  Türkei  gegen 
die  Anträge,  während  Japan,  Luxemburg  und  Italien  Stimmen- 
enthaltung übten. 

Man  versuchte  es  nunmehr  noch  mit  Vermittlungsanträgen, 
deren  bedeutsamster  ein  Schweizer  Vorschlag  war:  Er  schlug 
die  Anfertigung  eines  „Tableau“  vor,  auf  dem  in  horizontaler 
Richtung  die  Namen  der  einzelnen  Signatarstaaten,  in  vertikaler 
die  einzelnen , für  unbedingtes  Obligatorium  geeigneten  Fälle 
aufgezeichnet  werden  sollten.  Wäre  nun  ein  Staat  geneigt,  z.  B. 
Streitigkeiten  über  internationales  Privatrecht  einem  Schieds- 
gericht anzu vertrauen , so  brauchte  er  nur  der  holländischen 
Regierung  davon  Mitteilung  zu  machen  und  eine  Aufnahme  in 
das  Tableau  zu  beantragen.  Damit  wäre  eine  Offerte  an  alle 
übrigen  Staaten  gemacht  worden,  eine  Offerte,  die  mit  ebenso- 
viel Staaten  zum  Vertrag  automatisch  erstarkt  wäre,  als  sich 
bereitgefunden  hätten,  für  die  gleiche  Frage  ihre  Zustimmung 
in  das  Tableau  eintragen  zu  lassen. 

Auch  diese  Anträge  wurden  abgelehnt,  und  man  einigte 
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sich  schließlich  nur  auf  eine  von  dem  italienischen  Delegierten 
Tornielli  formulierte  Deklaration:  „Die  Konferenz  hat  im  Geist 
der  Verständigung  und  der  gegenseitigen  Zugeständnisse,  der 
eben  der  Geist  ihrer  Beratungen  ist,  die  folgende  Deklaration 
beschlossen,  die,  indem  sie  jeder  der  vertretenden  Mächte  den 
Vorteil  ihrer  Abstimmung  wahrt,  allen  gestattet,  die  Grundsätze 
zu  bestätigen,  die  sie  als  allgemein  anerkannte  betrachten.  Sie 
ist  einstimmig  darüber: 

1.  das  Prinzip  der  obligatorischen  Schiedssprechung  an- 
zuerkennen und 

2.  zu  erklären,  daß  gewisse  Differenzen  und  insbesondere 
diejenigen,  welche  sich  auf  die  Auslegung  und  Anwendung  der 
internationalen  vertragsmäßigen  Vereinbarungen  beziehen,  ge- 
eignet sind,  der  obligatorischen  Schiedssprechung  ohne  jede 
Einschränkung  unterworfen  zu  werden.“ 

Hatte  man  auch  diesmal  den  obligatorischen  Weltschieds- 
gerichtsvertrag nicht  erreicht,  so  war  man  gleichwohl  in  dieser 
Hinsicht  wesentlich  weiter  gekommen  als  1899.  Nicht  nur  waren 
mit  der  Frage  des  Obligatoriums  zusammenhängende , tief- 
schürfende Erörterungen  angestellt,  das  Prinzip  der  obliga- 
torischen Schiedsgerichtsbarkeit  anerkannt  worden,  ja  man  hatte 
selbst  für  gewisse,  nur  nicht  näher  angegebene  Differenzen  die 
unbedingte  Arbitrabilität  gebilligt.  Weiter  aber  hat  die  II.  Kon- 
ferenz mit  der  Annahme  der  sogenannten  Porter-Konvention  auf 
indirektem  Wege  dem  Obligatorium  Eingang  in  das  Werk  vom 
Haag  verschafft.  Denn  indem  sich  die  Staaten  verpflichtet  haben, 
für  den  Fall,  daß  ein  Staat  im  Namen  seiner  Angehörigen 
vertragsmäßige  Schuldforderungen  gegen  einen  anderen  Staat 
geltend  mache,  nicht  zu  den  Waffen  zu  greifen,  außer  wenn  der 
Schuldnerstaat  das  Anerbieten  schiedsgerichtlicher  Austragung 
abgelehnt  oder  unbeantwortet  gelassen  habe,  oder  wenn  er  trotz 
Akzeptation  dieses  Anerbietens  den  Abschluß  des  Kompromisses 
unmöglich  mache  oder  die  Erfüllung  des  Schiedsspruches  ver- 
weigere, hat  man  die  schiedsgerichtliche  Austragung  für  diesen 
bestimmten  Fall  als  das  Normale  und  die  Waffengewalt  zur 
Ausnahme  erklärt. 

Wie  sich  das  Deutsche  Reich  1899  zur  Schaffung  des  Haager 
Schiedsgerichtshofes  verstanden  hat,  so  ist  es  im  Jahre  1907  für 
einen  Weltschiedsvertrag  über  das  Prisenreeht,  nämlich  das  in- 
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folge  des  englischen  Widerstandes  nicht  ratifizierte  Prisenhof- 
abkommen, nachdrücklich  eingetreten,  ebenso  für  den  Vorschlag 
Rußlands  und  der  Vereinigten  Staaten,  neben  den  sog.  Schieds- 
gerichtshof, d.  h.  die  Liste  der  Schiedsrichter,  einen 
wirklich  ständigen  Schiedsgerichtshof  zu  setzen.  Wenn  dieser 
1907  nicht  zustande  gekommen  ist,  so  waren  diesmal  eine  Reihe 
kleinerer  Staaten  daran  Schuld,  die  in  der  Schaffung  einer 
solchen  „cour  de  justice  arbitrale“  einen  Angriff  auf  die  staat- 
liche Souveränität  erblicken  zu  müssen  glaubten.  Jedenfalls 
waren  es  nicht  die  Einwendungen  gegen  das  Prinzip,  die  das 
Zustandekommen  einer  Konvention  bei  den  Beratungen  des 
Komitees  B verhinderten.  Sowohl  über  Kompetenz  wie  über 
das  Verfahren  hat  man  sich  verständigt.  Dagegen  war  es  die 
Frage,  wie  die  Auswahl  der  Richter  erfolgen  sollte,  die  eine 
Lösung  verhindert  hat.  Nach  den  russischen  Vorschlägen  sollten 
sich  sämtliche  Membres  de  la  Cour  permanente  d’arbitrage  ein- 
mal im  Jahre  im  Haag  als  eine  Art  Aufsichtsbehörde  gegenüber 
dem  Internationalen  Bureau,  dem  Aufsichtsrat  und  den  Schieds- 
gerichten versammeln,  um  auf  dieser  Zusammenkunft  eine  Dele- 
gation von  drei  Mitgliedern  zu  wählen,  die  innerhalb  der  „Cour 
permanente  d’arbitrage“  das  „Tribunal  permanente  d’arbitrage“ 
gebildet  hätten.  Man  ging  dabei  von  der  Auffassung  aus,  daß 
die  Staaten  sich  eines  solchen  jederzeit  bereiten,  für  ein  Jahr 
fest  bestellten  Gerichtes  häufiger  bedienen  würden  als  des 
Schiedsgerichtshofes  in  der  bisherigen  Listenform.  Weiter  ging 
der  amerikanische  Vorschlag.  Er  wollte  die  Schaffung  eines 
internationalen  Gerichtes,  im  wesentlichen  nach  dem  Vorbild 
der  nationalen  Gerichte  mit  dauernder  Besetzung.  Das  Richter- 
kollegium sollte  aus  15  Mitgliedern  bestehen,  die  die  wichtigsten 
Rechtssysteme  und  Sprachen  repräsentieren  würden.  Man  hat 
von  amerikanischer  Seite  dabei  darauf  hingewiesen,  daß  das 
Gericht,  sollte  es  arbeitsfähig  sein  und  sollte  seine  Tätigkeit 
nicht  zu  teuer  werden,  keine  zu  starke  Besetzung  aufweisen 
dürfe.  Hier  trat  aber  sofort  eine  Schwierigkeit  zutage.  Wie 
sollte  bei  nur  15  Richtern  das  Prinzip  der  Staatengleichheit 
gewahrt  bleiben?  Denn  es  war  ja  klar,  daß  von  den  44  Staaten, 
die  auf  der  II.  Haager  Konferenz  repräsentiert  waren,  nicht  alle 
in  einem  derartig  gebildeten  Gerichte  vertreten  sein  konnten. 
Ein  gemeinschaftliches  deutsch- englisch-amerikanisches  Projekt 


I.  Geschichtliches. 


15 


suchte  die  Lösung  in  dem  Vorschlag  des  sogenannten  Rotations- 
prinzips. Danach  hätten  alle  Großmächte  in  den  aus  nunmehr 
17  Richtern  zu  bildenden  Gerichtshof  je  einen  Richter  entsandt, 
während  die  übrigen  Staaten  zwar  auch  je  einen  Richter  be- 
stimmt hätten,  ohne  daß  diese  aber  wie  die  der  Großmächte 
gleichzeitig  im  Gerichte  sitzen  würden.  In  einer  dem  Projekt 
als  Anlage  beigegebenen  Tabelle  war  die  Verteilung  der  Sitze 
unter  die  Signatarmächte  auf  die  Normalperiode  von  12  Jahren 
ersichtlich  gemacht. 

Es  waren  die  süd amerikanischen  Delegierten,  vor  allem  der 
redegewandte  Brasilianer  Barbosa,  die  aufs  schärfste  gegen  eine 
derartige  ungleiche  Behandlung  der  Staaten  Front  gemacht 
haben.  Brasilien  selbst  schlug  die  Verteilung  sämtlicher  Staaten 
auf  drei  Schichten  vor,  deren  jede  ein  Drittel  der  Normalperiode 
zu  fungieren  gehabt  hätte.  Dieser  Vorschlag  fand  ebensowenig 
Billigung  wie  andere,  die  das  Wahlprinzip,  sei  es  in  Form 
einer  Wahl  der  Richter  durch  die  Konferenz,  sei  es  durch 
Wahl  seitens  eines  besonderen  Wahlmännerkollegiums  zur  An- 
erkennung zu  bringen  versuchten. 

Wie  in  der  Frage  des  obligatorischen  Schiedsgerichtes,  ist 
man  auch  in  der  des  wirklich  ständigen  Gerichtshofes  zu  keiner 
Lösung  gelangt.  Vielmehr  hat  sich  die  Konferenz  damit  be- 
gnügt, den  Mächten  die  Annahme  des  Entwurfes  über  die  Er- 
richtung eines  Schiedsgerichtshofes  und  dessen  Inkraftsetzung 
zu  empfehlen,  sobald  eine  Einigung  über  die  Wahl  der  Richter 
und  die  Zusammensetzung  des  Gerichtshofes  erfolgt  sein  würde. 
Es  mag  in  diesem  Zusammenhang  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß 
durch  Vertrag  vom  20.  Dezember  1907  die  mittelamerikanischen 
Republiken  Costa  Rica,  Guatemala,  Honduras,  Nicaragua  und 
Salvador  einen  internationalen  Gerichtshof  in  der  Corte  de 
Justicia  Centroamericana  eingesetzt  haben,  die  in  Carthago 
(Costa  Rica)  errichtet,  seit  dessen  Zerstörung  durch  Erdbeben 
in  San  Jose  (Costa  Rica)  ihren  Sitz  hat. 

Wiewohl  in  den  beiden  wichtigsten  Fragen  von  friedens- 
rechtlicher Bedeutung  eine  Konvention  1907  nicht  abgeschlossen 
worden  ist,  bedeutet  das  Erreichte  — von  Verbesserungen  an 
der  Konvention  zur  friedlichen  Beilegung  internationaler  Streitig- 
keiten sehe  ich  hier  überhaupt  ab  — gegenüber  dem  1899  Er- 
zielten einen  Fortschritt. 
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Um  zunächst  ein  Resultat  nochmals  festzustellen : Während 
man  auf  der  I.  Konferenz  den  Gedanken  des  Obligatoriums  als- 
bald fallen  gelassen  hat,  ist  er  auf  der  II.  Konferenz  von  bei- 
nahe der  doppelten  Anzahl  von  Staaten  im  Prinzip  anerkannt 
worden,  so  daß  man  wohl  berechtigt  ist,  zu  sagen,  daß  die 
obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  von  der  gesamten  Völker- 
rechtsgemeinschaft, d.  h.  von  den  Staaten  der  Kulturwelt,  aus- 
drückliche Anerkennung  gefunden  hat,  eine  Anerkennung,  die, 
wenn  sie  auch  schon  vorher  in  speziellen  Verträgen  eben  jener 
Staaten  in  mehr  oder  weniger  großer  Häufigkeit  in  die  Er- 
scheinung trat,  doch  zum  ersten  Male  in  einer  Weltkonvention 
in  feierlichen  W orten  proklamiert  worden  ist.  Diese  Proklamation 
hat  zugleich  die  Weiterentwicklung  des  Instituts  beschleunigt: 
Konnten  wir  bereits  für  die  Zeit  von  1899  bis  1907  ein  rapides 
Steigen  in  dem  Abschluß  von  Schiedsgerichtsverträgen  kon- 
statieren, so  kann  man  heute  mit  der  lebhaftesten  Befriedigung 
feststellen,  daß  mehr  als  130  ratifizierte  Schiedsgerichts  Verträge 
vor  Kriegsbeginn  in  Geltung  standen,  die,  teils  mit,  teils  ohne 
Einschränkungen,  auftauchende  Streitigkeiten  beinahe  ausnahms- 
los dem  Haager  Schiedsgerichtshof  unterwerfen.  Es  ist  ganz 
besonders  wichtig,  daß  das  Vertrauen  zur  Schiedsgerichtsbarkeit 
und  zum  Haager  Schiedshof  so  groß  ist,  daß  das  Deutsche  Reich 
und  Frankreich  dem  Berliner  Abkommen  vom  4.  November 
1911,  einem  politischen  Abkommen  von  höchster  Tragweite, 
die  Schiedsklausel  eingefügt  haben. 

„Man  kann  vielleicht  noch  einen  Schritt  weitergehen: 
Wenn  wir  die  gleiche  Klausel  inhaltlich  mehr  oder  minder 
umgrenzt  in  dem  französisch-spanischen  Marokkovertrag  vom 
27.  November  1911,  in  dem  Bukarester  Friedensvertrag  und 
wiederum  in  dem  Friedensinstrument  von  Athen  antreffen, 
wenn  der  türkisch-bulgarische  Friedens  vertrag  vom  29.  Sep- 
tember 1913  in  Art.  17  bestimmt,  daß  ,alle  etwa  aus  der  Aus- 
legung der  Art.  11,  12,  13  und  16  des  Vertrages  entstehenden 
Streitigkeiten  durch  Schiedssprechung  im  Haag  zu  schlichten 
sind4  und  das  Kompromiß  in  einem  Anhang  des  Friedens  in 
zwölf  ausführlichen  Artikeln  aufstellt,  wenn  in  der  neuen  portu- 
giesischen Verfassung1,  zum  erstenmal  in  einem  europäischen 

1 Art.  73,  siehe  S trupp  im  Jahrbuch  des  Öff.  Rechtes  VIII,  1913,  441  ff. 
Maruoco  e Souza,  Constituhjäo  Politica  da  Republica  Portuguesa,  1913, 
S.  610  ff. 


II.  Das  Werk  vom  Haag. 


17 


Grundgesetz,  als  das  beste  Mittel  zur  friedlichen  Beilegung 
internationaler  Streitigkeiten  die  Schiedsgerichtsbarkeit  ge- 
priesen wird,  dann  zeigt  sich,  scheint  mir,  daß  das  Prinzip 
der  II.  Haager  Konferenz  wirklich  die  grande  idee  ist,  qui 
domine  notre  temps,  und  es  zeigt  sich  weiter,  wie  richtig  es 
ist,  wenn  Lammasch,  einer  der  glänzendsten  Theoretiker  und 
Praktiker  der  Schiedsgerichtsbarkeit,  in  seinem  Werke  über 
die  Schiedsgerichtsbarkeit  sich  dahin  ausdrückt:  , Nicht  mehr 
wie  früher  ist  jetzt  die  Frage : Soll  die  Streitsache  einem 
Schiedsgericht  überwiesen  werden?,  sondern:  Warum  soll  sie 
dem  Haager  Schiedsgericht  nicht  überwiesen  werden?  Die 
Beweislast  obliegt  seither  dem  Gegner  des  Schiedsgerichtes.4“ 

Den  Optimismus,  den  ich  mit  den  vorstehenden  Worten 
in  meinem  Buche  über  „Internationale  Schiedsgerichtsbarkeit“ 
(S.  89)  zum  Ausdruck  gebracht,  zu  verleugnen,  scheint  mir, 
auch  nach  den  Erfahrungen  des  Weltkrieges,  von  der  Tatsache 
ganz  abgesehen,  daß  auch  während  seiner  Dauer  das  Institut 
der  Schiedsgerichtsbarkeit,  wie  das  der  Internationalen  Unter- 
suchungskommissionen , Fortbildung  erfahren  hat , keineswegs 
notwendig 1 : Gerade  in  der  internationalen  Schiedsgerichtsbarkeit 
wird  der  „Schrei  nach  Vereinbarungen“,  von  dem  Reichskanzler 
v.  Bethmann  Hollweg  neuerlich  gesprochen,  nach  dem  Kriege 
eine  gewisse  Erfüllung  der  Hoffnungen  auf  einen  dauernden 
Frieden,  einen  Ankerpunkt  und  eine  Grundlage  rechtlich 
und  politisch  möglicher,  Utopien  abgewandter  Ideen  finden. 

II.  Das  Werk  vom  Haag. 

a)  Das  Wichtigste  über  Internationale  Untersuchungs- 
kommissionen 2. 

Sie  sind  da  am  Platze,  wo  es  gilt,  durch  eine  unparteiische 
und  gewissenhafte  Prüfung  Tatfragen  aufzuklären,  über 
die  bei  den  im  Streite’  befindlichen  Staaten  verschiedene  Auf- 
fassungen herrschen.  Es  ist  bekannt,  daß  fünf  Jahre  nach  der 
ersten  Haager  Konferenz  die  bedenkliche  Spannung  zwischen 

1 Vgl.  auch  die  Ausführungen  des  deutschen  Altmeisters  internationaler 
Schiedsgerichtsbarkeit,  Zorn,  „Die  Internationale  Schiedsgerichtsbarkeit“, 
1917,  S.  42. 

2 S.  S trupp  S.  46 ff.  nebst  dortigen  Nachweisen. 

Veröffentl.  d.  Seminars  f.  Internat.  Recht.  Heft  4:Strupp.  2 
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England  und  Rußland  durch  eine  in  Paris  eingesetzte  Unter- 
suchungskommission aus  der  Welt  geschafft  worden  ist.  Es 
handelte  sich  damals  um  die  Beschießung  englischer  Fischer- 
boote durch  die  auf  der  Fahrt  nach  Ostasien  befindliche  russische 
Flotte,  die  in  der  Gegend  der  Doggerbänke  bei  Hüll  japanische, 
unter  der  Fischerflottille  versteckte  Torpedoboote  zu  entdecken 
glaubte.  Damals  ist  es  der  Kommission  gelungen,  einen  Streit 
zu  beseitigen,  der  die  Gefahr  eines  bewaffneten  Zusammenstoßes 
in  große  Nähe  gerückt  hatte. 

Vielfach  wird  eine  internationale  Untersuchung  ein  Vor- 
stadium bilden  für  ein  schiedsgerichtliches  Verfahren:  Soweit 
eine  solche  Untersuchung  den  Schiedsrichtern  zugewiesen  ist, 
handelt  es  sich  nur  um  eine  Vorbereitungstätigkeit  dieser  für 
die  Urteilsfindung,  eine  Tätigkeit,  die  aber  selbständig  keine 
Bedeutung  hat.  Anders,  wenn  die  Untersuchung,  wie  es  die 
Regel  ist,  nur  dazu  bestimmt  ist,  eine  Grundlage  für  die  Über- 
legung der  Parteien  zu  schaffen,  ob  ein  zwischen  ihnen  be- 
stehender Streit  auf  Grund  der  getroffenen  Feststellungen  nun- 
mehr auf  diplomatischem  Wege  aus  der  Welt  geschafft  oder 
zur  rechtlichen  Entscheidung  einem  Schiedsgerichte  unterbreitet 
werden  soll.  Eine  derartige  Untersuchungskommission  hatten 
die  in  der  Literatur  viel  erörterten,  von  dem  amerikanischen 
Senat  stark  geänderten  und  daher  vom  Präsidenten  nicht  rati- 
fizierten Taftschen  Schiedsgerichts  Verträge  vom  3.  August  1911 
im  Auge.  Denn  sie  sahen  gegebenenfalls  eine  Untersuchungs- 
kommission  vor,  die  den  Streitfall  aufklären  und  — damit 
näherte  sich  ihre  Tätigkeit  der  Mediation  — Vorschläge  machen 
sollten.  Und  eine,  wie  ich  sie  nennen  möchte,  selbständige 
Untersuchungstätigkeit  (im  Gegensatz  zur  akzessorischen  bei  nach- 
folgendem Schiedsgerichtsverfahren)  enthält  auch  der  Bryansche 
Vertrag  zwischen  der  Union  und  Salvador  vom  7.  August  1913  h 

Wenn  die  I.  Haager  Konvention  im  dritten  Titel  von  „inter- 
nationalen Untersuchungskommissionen“  handelt,  so  hat  man 
damit  mur  an  die  selbständigen  gedacht.  Ihre  Einsetzung  wird 
in  Art.  9 dann  als  nützlich  und  wünschenswert  empfohlen,  wenn 

1 Siehe  Synopsis  Abschnitt  II.  Dort  ist  an  Stelle  des  Modell  Vertrags 
Union-Salvador  der  ratifizierte  Union-Guatemala  abgedruckt.  — Siehe 
auch  Imberg,  Die  Stellung  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
zur  internationalen  Schiedsgerichtsfrage,  1914,  S.  149  ff. 


II.  Das  Werk  vom  Haag. 


19 


der  Streit  der  Staaten  einer  verschiedenen  Würdigung  von  Tat- 
sachen entspringt.  Indem  man  die  Obligatorietät  ablehnte, 
hat  man  weiter  diese  Empfehlung  noch  durch  einen  Wall  von 
Kautelen  umgeben.  Denn  wir  finden  in  Art.  9 nicht  nur  die 
Ehren-  und  Interessen-,  sondern  auch  noch  die  Umstandsklausel. 
Dabei  ist  — Art.  35  sagt  es  ausdrücklich  — „das  Wesentliche 
des  Instituts,  daß  den  Parteien  volle  Freiheit  hinsichtlich  der 
Folgen  verbleibt,  die  der  Feststellung  der  Kommission  zu  geben 
ist.  Das  Ergebnis  dieser  Feststellung  kann  zu  weiteren  Ver- 
handlungen, kann  dahin  führen,  daß  die  Sache  einem  Schieds- 
gericht unterbreitet  wird,  kann  aber  auch  zum  Kriege  führen. 
Letzteren  wollte  Martens  1907  dadurch  unmöglich  machen,  daß 
es  den  Parteien  nach  dem  Erlasse  des  Berichtes  der  Unter- 
suchungskommissionen nur  noch  freistehen  sollte,  sich  friedlich 
zu  einigen  oder  die  Sache  dem  Haager  Hofe  zu  übergeben. 
Darin  scheint  mir  gerade  die  hohe  Bedeutung  der  Untersuchungs- 
kommissionen  zu  bestehen,  daß  sie  eine  Partei  geradezu  auf' 
den  Weg  des  Friedens  locken,  indem  sie  den  Regierungen  er- 
klären: , Selbst  nach  dem  Erlasse  des  Berichtes  seid  ihr  noch 
frei  in  eurem  Handeln.4  Hat  sie  aber  einmal  diesen  Weg  be- 
treten, dann  ist  der  Streit  sogut  wie  aus  der  Welt  geschafft-, 
denn  die  alles  heilende  Zeit  hat  bis  zur  Verkündigung  des  Be- 
richtes der  Kommission  die  Erbitterung  der  Parteien  bedeutend 
gemildert  . . . \ 

b)  Die  Internationale  Schiedsgerichtsbarkeit. 

Was  die  internationale  Schiedsgerichtsbarkeit  gegen 
die  anderen  Mittel  zur  Streiterledigung  abgrenzt,  ist,  daß  diese 
nur  einen  Versuch  darstellen,  bestehende  Differenzen  zur  Er- 
ledigung zu  bringen,  während  jene  berufen  ist,  durch  eine  Ent- 
scheidung den  Streit  endgültig  aus  der  Welt  zu  schaffen. 
Damit  ist  aber  nur  die  eine  Seite  der  Schiedsgerichtsbarkeit 
in  ihrem  Kern  erfaßt.  Wesentlich  für  den  Begriff  „Schieds- 
sprechung“  ist,  daß  das  Verfahren  vor  Richtern  sich  abspielt, 
die  durch  Wahl  der  Parteien  berufen  sind.  Art.  37  FA,  der  das 
erste  Kapitel  (Schiedswesen)  einleitet,  formuliert  daher,  völlig 
zutreffend,  die  internationale  Schiedssprechung  als  „Erledigung 
von  Streitigkeiten  zwischen  den  Staaten  durch  Richter  ihrer 


1 Wehberg,  Kommentar,  S.  44,  45. 
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Wahl  auf  Grund  der  Achtung  vor  dem  Recht“.  Es  ist  be- 
deutsam, daß  die  Haager  Konvention  ausdrücklich  betont,  daß 
die  Sprüche  des  Haager  Schiedsgerichtes  R e c h t s Sprüche  sein 
sollen.  Denn  während  im  innerstaatlichen  Rechtsleben  die 
Schiedsgerichte  nicht  an  die  Normen  des  positiven  Rechts  ge- 
bunden sind,  ist  es  gerade  ein  unbedingtes  Erfordernis  für  das 
internationale,  das  geltende  Völkerrecht,  eventuell  unter  Zuhilfe- 
nahme der  Analogie,  zur  Anwendung  zu  bringen,  sofern  die 
Parteien  nichts  Abweichendes  vereinbart  haben.  Nur  so,  wenn 
ein  Urteil  nach  Rechtsgrundsätzen  zu  erwarten  ist,  dürfen  die 
Parteien  das  Zutrauen  zu  dem  Schiedsgerichte  haben , eine 
Entscheidung  zu  bekommen,  die  an  der  Hand  des  gegebenen 
Tatbestandes  ihnen  sagt,  auf  wessen  Seite  das  Recht  ist.  In 
dem  gleichen  wichtigen  Artikel  35,  der  die  Definition  der  inter- 
nationalen Schiedssprechung  gibt,  ist  — und  zwar  in  Absatz  2 — 
die  weitere  Folge  niedergelegt,  die  aus  der  Unterwerfung  unter 
die  Schiedsgerichtsbarkeit  entfließt:  „Die  Anrufung  der  Schieds- 
sprechung“, heißt  es  dort,  „schließt  die  Verpflichtung  in  sich, 
sich  nach  Treu  und  Glauben  dem  Schiedssprüche  zu  unter- 
werfen.“ Diese  Norm  ist  von  größter  Bedeutung.  Würde  die 
Verpflichtung  der  Kontrahenten  mit  Abschluß  des  Kompromisses 
erschöpft  sein,  so  könnte  jeder  Staat  nach  freiem  Belieben  die 
Erfüllung  des  Schiedsspruches  ablehnen  und  damit  gerade  den 
Unterschied  verwischen,  der  zwischen  Vermittlung  und  Schieds- 
gerichtsbarkeit besteht.  In  Wirklichkeit  ist  dem  aber  nicht  so. 
Es  liegt  im  Wesen  jeder  Gerichtsbarkeit,  also  auch  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit (die  sich  nur  dadurch  von  jener  unterscheidet, 
daß  bei  der  Schiedsgerichtsbarkeit  die  Parteien  die  Richter  be- 
stimmen), daß  sie  die  Verpflichtung  zur  Erfüllung  der  Sentenz 
in  sich  schließt. 

Wenn  Art.  37  II  von  einer  Unterwerfung  nach  Treu  und 
Glauben  spricht,  so  bedeutet  das  eine  Abkürzung  für  die  deut- 
lichere Fassung:  „wie  es  Treu  und  Glauben  verlangt“.  Nur  so 
entspricht  sie  der  Vorstellung  von  der  Wirkung,  die  wir  an  den 
Begriff  Urteil  knüpfen. 

Was  nun  den  im  zweiten  Kapitel  des  Friedensabkommens 
behandelten  Ständigen  Schiedshof,  die  Cour  permanente  d’arbi- 
trage,  anlangt,  so  ist  diese  juristisch  nicht  etwa  als  ein  Organ 
eines  angeblichen  Staatenverbandes  aufzufassen.  Denn  nach 
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einem  Vorschlag  des  Deutschen  Reiches  bestimmt  Art.  44  I.  II: 
„Jede  Vertragsmacht  benennt  höchstens  vier  Personen  von  an- 
erkannter Sachkunde  in  Fragen  des  Völkerrechts,  die  sich  der 
höchsten  sittlichen  Achtung  erfreuen  und  bereit  sind,  ein  Schieds- 
richteramt zu  übernehmen.  Die  so  benannten  Personen  sollen 
unter  dem  Titel  von  Mitgliedern  des  Schiedshofes  in  eine  Liste 
eingetragen  werden,  diese  soll  allen  Vertragsmächten  durch 
das  Bureau  mitgeteilt  werden.“  Wollen  nun  die  Parteien  eines 
konkreten  Streites  ein  „Tribunal  d’arbitrage“  im  Haag  zur  Ent- 
scheidung ihrer  Differenz  angehen,  so  finden  sie  keineswegs  ein 
Schiedsgericht  bereits  vor,  sondern  einzig  allein  eine  im  Bureau 
des  Haager  Schiedsgerichtes  vorhandene  Liste,  ein  Verzeichnis 
der  Personen,  die  die  einzelnen  Staaten  als  für  Haager  Schieds- 
richter geeignet  bezeichnet  haben.  Mehr  nicht.  Anders  aus- 
gedrückt: Während  vor  1899  die  Parteien  von  Fall  zu  Fall  als 
Schiedsrichter  jede  beliebige  Person  der  ganzen  Welt  zur  Ent- 
scheidung ihrer  Streitsache  bestellen  konnten,  finden  sie  nun- 
mehr, in  bequemer  Weise,  sofern  sie  ihre  Sache  dem  Haager 
Schiedsgericht  vorlegen,  einen  wesentlich  beschränkten  Personen- 
kreis als  Schiedsrichter  zu  ihrer  Verfügung,  nämlich  den  Kreis 
der  Personen,  die  von  den  Signatarmächten  zu  Mitgliedern  des 
ständigen  Schiedsgerichtshofes  im  Haag  ernannt  worden  sind. 
Daraus  folgt  weiter:  „Mitglied  des  ständigen  Schiedshofes  im 
Haag“  bedeutet  nicht,  daß  der  einzelne  wirklich  Schiedsrichter 
sei,  es  heißt  einzig  und  allein,  daß  das  einzelne  Mitglied  eine 
spes  hat,  weil  es  in  der  Liste  steht,  vielleicht  von  den 
streitenden  Staaten  zum  Schiedsrichter  ernannt  zu  werden.  Will 
man  ein  Analogon,  so  kann  man  an  die  Geschworenenur-  oder 
Vorschlagslisten  denken.  Auch  wer  in  jene  aufgenommen  ist, 
kann  vielleicht  einmal  dazu  berufen  werden,  als  Geschworener 
zu  fungieren;  es  kann  jedenfalls  in  dem  betreffenden  Jahre 
keine  Person  das  Geschworenenamt  ausüben,  die  in  der  Liste 
nicht  enthalten  wäre.  Ob  aber  der'  einzelne,  der  in  der  Liste 
steht,  berufen  werden  wird,  ergibt  das  Los  h 

Eine  Zuständigkeit  des  Ständigen  Schiedsgerichtshofes  im 
Haag  ist  nun  für  alle  Schiedsfälle  gegeben,  sofern  nicht  zwischen 
den  Parteien  über  die  Einsetzung  eines  besonderen  Schieds- 


1 Die  Frage  ist  äußerst  bestritten.  Vgl.  S trupp,  Anmerk.  155  ff. 
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gerichtes  Einverständnis  besteht.  Von  den  Fällen  besonderer 
Schiedsgerichte,  die  überhaupt  nicht  im  Haag  einberufen  sind, 
müssen  jene  unterschieden  werden,  deren  Mitglieder  zwar  keine 
Listenmänner,  also  keine  Mitglieder  des  Ständigen  Schieds- 
gerichtshofes im  Haag  sind,  die  aber  in  der  holländischen  Haupt- 
stadt tagen.  Sie  dürfen  sich  nach  Art.  47  des  Geschäftslokales 
und  der  Geschäftseinrichtung  des  Bureaus  des  Ständigen  Haager 
Schiedsgerichtshofes  bedienen,  und  die  gleiche  Ermächtigung 
wird  durch  Absatz  2 ausgedehnt  auf  Streitigkeiten  zwischen 
anderen  Mächten  als  Vertragsmächten  oder  zwischen  Vertrags- 
mächten und  anderen  Mächten. 

Wie  wird  nun  das  konkrete  Schiedsgericht  gebildet?  Das 
Normale  ist,  daß  die  Parteien  sich  über  die  Personen  im  Kom- 
promisse verständigen,  mit  der  Wirkung,  daß  die  Personen  von 
dem  Augenblick  an,  in  dem  das  Kompromiß  vollwirksam  ist, 
Mandatare  der  beiden  Streitteile  sind1.  Ein  besonderer  Vertrag 
mit  dem  Schiedsrichter,  ein  receptum  arbitri,  ist  nicht  erforder- 
lich, sondern  es  liegt,  juristisch  betrachtet,  in  der  Aufnahme 
seines  Namens  in  die  Liste  ein  Angebot  seiner  Dienste  an  die 
Signatarmächte,  das,  sofern  es  im  Augenblick  der  Bezeichnung 
des  Arbiters  durch  die  Streitteile  noch  zu  Recht  besteht,  zu 
dessen  Eintritt  in  die  Funktionen  eines  Schiedsrichters  erstarkt. 
Kommt  eine  Einigung  zwischen  den  Parteien  nicht  zustande, 
so  trifft  Art.  45  Abs.  II — V folgende  Regelung,  die  auch  für 
die  Bildung  der  Untersuchungskommissionen  gilt:  „Jede  Partei 
ernennt  zwei  Schiedsrichter,  von  denen  nur  einer  ihr  Staats- 
angehöriger sein  oder  unter  den  von  ihr  benannten  Mitgliedern 
des  Schiedshofes  ausgewählt  werden  darf.  Diese  Schiedsrichter 
wählen  gemeinsam  einen  Obmann.  Bei  Stimmengleichheit  wird 
die  Wahl  des  Obmanns  einer  dritten  Macht  an  vertraut,  über 
deren  Bezeichnung  sich  die  Parteien  einigen. 

Kommt  eine  Einigung  hierüber  nicht  zustande,  so  bezeichnet 
jede  Partei  eine  andere  Macht,  und  die  Wahl  des  Obmanns 
erfolgt  durch  die  so  bezeichneten  Mächte  in  Übereinstimmung. 
Können  sich  diese  zwei  Mächte  binnen  zwei  Monaten  nicht 
einigen,  so  schlägt  jede  von  ihnen  zwei  Personen  vor,  die  aus 
der  Liste  der  Mitglieder  des  Ständigen  Schiedshofes,  mit  Aus- 


1 S.  Strupp  a.  a.  0.  S.  62 ff. 
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nähme  der  von  den  Parteien  benannten  Mitglieder,  genommen 
und  nicht  Staatsangehörige  einer  von  ihnen  sind.  Das  Los 
bestimmt,  welche  unter  den  so  vorgeschlagenen  Personen  der 
Obmann  sein  soll.“ 

Von  den  Vorschriften  über  das  Schiedsverfahren  ist  be- 
sonders wichtig  Art.  53.  Nachdem  dieser  in  Absatz  1 den  selbst- 
verständlichen Satz  aufgestellt:  „Der  Ständige  Schiedshof  ist 
für  die  Feststellung  des  Schiedsvertrages  zuständig,  wenn  die 
Parteien  darüber  einig  sind,  sie  ihm  zu  überlassen“,  enthält  er 
in  Absatz  2 das  hochbedeutsame  sogenannte  Zwangskompromiß 
oder  — wie  ich  es  genannt  — Ersatzkompromiß  x.  Der  Ständige 
Schiedshof,  und  zwar  nach  Art.  54  eine  Kommission  von  fünf 
Mitgliedern,  die  nach  den  für  die  Bildung  eines  Schiedsgerichtes 
aufgestellten  Regeln  gebildet  wird  und  im  Zweifel  auch  als 
Schiedsgericht  fungiert,  ist  aber  weiter  auf  einseitigen  Antrag 
einer  Partei  nach  erfolglosen  diplomatischen  Verhandlungen  zu- 
ständig, wenn  es  sich  um  den  Abschluß  eines  unechten 
Kompromisses,  d.  h.  eines  Kompromisses  auf  G rund 
eines  institutionellen  Schiedsgerichtsvertrages, 
handelt,  sofern  dieser  für  jeden  einzelnen  Streitfall  einen  Schieds- 
vertrag  vorsieht  und  dessen  Feststellung  der  Zuständigkeit  des 
Schiedshofes  weder  ausdrücklich  noch  stillschweigend  entzieht. 
Die  hier  ausgesprochene  Regel  ist  als  eine  äußerst  geschickte 
Präventivvorschrift  zur  Verhütung  oder  Abbeugung  eines  Rechts- 
bruches anzusehen,  der  darin  liegen  würde,  daß  ein  Staat  nicht 
geneigt  sein  sollte,  das  zur  Durchführung  eines  bestehenden 
institutioneilen  Schiedsgerichtsvertrages  erforderliche  Kompromiß 
abzuschließen.  Ebenso  richtig  ist  es , wenn  es  weiter  heißt : 
„Doch  ist,  wenn  die  Gegenpartei  erklärt,  daß  nach  ihrer  Auf- 
fassung der  Streitfall  nicht  zu  den  der  obligatorischen  Schieds- 
sprechung  unterliegenden  Streitfällen  gehört,  die  Anrufung  des 
Schiedshofes  nicht  zulässig,  es  sei  denn,  daß  das  Schieds- 
abkommen  dem  Schiedsgerichte  die  Befugnis  zur  Entscheidung 
dieser  Vorfrage  überträgt.“  Hier  wird  klar  zum  Ausdruck  ge- 
bracht, daß  eine  Vertragsverletzung  selbstverständlich  dann  nicht 
gegeben  ist,  wenn  es  zwischen  den  Parteien  überhaupt  streitig 
ist,  ob  eine  arbitrale  Sache  vorliegt,  also  z.  B.,  ob  es  sich  um 


1 a,  a.  0.  S.  67. 
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eine  Rechts-  oder  um  eine  politische  Frage  handelt,  wenn  nach 
dem  institutioneilen  Schied s vertrag  ausschließlich  Rechtsfragen 
als  arbitrabel  anzusehen  sind. 

Den  zweiten  Fall  des  Ersatzkompromisses  enthält  Ziffer  2, 
nach  dem  es  dann  geschaffen  werden  kann,  wenn  es  sich  um 
einen  Streitfall  handelt,  der  aus  bei  einer  Macht  von  einer 
andern  Macht  für  deren  Angehörige  eingeforderten  Vertrags- 
Schulden  herrührt,  für  dessen  Beilegung  das  Anerbieten  schieds- 
richterlicher Erledigung  angenommen  worden  ist.  Doch  findet 
die  Bestimmung  dann  keine  Anwendung,  wenn  die  Annahme 
unter  der  Bedingung  erfolgt  ist,  daß  der  Schiedsvertrag  auf 
einem  andern  Wege  festgestellt  werden  soll. 

Hier  bildet  das  Ersatzkompromiß  die  Durchführung  eines 
Vertrages,  Inhalts  dessen  ein  bestimmter  Rechtsstreit  schieds- 
gerichtlich ausgetragen  werden  soll. 

Die  Zustellung  des  Urteils  — und  nur  in  diesem  Zu- 
sammenhang und  zum  Verständnis  von  Abschnitt  IV  der 
Synopsis  ist  das  hervorzuheben  — schafft  in  Verbindung  mit 
der  ordnungsmäßigen  Verkündung  die  formelle  Rechtskraft:  Das 
Streitverhältnis  ist  damit  endgültig  und  mit  Ausschluß  der  Be- 
rufung, wie  es  in  Art.  84  heißt,  entschieden.  Es  ist  in  der  Tat 
mit  der  Natur  des  internationalen  Schiedsspruches,  der  eine 
Differenz  gerade  beseitigen  und  nicht  verewigen  soll,  der  vor 
allem  verhüten  muß,  daß  die  durch  Überweisung  der  Sache  an 
ein  Schiedsgericht  eingeschlummerten  Leidenschaften  von  neuem 
und  vielleicht  noch  viel  heftiger  aufgerüttelt  werden,  unverein- 
bar, die  ganze  Sache  erneut  vor  demselben  oder  einem  andern 
Tribunal  zur  Verhandlung  und  Entscheidung  zu  bringen.  Nun 
darf  man  aber  andererseits  gerade,  da  es  sich  um  einen  Rechts- 
spruch handelt,  auch  nicht  verkennen,  daß  gewisse  Tatsachen, 
wie  z.  B.  in  einem  Grenzstreit  das  Auffinden  einer  entscheidenden 
Vertragsurkunde,  recht  wohl  zu  einer  Lage  führen  können,  die 
die  Streiterledigung  als  keine  definitive  erscheinen  läßt.  Sollen 
hier  unerquickliche,  ja  gefahrdrohende  Verhältnisse  vermieden 
werden,  so  muß  wenigstens  für  derartige  exzeptionelle  Fälle 
eine  erneute  Prüfung  der  Sachlage  möglich  sein.  Dem  trägt 
der  überaus  bedeutsame  Art.  85  Rechnung,  wenn  er  bestimmt: 
„Die  Parteien  können  sich  im  Schiedsvertrage  Vorbehalten,  die 
Nachprüfung  (Revision)  des  Schiedsspruches  zu  beantragen. 
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Der  Antrag  muß  in  diesem  Falle,  unbeschadet  anderweitiger 
Abrede,  bei  dem  Schiedsgerichte  angebracht  werden,  das  den 
Spruch  erlassen  hat.  Er  kann  nur  auf'  die  Ermittlung  einer 
neuen  Tatsache  gegründet  werden,  die  einen  entscheidenden 
Einfluß  auf  den  Spruch  auszuüben  geeignet  gewesen  wäre  und 
bei  Schluß  der  Verhandlung  dem  Schiedsgerichte  selbst  und  der 
Partei,  welche  die  Nachprüfung  beantragt  hat,  unbekannt  war. 

Das  Nachprüfungs verfahren  kann  neu  eröffnet  werden  durch 
einen  Beschluß  des  Schiedsgerichtes,  der  das  Vorhandensein 
der  neuen  Tatsache  ausdrücklich  feststellt,  ihr  die  im  vor- 
stehenden Absätze  bezeichneten  Merkmale  zuerkennt  und  den 
Antrag  insoweit  für  zulässig  erklärt.  Der  Schieds vertrag  be- 
stimmt die  Frist,  innerhalb  deren  der  Nachprüfungsantrag  ge- 
stellt werden  muß.“ 
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I.  Abschnitt. 

Schiedsgerichtsbarkeit. 


A.  Übersicht  über  die  Arten  von  Schieds- 


verträgen. 

I.  Verträge  beliebigen  Inhalts  mit  Schiedsgerichtsklausel. 

a)  Verträge  mit  spezieller  kompromissarischer  Klausel  (Unter- 
werfung genau  bezeichneter  eventueller  Streitfälle) : 

1.  mit  obligatorischem  Charakter 
a)  zwischen  zwei  Staaten 

ca)  ohne  einschränkende  Klauseln, 
ßß)  mit  solchen ; 


2.  mit  fakultativem  Charakter 
a ) zwischen  zwei  Staaten 

aa)  ohne  einschränkende  Klauseln, 
ßß)  mit  solchen; 

ß)  zwischen  einer  Staatenmehrheit 
aa)  ohne  einschränkende  Klauseln, 
ßß)  mit  solchen; 

b)  Verträge  mit  genereller  kompromissarischer  Klausel  (Unter- 
werfung aller  eventueller  Streitfälle  unter  eine  Schiedsgerichts- 
barkeit) : 

1 a — 2ßß  wie  unter  a). 

II.  Schiedsgerichtsverträge  i.  e.  S. , d.  h.  Verträge,  die  aus- 
schließlich die  Begründung  einer  Schiedsgerichtsbarkeit  zum 
Gegenstände  haben: 

a)  Verträge,  die  „ isolierte “ Schiedsgerichte  begründen  (Unter- 
werfung eines  konkreten  Falles  unter  ein  Schiedsgericht): 


ß)  zwischen  einer  Staatenmehrheit 
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Verträge,  auf  denen  „institutionelle“  Schiedsgerichte  beruhen 
(Einsetzung  der  Schiedsgerichte  als  „Institution“  mit  Wirksam  - 
werden  im  Einzelfall,  sei  es  auf  Grund  des  ursprünglichen 
[„Grund“] Vertrages,  sei  es  durch  Abschluß  eines  ergänzenden 
„Kompromisses“,  das  nur  blankettfüllende  Bedeutung  hat). 

Obligatorische  Unterwerfung  unter  Schiedsgerichte 
von  Streitigkeiten , die  allgemein  oder  nach  Kategorien  auf- 
geführt sind,  und  zwar: 

a)  zwischen  zwei  Staaten: 

a)  ohne  Einschränkungen  (unbeschränkte  Arbitrabilität), 
ß)  mit  einschränkenden  Klauseln  (bedingte  Arbitrabilität), 
y)  teils  ohne,  teils  mit  einschränkenden  Klauseln  (ich  nenne 
diese  : „gemischte  Arbitrabilität“)  • 

b)  einer  Staatenmehrheit: 

a)  j 

ß)  * wie  vorstehend. 

v) ) 


Anmerkung:  Wenn  und  soweit  der  institutioneile  Vertrag  nicht 
bereits  obligatorisch  — wenn  auch  in  Erwartung  einer  die  näheren 
Modalitäten,  insbesondere  häufig  Gerichtsverfassung  und  Verfahren, 
festsetzenden  „entente“,  die  den  schon  bestehenden  institutioneilen 
Vertrag  ergänzt.  Nicht  damit  zu  verwechseln  ist  eine  besondere  Ver- 
ständigung im  Sinne  von  Typus  I a 2 « (s.  u. !)  — die  Einsetzung  einer 
Schiedsgerichtsbarkeit  (für  bestimmte  oder  alle  [unbestimmt  welche] 
Streitfragen)  enthält,  dieses  also  nicht  als  (wenn  auch  nur  gedachte) 
„Institution“  besteht,  liegt  nur  ein  Modell  für  den  Abschluß  eines 
is  olierten  Vertrages  vor,  den  die  betreffenden  Staaten  im  konkreten 
Falle  dann  erst  abschließen.  So  enthält  — im  Gegensatz  zu  Art.  10 
des  ersten  russischen  Entwurfes  von  1899  — FA  Art.  38  (1907) 
nur  ein  vertragsmäßig  empfohlenes  Schiedsgericht. 


B.  Die  Arten  der  Schiedsgerichte,  dargestellt  an 
der  Hand  von  typischen  Beispielen. 

Ad  A Ia: 

la):  (Verträge  mit  spezieller  kompromissarischer  Klausel  [mit 
obligatorischem  Charakter]  zwischen  zwei  Staaten) : 
Typus  1:  Art.  23  a deutsch  - österr.  - ungar.  Handelsvertrages  vom 
6.  Dezember  1891  in  der  durch  den  Zusatzvertrag  vom 
25.  Januar  1905  abgeänderten  Fassung1: 


1 RGBl.  1906,  S.  143. 
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„Wenn  zwischen  den  vertragschließenden  Teilen  über 
die  Auslegung  oder  Anwendung  der  Tarife  des  gegen- 
wärtigen Vertrages  (Anlage  A und  B)  und  der  Zusatz- 
bestimmungen  zu  diesen  Tarifen  oder  über  die  Anwendung 
der  Meistbegünstigungsklausel  hinsichtlich  der  tatsäch- 
lichen Handhabung  der  sonstigen  in  Kraft  befindlichen 
Vertragstarife  eine  Meinungsverschiedenheit  entsteht,  so 
soll  sie  auf  Verlangen  des  einen  oder  des  anderen  Teiles 
durch  Schiedsspruch  erledigt  werden.“  (Unrichtig  Heleve 
UJ  S.  6 B 1 Spalte  4 Nr.  2.) 

Der  Unterschied  von  Typus  1 und  einem  Vertrage  mit  spezieller, 
kompromissarischer  Klausel  fakultativen  Charakters  beruht  darauf, 
daß  ersterer  ein  suspensiv  bedingter  Schiedsgerichtsvertrag  ist  (die 
condicio  ist  das  Verlangen  einer  Partei),  während  eine  Klausel 
fakultativen  Charakters  erst  den  Abschluß  einer  „besonderen  Ver- 
ständigung“ (s.  den  Typus  zu  Ia  2«!),  also  einen  Vertrag,  voraus- 
setzt. Es  ist  also  ein  Vertrag  mit  fakultativer  Schiedsgerichtsbarkeit 
lediglich  Schiedsgerichts empfehlung  (wie  im  Friedensabkommen !), 
mit  obligatorischer  hingegen  Schiedsgerichts  z w a n g.  Typus  1 setzt 
nur  Bestehen  einer  Meinungsverschiedenheit  voraus,  um  jeder  Partei 
das  Hecht  zu  geben,  dem  die  Pflicht  der  Gegenpartei  entspricht, 
einen  Schiedsspruch  zu  verlangen.  Typus  2 verlangt  (objektiv)  die 
Erschöpfung  anderer  Mittel,  ist  also  subsidiär.  Diese  (regelmäßige) 
Subsidiarietät  fehlt  dem  Typus  1. 

Typus  2:  Art.  16  des  Auslieferungsvertrages  zwischen  Italien  und 
Uruguay  vom  14.  April  1879  1: 

„Die  hohen  vertragschließenden  Parteien  sind  überein- 
gekommen, daß  die  Streitigkeiten,  welche  aus  der  Aus- 
legung oder  Ausführung  des  gegenwärtigen  Vertrages  oder 
infolge  der  Verletzung  einer  seiner  Bestimmungen  sich  er- 
geben, falls  die  Mittel,  durch  freundschaftlichen  Austausch 
unmittelbar  eine  Beilegung  herbeizuführen,  erschöpft  sind, 
dem  Urteile  schiedsgerichtlicher  Kommissionen  unter- 
breitet werden  sollen  . . . .“  (folgen  Bestimmungen  über 
Hechtskraft,  Gerichtsverfassung  und  Prozeßverfahren). 

Die  Zusammenstellung  zu  Typus  1 und  2 einschlägiger  Vertrags- 
bestimmungen in  Descamps’  Heleve  und  bei  M eurer  I S.  70 — 77 


1 NHG  2 s VIII  647. 
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ist  überholt;  eine  Zusammenstellung  bis  auf  das  Jahr  1913  durch- 
geführt, gibt  Releve  UJ.  (Es  ist  zu  betonen,  daß  dort  als  Typen 
nur  neuzeitliche  Verträge  gebracht  sind;  die  Geschichte  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit selbst  ist  alt;  vgl.  die  Einführung,  auch  Fried,  Hand- 
buch der  Friedensbewegung,  2.  Aufl.,  S.  163  ff.  Siehe  auch  schon 
die  generelle  Schiedsgerichtsklausel  im  Vertrage  zwischen  Athen  und 
Sparta  vom  Jahre  423  v.  Chr.  bei  S trupp,  Urkunden,  I,  S.  3.)  Für 
Deutschland  standen  zu  Beginn  des  Jahres  1914  13  Verträge  mit 
spezieller  kompromissarischer , obligatorischer  Schiedsgerichtsklausel 
in  Kraft1.  Von  ihnen  waren  9 Handels-  und  Schiffahrts Verträge, 
2 Telegraphenverträge,  die  beiden  anderen  die  Verträge  mit  Frank- 
reich über  Marokko  und  Aquatorialafrika  vom  4.  November  1911  2. 
Kommen  die  speziellen  kompromissarischen  Klauseln  überwiegend  in 
wirtschaftlichen  Verträgen,  vereinzelt  in  Auslieferungsverträgen  (siehe 
den  „Typus  1“!)  vor,  so  auch  neuerlich  in  Gebietsregulierungs-,  also 
in  politischen  Verträgen,  wie  die  vorerwähnten  deutsch-französischen 
vom  4.  November  1911,  ferner  vor  allem  die  Klauseln  in  den  Friedens- 
verträgen der  Balkanstaaten  beweisen.  Es  sind  dies  Art.  17  und 
Annex  III  des  türkisch-bulgarischen  Friedens  vom  16./29.  September 
1913  3,  Art.  7,  9,  12  des  türkisch-griechischen  Friedens  vom  1./14.  No- 
vember 1913 4 , Art.  2,  5 des  rumänisch- etc. -bulgarischen  Friedens 
vom  28.  Juli/10.  August  1913  5.  Von  diesen  ist  technisch  interessant 
Art.  17  des  türkisch-bulgarischen  Friedens,  weil  er  nur  einige  Be- 
stimmungen des  Friedensvertrages  der  obligatorischen  Schiedsgerichts- 
barkeit unterwirft , und  weil  er  auf  einen  weiteren  als  Anlage  am 
gleichen  Tage  abgeschlossenen  (institutionellen)  Schiedsgerichts  vertrag 
Bezug  nimmt  (dessen  Typus  II  b 1 a a).  Die  speziellen  Klauseln  in 
den  wirtschaftlichen  wie  in  den  Konsularverträgen 6 unterwerfen  in 
der  Regel  die  Gesamtheit  des  in  ihnen  niedergelegten,  meist  ja 
sehr  umfassenden  Inhalts  der  Schiedsgerichtsbarkeit.  Es  finden  sich 
folgende  Materien  der  Schiedsgerichtsbarkeit  unterworfen  (s.  Releve 
UJ  315  ff.):  Zolltarife,  Meistbegünstigung,  Handelsfreiheit,  Fischfang, 
Schiffahrtswesen,  Tonnengehalt  der  Schiffe,  Behandlung  schiffbrüchiger 
Schiffe,  Rettung  der  Schiffe,  Eisenbahntransport,  Eisenbahntarife, 

1 Releve  S.  6 ff. 

2 Genauer:  Die  Schiedsgerichtsbarkeit  ist  in  Annexes  I u.  III  statuiert. 
JYÖ  II  63,  67. 

3 JYÖ  II  191.  4 JYÖ  II  203.  5 JVÖ  II  180. 

6 Merkwürdigerweise  nicht  der  deutsch-türkische  vom  11.  Januar  1917. 
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Gotthardbahn,  Orientbahnen,  Anerkennung  von  Konsuln,  Privilegien 
und  Gerichtsbarkeit  derselben,  Wehrpflichtfreiheit,  Eingangs-,  Durch- 
gangs-, Ausgangsabgaben,  Zoll-  und  SchifFahrtsabgaben,  Erfindungs- 
patente, Urheberrecht,  Stellung  der  Fremden,  Niederlassungswesen, 
Erbrecht,  internationales  Privat-  und  Strafrecht  und  -prozeß,  Rechts- 
hilfe, Auslieferung,  Armenrecht,  Handlungsvollmacht,  Warenproben, 
Arbeiterversicherung , Mädchenhandel , Gesundheitswesen , Kabel, 
Münzen,  Maße  und  Gewichte,  Kriegsrecht. 

Iß ):  Typus:  Art.  23  des  auch  für  Deutschland  gültigen  Weltpost- 
vertrages in  der  Fassung  vom  26.  Mai  1906  1 : 

„I.  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  zwei  oder 
mehreren  Mitgliedern  des  Vereins  über  die  Auslegung 
des  gegenwärtigen  Vertrages  oder  hinsichtlich  der 
Verantwortlichkeit  einer  Verwaltung  im  Falle  des 
Verlustes  einer  Einschreibsendung  sollen  durch  ein 
Schiedsgericht  ausgetragen  werden  . . .“  — (Die  dem 
Internationalen  Bureau  des  Weltpostvereins  nach 
Art.  22  II  obliegende  Pflicht,  sich  in  streitigen  Fragen 
auf  Verlangen  der  Beteiligten  gutachtlich  zu  äußern, 
ist  rechtlich  nicht , wie  Descamps  meint , eine 
Art(!)  von  Vorschiedssprechung  (sorte  de  prearbitrage), 
sondern  Untersuchungsfunktion.  S.  Abschnitt  II.) 

2 a):  Typus:  Art.  23 a III  des  deutsctyösterr.-ungar.  Handels-  und 
Zollvertrages  vom  6.  Dezember  1891  in  der  durch 
den  Zusatzvertrag  vom  25.  Januar  1905  abgeänderten 
Fassung : 

„Eintretendenfalls  und  vorbehaltlich  besonderer 
Verständigung  werden  die  vertragschließenden 
Teile  auch  andere  als  die  im  Abs.  1 bezeichneten 
Meinungsverschiedenheiten  über  die  Auslegung  und 
Anwendung  des  gegenwärtigen  Vertrages  zum  schieds- 
gerichtlichen Austrage  bringen.“ 

2ß):  Typus:  1.  reinster  Fall:  Art.  12  II  des  internationalen  Kongo- 
abkommens vom  26.  Februar  1885  2 : 

„Für  den  gleichen  Fall  [d.  h.  falls  sich  zwischen 
den  Mächten , welche  die  gegenwärtige  Akte  unter- 
zeichnen, oder  denjenigen,  welche  etwa  in  der  Folge 


1 Strupp  I 326;  NRG  3s  I 355. 

2 RGBl.  S.  215;  NRG  2s  X 414;  Strupp  II  83. 
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derselben  beitreten,  ernste  Meinungsverschiedenheiten 
mit  Bezug  auf  die  Grenzen  oder  innerhalb  der  Grenzen 
der  im  Art.  1 erwähnten  und  dem  Freihandelssystem 
unterstellten  Gebiete  ergeben]  behalten  sich  die  gleichen 
Mächte  vor,  $ach  ihrem  Ermessen  auf  ein  schieds- 
richterliches Verfahren  zurtickzugreifen  (les  memes 
Puissances  se  reservent  le  recours  facultatif  ä la 
procedure  de  Tarbitrage).“ 

2.  Art.  55  der  Brüsseler  Antisklavereiakte  vom  2.  Juli 
1890  1 : 

Schiedsgericht  über  Entschädigungshöhe  bei  un- 
berechtigter Aufbringung  eines  wegen  mißbräuchlicher 
Flaggenführung,  Unterschleifs  oder  Teilnahme  am 
Sklavenhandel  verdächtigten  Schiffes.  — Trotzdem  die 
Fassung  „(T)indemnite  . . sera  fixe  par  voie  d’arbitrage“ 
auf  ein  Obligatorium  hinzuweisen  scheint,  ergibt  sich 
die  fakultative  Natur  aus  Art.  55  II  in  Verbindung 
mit  Art.  58  II  (das  kommt  bei  Descamps  (§  1 sub  6) 
und  bei  Meurer  I 63  nicht  zum  Ausdruck). 

3.  Art.  57  I Ziff.  3 des  Berner  Übereinkommens  über 
den  Eisenbahnfrachtverkehr  vom  14.  Oktober  1890  2 : 

. . . Das  Zentralamt  hat  „auf  Begehren  der  Parteien 
Entscheidungen  über  Streitigkeiten  der  Eisenbahnen 
untereinander  abzugeben“. 

b)  Verträge  mit  genereller  kompr omissari scher  Klausel* 
1.  mit  obligatorischem  Charakter 

a)  zwi sehen  zwei  Staaten: 

aa)  ohne  einschränkende  Klausel: 

Typus:  Art.  26  des  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrages Belgiens  mit  Hawai  vom  4.  Oktober  1862 3 : 
„Wenn  durch  ein  unglückliches  Zusammentreffen 
von  Umständen  Streitigkeiten  zwischen  den  Vertrags- 
mächten den  Anlaß  zum  Abbruche  der  Freundschafts- 
beziehungen derselben  geben,  und  wenn,  trotzdem  die 
Mittel  einer  freundschaftlichen  und  versöhnlichen  Aus- 
sprache erschöpft  sind,  das  Ziel  ihrer  gegenseitigen 

1 RGBl.  605 ff.;  NRG  2s  XVII,  345;  Strupp  II  356. 

2 RGBl.  S.  793;  Strupp  II  243.  3 Meurer  68. 
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. Wünsche  nicht  vollständig  erreicht  ist,  so  soll  der 
Schiedsspruch  einer  beiden  Parteien  freundlich  gesinnten 
dritten  Macht  im  gemeinschaftlichen  Einvernehmen  an- 
gerufen werden  . . .“ 
ßfi)  mit  einschränkender  Klausel: 

Typus:  Holländisch-portugiesische  Erklärung  (Convention  com- 
merciale)  vom  5.  Juli  1894  1: 

„Streitfragen  oder  Meinungsverschiedenheiten  jeder 
Art,  soweit  sie  sich  bei  der  Auslegung  oder  dem  Voll- 
züge der  gegenwärtigen  Erklärung  ergeben  und  ebenso 
alle  anderen  Streitfragen , die  zwischen  den  beiden 
Ländern  auftauchen  können , nur  vorausgesetzt, 
daß  sie  weder  ihre  Unabhängigkeit  noch  ihre  Selb- 
ständigkeit berühren , sollen , falls  sie  nicht  freund- 
schaftlich erledigt  werden  können,  dem  Urteile  von 
zwei  Schiedsrichtern  unterbreitet  werden  . . 

Siehe  auch  den  spanisch-kolumbischen  (Nachtrags-) 
Vertrag  vom  28.  April  1894,  Art.  I2: 

„Alle  Streitigkeiten  und  Meinungsverschiedenheiten, 
welche  zwischen  Spanien  und  Kolumbia  bei  der  Aus- 
legung der  Verträge  entstehen,  die  bereits  in  Geltung 
sind  oder  dieselbe  noch  erhalten  werden,  sollen  durch 
die  höchstinstanzliche  Entscheidung  eines  Schiedsrichters 
erledigt  werden,  der  gemeinsam  vorgeschlagen  und  an- 
genommen wird.  Die  Streitigkeiten,  welche  entstehen 
in  Punkten,  welche  in  den  genannten  Verträgen  nicht 
vorgesehen  sind,  sollen  gleichfalls  der  Schiedssprechung 
unterliegen ; falls  aber  über  die  Annahme  dieser  Maß- 
regel kein  Einvernehmen  erzielt  wird,  weil  es  sich  um 
Angelegenheiten  handelt , welche  die  staatliche  Un- 
abhängigkeit berühren  oder  in  anderer  Art  ihrer  ganzen 
Natur  nach  sich  nicht  zur  Schiedssprechung  eignen , 
dann  sind  die  beiden  Regierungen  auf  alle  Fälle  ver- 
pflichtet, die  Vermittlung  oder  die  guten  Dienste  einer 
befreundeten  Regierung  für  die  freundschaftliche  Lösung 
einer  jeden  Meinungsverschiedenheit  anzunehmen.“ 


1 NRG  2 s XXII  591. 


2 NRG  2s  XXXIII  575. 
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ß)  zwischen  einer  Staatenmehrheit: 
aa)  \ 

ßß)  1 vacant 

2.  mit  fakultativem  Charakter:  vacant. 

II.  Schiedsgerichtsverträge  im  engeren  Sinn: 

a)  Verträge,  die  isolierte  Schiedsgerichte  begründen: 

Es  hat  keinen  Zweck,  hier  Typen  aufzuführen.  Die  Geschichte 
weist  — bis  in  die  ältesten  Zeiten  zurückreichend  — eine  Fülle  von 
Schiedssprüchen  zwischen  Staaten  auf  (s.  besonders  Fried  a.  a.  0. 
S.  170  ff.;  letzterer  zählt  für  die  Zeit  von  1794  [Jay-Vertrag  vom 
19.  November  zwischen  der  Union  und  England]  bis  1910  241  Fälle 
auf;  s.  auch  dort  S.  191  Fußnote).  Unter  ihnen  befinden  sich  ver- 
schiedene, die  Ehren-  bzw.  Lebensfragen  der  beteiligten  Staaten  in 
hohem  Maße  zu  betreffen  geeignet  waren.  So  insbesondere  der 
Alabama-Fall1,  der  Casablanca-Fall2,  der,  als  der  jüngsten  Zeit  an- 
gehörig und  ein  Gegenstand  leidenschaftlicher  Erörterung  in  der 
öffentlichen  Meinung  Deutschlands  und  Frankreichs , noch  in  aller 
Erinnerung  steht. 

b)  Verträge , auf  denen  „institutioneile“  Schieds- 
gerichte beruhen . 

Obligatorische  Untenverfung  unter  Schiedsgerichte 
von  Streitigkeiten,  die 

allgemein  oder  nach  Kategorien  auf  geführt  sind,  und  zwar: 

a)  zwischen  zwei  Staaten: 

a)  ohne  Einschränkungen  oder  doch  nur  mit  solchen,  die 
die  Schiedsgerichtsbarkeit  erst  nach  Mißlingen  diplo- 
matischer Verhandlungen-  oder  der  Wirkungslosigkeit 
anderer  friedlicher  Streiterledigungsmittel,  also  subsidiär, 
Platz  greifen  lassen,  sowie  mit  der  „Nationalen“ -Klausel 
(unbeschränkte  Arbitrabilität) : 

Typus  1 (Hauptfall) : Italienisch  - argentinischer  Schieds- 
gerichtsvertrag vom  23.  Juli  1898  (Meurer  66) : 
Art.  1 : „Die  Hohen  Signatarmächte  verpflichten  sich,  alle  Streitig- 
keiten, welche  während  der  Geltung  dieses  Vertrages 


1 Siehe  die  Lehrbücher  des  Völkerrechtes  und  die  zahlreiche,  dort 
angegebene  Spezialliteratur. 

2 S.  Strupp,  Schiedsgerichtsbarkeit. 

Veröffentl.  d.  Seminars  f.  Internat.  Recht.  Heft  4:  Strupp. 
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zwischen  ihnen  entstehen  und  eine  freundschaftliche  Er- 
ledigung durch  unmittelbare  Verhandlungen  nicht  finden 
können,  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Natur  und  ihren  Grund 
der  Schiedssprechung  zu  unterwerfen.“ 

Ebenso  Bolivien-Peru  vom  21.  Nov.  1909  (W.  20). 
Typus  2 (unreiner  Pall,  weil  verkoppelt  mit  Untersuchungs- 
kommission [siehe  unten]) : Verträge  der  Ver- 
einigten Staaten  mit  Frankreich  und  Groß- 
britannien vom  3.  August  1911  (AID  V 249). 

Art.  1 : „Alle  in  Zukunft  zwischen  den  Hohen  Vertragsparteien 
entstehenden  Streitigkeiten,  die  sich  nicht  auf  diplo- 
matischem Wege  haben  beilegen  lassen,  über  inter- 
nationale Fragen,  an  denen  die  Hohen  Vertragsteile  auf 
Grund  eines  Rechtsanspruches  beteiligt  sind,  den  ein 
Teil  auf  vertraglicher  oder  anderer  Basis  erhebt,  und 
die  im  Hinblick  auf  die  Möglichkeit  einer  Entscheidung 
bei  Anwendung  der  Grundsätze  von  Recht  und  Billig- 
keit juristisch  erfaßbar  sind,  sollen  dem  auf  Grund  der 
Konvention  vom  18.  Oktober  1907  errichteten  Ständigen 
Schiedsgerichtshof  im  Haag  unterworfen  werden.“ 
Typus  3 (unreiner  Fall,  wegen  der  Einschränkung):  Vertrag 
Dänemark-Niederlande  vom  12.  Februar  1904 
(Traites  I 42). 

Art.  1 : „Die  Hohen  Vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich,, 
dem  Ständigen  Schiedsgerichtshof  alle  Streitigkeiten  und 
Streitfälle  zwischen  ihnen  zu  unterbreiten,  die  sich  auf 
diplomatischem  Wege  nicht  schlichten  lassen.“ 

Eine  Einschränkung  enthält  Art.  3 : 

„Selbstverständlich  ist  Art.  1 nicht  anwendbar 
auf  Streitigkeiten  zwischen  den  Angehörigen  des 
einen  Vertragsstaates  und  dem  anderen  Vertrags- 
staate, wenn  die  Gerichte  des  letzteren  Staates 
nach  dessen  Gesetzgebung  zur  Beurteilung  zu- 
ständig wären.“ 

Ebenso  Dänemark-Italien  vom  16.  Dezember  1905 
(Traites  I 218). 

Ebenso  Dänemark  - Portugal  vom  20.  März  1907 
(Traites  I 231). 
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Die  Einschränkung  (des  Art.  4)  hat  folgenden 
Wortlaut: 

„Es  versteht  sich,  daß  der  Art.  1 . . . [usw. 
wie  oben] , sofern  die  Streitigkeit  sich  nicht 
auf  die  Anwendung  einer  Konvention  zwischen 
den  beiden  Staaten  bezieht  oder  ein  Fall  von 
Rechtsverweigerung  vorliegt.“ 

Ähnlich  Niederlande-Italien  vom  20.  November  1909 
(Traites  I 371). 

Ähnlich  Brasilien- Chile  vom  18.  Mai  1899  (W.  14), 
ohne  die  Einschränkung  oben,  jedoch  mit  der 
anderen,  daß  die  widersprechenden  Behauptungen 
rechtlich  faßbar  sind. 

ß)  mit  einschränkenden  Klauseln  (bedingte  Arbitrabilität) 1 : 

1.  mit  einer  einschränkenden  Klausel: 

Vertrag  zwischen 

Uruguay  und  Argentinien  vom  8.  Juni  1899 
* (Traites  I 2)  und 

Paraguay  und  Argentinien  vom  6.  November 
1899  (W.  16). 

Art.  1 : „Die  Hohen  Vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich, 
alle  Streitigkeiten  jedweder  Art  einer  schiedsgerichtlichen 
Regelung  zu  unterwerfen,  gleichgültig,  aus  welchem  Grunde 
sie  entstehen  mögen,  sofern  sie  nicht  die  Verfassung  des 
einen  oder  des  anderen  Landes  berühren  und  wenn  sie 
nicht  durch  direkte  Verhandlungen  gelöst  werden  können.“ 
Ebenso : 

Spanien-Dominikanische  Republik  28. 1.  02  (Traites  I 11), 
Spanien-Salvador  28.  I.  02  (Traites  I 13), 
Spanien-Uruguay  28.  I.  02  (Traites  I 15), 

Spanien -Boli via  17.  II.  02  (Traites  I 26), 
Spanien-Kolumbien  17.  II.  02  (Traites  I 28), 
Argentinien-Bolivia  3.  II.  02  (W.  22), 

Spanien-Honduras  13.  V.  02  (Traites  I 183), 
Argentinien- Chile  28.  V.  02  (W.  25), 


1 Abschluß  eines  besonderen  Abkommens  wird  hier  (anders  Releve  UJ  !) 
aus  juristisch-technischen  Gründen  nicht  als  einschränkende  Klausel  an- 
gesehen. 
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Nicaragua-Spanien  4.  X.  04  (W.  30), 
Argentinien-Brasilien  7.  IX.  05  (W.  39), 
Argentinien-Kolumbien  20.  I.  12  (W.  104), 
Dänemark-Brasilien  27.  XI.  11  (Traites  II  70). 

2.  mit  mehr  er  en  einschränkenden  Klauseln: 

Typus  1 (Hauptfall):  Vertrag  Frankreich- Großbritannien 
vom  14.  Oktober  1903  (Traites  I 32). 

Art.  1 : „Entstehende  Streitigkeiten  juristischer  Natur  oder  be- 
züglich auf  die  Auslegung  zwischen  den  Vertragsparteien 
bestehender  Verträge,  sollen,  sofern  sie  auf  diplomatischem 
Wege  nicht  beigelegt  werden  können,  dem  nach  Maßgabe 
des  Abkommens  vom  29.  Juli  1899  errichteten  Ständigen 
Schiedsgerichtshof  im  Haag  unterworfen  werden , sofern 
sie  weder  die  Lebensinteressen  noch  die  Unabhängigkeit 
oder  die  Ehre  der  beiden  vertragschließenden  Teile  oder 
die  Interessen  dritter  Mächte  berühren.“ 

Ebenso : 

Frankreich-Italien  25.  XII.  03  (Traites  I 36), 
Großbritannien-Italien  1.  II.  04  (Traites  I 38), 
Frankreich- Spanien  26.  II.  04  (Traites  I 47), 
Großbritannien-Spanien  27.  II.  04  (Traites  I 49), 
Frankreich-Niederlande  6.  IV.  04  (Traites  I 53), 
Spanien-Portugal  31.  V.  04  (Traites  I 57);  jedoch  Haager 
Sch.  subsidiär, 

Frankreich-Sclrweden-Norwegen  9.  VII.  04  (Traites  I 59), 
Deutsches  Reich- Großbritannien  12.  VII.  04 
(Traites  I 66), 

Großbritannien-Schweden-Norwegen  11.  VIII.  04  (Traites 
I 70), 

Großbritannien-Schweiz  16.  XI.  04  (Traites  I 100), 
Großbritannien-Portugal  16.  XI.  04  (Traites  I 106), 
Italien-Schweiz  23.  XI.  04  (Traites  I 111), 
Frankreich-Schweiz  14.  XII.  04  (Traites  I 133), 
Großbritannien-Niederlande  15.  II.  05  (Traites  I 161), 
Portugal-Schweden-Norwegen  6.  V.  05  (Traites  I 185), 
Portugal-Italien  11.  V.  05  (Traites  I 189), 

Portugal- Schweiz  18.  VIII.  05  (Traites  I 195), 
Dänemark-Frankreich  15.  IX.  05  (Traites  I 198), 
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Dänemark- Großbritannien  25.  X.  05  (Traites  I 201), 
Schweden-Norwegen  26.  X.  05  (Traites  I 207) : 

Wichtig  dessen  Art.  2,  der  auch  die  Feststellung, 
ob  ein  Klauselfall  vorliegt,  dem  Haager  Schieds- 
gericht überträgt. 

Üsterreich-Ungarn-Portugal  13.  II.  06  (Traites  I 221), 
Frankreich-Portugal  29.  VI.  06  (Traites  I 228)  [jedoch 
fügt  dieser  Vertrag  noch  als  weitere  Klausel  hinzu, 
daß  die  Tatsachen,  auf  die  sich  die  Schiedsgerichts- 
barkeit bezieht,  erst  nach  Unterzeichnung  des  Schieds- 
gerichtsvertrages eingetreten  sein  müssen]. 
Spanien-Schweiz  14.  V.  07  (Traites  I 234), 

Vereinigte  Staaten-Frankreich  10.  II.  08  (Traites  I 237), 
Vereinigte  Staaten- Schweiz  29.  II.  08  (Traites  I 241), 
Vereinigte  Staaten-Mexiko  24.  III.  08  (Traites  I 245), 
Vereinigte  Staaten-Italien  28.  III.  08  (Traites  I 248), 
Vereinigte  Staaten- Großbritannien  4.  IV.  08  (Tr.  I 251), 
Vereinigte  Staaten-Norwegen  4.  IV.  08  (Traites  I 255), 
Vereinigte  Staaten-Portugal  6.  IV.  08  (Traites  I 259), 
Vereinigte  Staaten-Spanien  20.  IV.  08  (Traites  I 263), 
Vereinigte  Staaten- Schweden  2.  V.  08  (Traites  I 267), 
Vereinigte  Staaten-Niederlande  2.  V.  08  (Traites  I 271), 
Vereinigte  Staaten- Japan  5.  V.  08  (Traites  I 276), 
Vereinigte  Staaten-Dänemark  18.  V.  08  (Traites  I 282), 
Vereinigte  Staaten- China  8.  X.  08  (Traites  I 300), 
Vereinigte  Staaten-Peru  5.  XII.  08  (Traites  I 308), 
Norwegen-Portugal  8.  XII.  08  (Traites  I 311), 
Frankreich-Kolumbien  16.  XII.  08  (Traites  I 316), 
Vereinigte  Staaten- Salvador  21.  XII.  08  (Traites  I 318), 
Großbritannien-Kolumbien  30.  XII.  08  (Traites  I 321), 
Vereinigte  Staaten-Haiti  7.  I.  09  (Traites  I 323), 
Vereinigte  Staaten-Ecuador  7.  I.  09  (Traites  I 329), 
Vereinigte  Staaten-Bolivia  7.  I.  09  (Traites  I 332), 
Vereinigte  Staaten  - Uruguay  9.  I.  09  ( Treaty  Series 
Nr.  583), 

Vereinigte  Staaten-Costa  Rica  13.  I.  09  (Traites  I 334), 
Vereinigte  Staaten- Österreich-Ungarn  15.  I.  09  (Traitds 
I 337), 

Vereinigte  Staaten-Brasilien  23.  I.  09  (W.  60), 
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Vereinigte  Staaten -Paraguay  13.  III.  09  (Traites  I 344), 
Portugal-Brasilien  25.  III.  09  (Traites  I 347), 
Frankreich-Brasilien  7.  IV.  09  (Traites  II  11), 
Brasilien-Spanien  8.  IV’.  09  (W.  63), 

Brasilien-Mexiko  11.  IV.  09  (W.  64), 
Venezuela-Brasilien  30.  IV.  09  (Traites  II  13), 
Brasilien- Costa  Rica  18.  V.  09  (NRG  3 s VII  190), 
Brasilien-Ecuador  19.  V.  09  (W.  68), 

Brasilien- Cuba  10.  VI.  09  (W.  69), 
Großbritannien-Brasilien  18.  VI.  09  (Traites  I 350), 
Norwegen-Brasilien  13.  VII.  09  (Traites  II  17), 
Portugal-Nicaragua  17.  VII.  09  (Traites  I 357), 
China-Brasilien  3.  VIII.  09  (Traites  I 359), 
Portugal-Argentinien  9.  VIII.  09  (Traites  I 368), 
Brasilien-Peru  5.  XI.  09  (W.  72),  ~ 

Brasilien  mit  Haiti  25.  IV.  10  (NRG  3 s VIII  153), 
Österreich-Ungarn-Großbritannien  16. VII.  10  (Tr.  I 378), 
Italien-Spanien  2.  IX.  10  (Traites  II  30), 
Österreich-Ungarn-Brasilien  19.  X.  10  (Traites  II  32), 
Italien-Belgien  18.  XI.  10  (Traites  II  37), 
Italien-Schweden  13.  IV.  11  (Traites  II  47), 

Panama- Spanien  20.  VII.  12  (W.  106;  falsch  datiert 
Traites  II  74), 

Österreich-Ungarn- Schweiz  2.  IX.  13  (Traites  II  82). 

NS.  Einige  dieser  Verträge  enthalten  die  Einschränkung,  daß  das 
Haager  Schiedsgericht  dann  nicht  Platz  greifen  soll,  wenn  die 
Parteien  sich  in  diesem  Sinne  einigen.  Als  selbstverständliche 
Betonung  der  V ertragsfreiheit  braucht  das  vom  völkerrecht- 
lichen Standpunkte  aus  nicht  besonders  gesagt  zu  werden. 
(Vgl.  aber  auch  Art.  44  FA!) 

Typus  2:  Vertrag  Dänemark- Schweden  vom  17.  Juli  1908 
(Traites  I 287). 

Art.  I:  „Die  vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich  mangels 
Einigung  auf  diplomatischem  Wege  der  Schiedsgerichts- 
barkeit Streitigkeiten  zu  unterwerfen,  die  nicht  die  Un- 
abhängigkeit des  betreifenden  Landes,  seine  Integrität 
oder  Lebensinteressen  berühren.“ 

Ebenso  Dänemark-Norwegen  vom  8.  Oktober  1908 
(Traites  I 293). 
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Typus  3:  Vertrag  Bolivien-Brasilien  vom  2 5.  Juni  1909 
(Traites  I 353). 

Art.  1 : „Die  Hohen  Vertragsteile  verpflichten  sich,  die  Streitig- 
keiten, die  zwischen  ihnen  entstehen  und  die  sich  durch 
direkte  diplomatische  Verhandlungen  oder  andere  fried- 
liche völkerrechtliche  Streiterledigungsmittel  nicht  beilegen 
lassen,  schiedsgerichtlich  auszutragen,  sofern  es  sich  nicht 
um  Fragen  handelt,  die  Lebensinteressen , die  territoriale 
Integrität,  die  Unabhängigkeit,  Souveränität  oder  Ehre 
einer  der  Staaten  berühren.“ 

Ebenso  Griechenland- Spanien  3./16.  Dezember  1909 
(Traites  I 375),  jedoch  ohne  „territoriale Integrität“. 
Wie  Griechenland  - Spanien  auch  Rußland  - Spanien 
15./2.  August  1910  (Traites  I 384),  jedoch  mit  der 
Einschränkung  des  Art.  3 des  Vertrages  Belgien- 
Rußland  30. /1 7.  Oktober  1904. 

y)  teils  ohne,  teils  mit  einschränkenden  Klauseln  (gemischte 
Arbitrabilität). 

(Hierunter  fallen  Verträge,  die  für  einen  Teil  der  in  ihnen 
benannten  Schiedsgerichtsfälle  bedingte  Arbitrabilität 
festsetzen,  andere  für  unbedingt  arbitrabel  erklären.) 

Typus  1:  Vertrag  Spanien  - Schweden-Norwegen  vom 
23.  Januar  1905  (Traites  I 150). 

Art.  1 : „Die  Hohen  Vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich, 
dem  durch  das  Abkommen  vom  29.  Juli  1899  errichteten 
Ständigen  Schiedsgerichtshof  im  Haag  die  Streitigkeiten 
zu  unterbreiten,  die  zwischen  ihnen  entstehen  sollten  und 
die  auf  diplomatischem  Wege  sich  nicht  haben  regeln 
lassen,  jedoch  mit  der  Maßgabe,  daß  sie  weder  Lebens- 
interessen noch  die  Unabhängigkeit  der  beteiligten  Länder 
berühren  dürfen.“ 

[Art.  2 bestimmt,  daß  jeder  Staat  über  das  Vorliegen 
einer  der  beiden  Ausnahmen  souverän  befindet.] 

Art.  3:  „Die  Hohen  Vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich, 
sich  nicht  auf  die  in  Art.  2 genannten  Ausnahmen  in  den 
folgenden  Fällen  zu  berufen,  in  denen  die  Schiedsgerichts- 
barkeit unter  allen  Umständen  obligatorisch  sein  soll : 

1.  im  Falle  von  Streitigkeiten,  die  sich  auf  Geldschäden 
beziehen,  wenn  es  sich  um  die  Auslegung  oder  An- 


40 


I.  Abschnitt.  Schiedsgerichtsbarkeit. 


wendung  jeder  Art  von  Abkommen  zwischen  den 
Hohen  Vertragschließenden  Teilen  handelt; 

2.  im  Falle  von  Streitigkeiten,  die  sich  auf  Geldschäden 
beziehen  wegen  kriegerischer  Handlungen , Hand- 
lungen in  einem  Bürgerkrieg,  bei  Friedensblockaden, 
der  Verhaftung  von  Fremden  oder  der  Beschlag- 
nahme ihrer  Güter; 

3.  im  Falle  von  Streitigkeiten  über  die  Feststellung 
der  Höhe  der  Geldentschädigungen,  wenn  diese  dem 
Grunde  nach  von  den  Parteien  anerkannt  sind.“ 

Typus  2:  Vertrag  Belgien-Schweiz  vom  15.  November 
. 1904  (Traites  I 94). 

Art.  1 : „Die  Hohen  Vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich, 
dem  durch  die  Konvention  vom  29.  Juli  1899  errichteten 
Ständigen  Schiedsgerichtshof  im  Haag  die  Streitigkeiten 
zu  unterbreiten,  die  in  den  in  Art.  3 aufgezählten  Fällen 
zwischen  ihnen  entstehen  sollten , sofern  sie  weder  die 
Ehre , noch  die  Unabhängigkeit  oder  die  Souveränität 
der  Vertrags  Staaten  berühren  und  eine  freundschaftliche 
Lösung  durch  direkte  diplomatische  Verhandlungen  oder 
auf  einem  anderen  Wege  der  Versöhnung  nicht  möglich 
gewesen  ist.“ 

[Art.  2 überläßt  die  Beurteilung , ob  ein  Klauselfall 
vorliegt,  dem  sich  auf  ihn  berufenden  Staat.] 

Art.  3:  „Mit  den  Vorbehalten  des  Art.  1 ist  die  Schiedsgerichts- 
barkeit obligatorisch : 

1.  im  Falle  von  Streitigkeiten  über  Anwendung  oder  Aus- 
legung aller  zwischen  den  Staaten  abgeschlossenen 
oder  noch  abzuschließenden  Konventionen,  mit  Aus- 
nahme derjenigen,  an  denen  dritte  Staaten  teil- 
genommen haben  oder  denen  sie  beigetreten  sind; 

2.  im  Falle  von  Streitigkeiten  über  Geldansprüche  wegen 
Schäden,  wenn  das  Prinzip  der  Entschädigung  von 
den  Parteien  anerkannt  ist.“ 

Ebenso : 

Vertrag  Belgien -Schweden -Norwegen  30.  XI.  04 
(Traites  I 115,  aber  ohne  Ehrenklausel), 

Vertrag  Schweden-Norwegen- Schweiz  17.  XII.  04 
(Traites  I 137,  ohne  Ehrenklausel), 
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Vertrag  Belgien-Spanien  28.  I.  05  (Traites  I 145), 
* wie  Typus, 

Vertrag  Belgien  - Griechenland  19.  IV.  / 2.  V.  05 
(Traites  I 171),  wie  Typus, 

Vertrag  Belgien-Nicaragua  6.  III.  06  (Traites  I 224). 

Typus  3:  Vertrag  Belgien-Dänemark  vom  26.  April  1905 
(Traites  I.  175). 

Art.  1 : „Die  Hohen  Vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich, 
dem  durch  Konvention  vom  29.  Juli  1899  errichteten 
Ständigen  Schiedsgerichtshof  im  Haag  die  Streitigkeiten 
zu  unterbreiten,  die  in  den  in  Art.  3 aufgezählten  Fällen 
zwischen  ihnen  entstehen  sollten , sofern  sie  weder  die 
Lebensinteressen,  noch  die  Unabhängigkeit  der  vertrag- 
schließenden Länder  berühren  und  eine  freundschaftliche 
Lösung  durch  direkte  diplomatische  Verhandlungen  oder 
auf  einem  anderen  Wege  der  Versöhnung  nicht  möglich 
gewesen  ist.“ 

[Art.  2 überläßt  die  Beurteilung,  ob  ein  Klauselfall 
vorliegt,  dem  sich  darauf  berufenden  Staat.] 

Art.  3 : „Die  Schiedsgerichtsbarkeit  ist  obligatorisch  zwischen  den 
Parteien 

1.  mit  den  Vorbehalten  des  Art.  1 im  Falle  von  Streitig- 
keiten über  die  Anwendung  oder  Auslegung  aller 
zwischen  ihnen  abgeschlossenen  oder  noch  abzu- 
schließenden Abkommen,  mit  Ausnahme  derer,  an 
denen  dritte  Mächte  teilgenommen  haben  oder  denen 
sie  beigetreten  sind; 

2.  im  Falle  von  Streitigkeiten  über  Geldansprüche, 
wenn  die  Zahlungspflicht  im  Prinzip  von  den  Hohen 
Vertragsteilen  anerkannt  ist  und  die  Höhe  des  zu 
zahlenden  Betrages  streitig  ist. 

Für  diesen  Fall  verzichten  die  Parteien  auf  den 
obigen  Vorbehalt.“ 

Art.  5:  „Selbstverständlich  finden  die  vorstehenden  Artikel  keine 
Anwendung  auf  Streitigkeiten , die  zwischen  den  An- 
gehörigen der  einen  Vertragspartei  und  dem  anderen 
Vertragsstaat  entstehen  können,  wenn  nach  der  Gesetz- 
gebung dieses  Staates  die  Gerichte  Zuständigkeit  zur 
Entscheidung  des  Streites  besitzen.“ 
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Typus  4 
Art.  1 

Art.  3 


Typus  5 
Art.  1 


: Vertrag  Dänemark- Spanien  vom  1.  Dezember 
1905  (Traites  I 212). 

: „Die  Hohen  . . . usw.  [wie  üblich,  bis  „unterbreiten“] 
alle  Streitigkeiten,  ....  sofern  sie  weder  die  Lebens- 
intercssen  noch  die  Unabhängigkeit  der  beiden  Länder 
berühren  und  eine  diplomatische  Erledigung  nicht  möglich 
gewesen  ist.“ 

: „Die  Hohen  Vertrags  teile  verpflichten  sich,  sich  nicht  auf 
die  Einreden  des  [sc.  wie  üblich  abgefaßten]  Art.  2 zu 
berufen  in  folgenden  Fällen,  in  denen  die  Schiedsgerichts- 
barkeit unter  allen  Umständen  obligatorisch  sein  soll: 

1.  im  Falle  von  Streitigkeiten,  wenn  es  sich  um  Aus- 
legung oder  Anwendung  von  Verträgen  jeder  Art 
von  Verträgen  zwischen  den  Vertragsteilen  handelt ; 

2.  im  Falle  von  Streitigkeiten  über  Geldansprüche,  wenn 
die  Verpflichtung  zur  Zahlung  einer  Entschädigung 
oder  anderen  Leistung  im  Prinzip  von  den  Parteien 
anerkannt  ist.“ 

: Vertrag  zwischen  Italien  und  Argentinien 
vom  18.  September  1907  (Traites  II  5). 

: „Die  Hohen  Vertragsteile  verpflichten  sich,  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit alle  Streitigkeiten , ohne  Rücksicht  auf 
ihre  Natur,  zu  unterwerfen,  die  zwischen  ihnen  etwa  ent- 
stehen, und  die  auf  diplomatischem  Wege  nicht  erledigt 
werden  können,  jedoch  mit  Ausnahme  derjenigen,  die 
in  dem  einen  oder  anderen  Staate  gültige  Verfassungs- 
bestimmungen berühren. 

In  Streitigkeiten,  die  nach  Landesrecht  der  nationalen 
Gerichtsbarkeit  unterfallen,  dürfen  die  Vertragsteile  dann 
die  Unterwerfung  unter  die  Schiedsgerichtsbarkeit  zurück- 
stellen, wenn  die  nationale  Gerichtsbarkeit  sich  noch  nicht 
endgültig  geäußert  hat. 

In  jedem  Falle  unterfallen  der  Schiedsgerichtsbarkeit 
folgende  Streitigkeiten : 

1.  solche,  die  sich  auf  Auslegung  und  Anwendung  be- 
reits abgeschlossener  oder  noch  abzuschließender 
Verträge  zwischen  den  Vertragsteilen  beziehen; 

2.  solche  über  Auslegung  oder  Anwendung  eines  Völker- 
rechtsprinzips. 
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Die  Frage,  ob  ein  Streit  im  Falle  von  Nr.  1,  2 vor- 
liegt, wird  gleichfalls  schiedsgerichtlich  entschieden. 

Ausdrücklich  ausgenommen  von  der  Schiedsgerichts- 
barkeit sind  Streitigkeiten  über  Staatsangehörigkeit.“ 
Typus  6:  Vertrag  zwischen  Uruguay  einerseits, 
Argentinien,  Bolivien,  Guatemala,  Salvador, 
San  Domingo,  Mexiko,  Paraguay,  Peru  ander- 
seits vom  29.  Januar  1902  (Traites  I 19). 

Art.  1:  „Die  Hohen  Vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich, 
der  Entscheidung  von  Schiedsrichtern  alle  bestehenden 
oder  noch  entstehenden  Streitigkeiten  zu  unterwerfen, 
die  sich  auf  diplomatischem  Wege  nicht  lösen  lassen, 
vorausgesetzt,  daß  nach  dem  ausschließlichen  Urteile 
jeder  der  beteiligten  Nationen  diese  Streitigkeit  weder 
die  Unabhängigkeit  noch  die  nationale  Ehre  berühren.“ 
Art.  2:  „Die  Unabhängigkeit  bzw.  die  nationale  Ehre  gelten  als 
nicht  berührt  in  Streitigkeiten  über  diplomatische  Vor- 
rechte, Grenzen,  Schiffahrtsrechte  sowie  über  Gültigkeit, 
Inhalt  und  Erfüllung  von  Verträgen.“ 

Typus  7:  Vertrag  zwischen  Italien  und  Peru  vom 
18.  April  1905  (Traites  II  1). 

Art.  1 : „Die  Hohen  Vertragsteile  werden  der  Schiedsgerichts- 
barkeit Streitigkeiten  jeder  Art  unterwerfen,  die,  gleich- 
gültig aus  welchem  Grunde , zwischen  ihnen  entstehen, 
und  die  sie  nicht  freundschaftlich  auf  dem  Wege  direkter 
Verhandlungen  haben  beilegen  können.  Ausgenommen 
von  dieser  Verpflichtung  sind  lediglich  Fragen  der  Un- 
abhängigkeit oder  der  Ehre  der  beiden  Staaten,  doch 
soll  im  Zweifclsfall  auch  dieser  Punkt  schiedsgerichtlich 
erledigt  werden. 

Insbesondere  sollen  nationale  Unabhängigkeit  und  Ehre 
als  nicht  berührt  gelten  in  Streitigkeiten  über  diplomatische 
Vorrechte,  Konsulargerichtsbarkeit,  Zölle  und  Schiffahrts- 
abgaben, Gültigkeit,  Auslegung  und  Ausführung  von  Ver- 
trägen und  Geldansprüche  ohne  Rücksicht  auf  Ursprung 
und  Vorgänge.  Dabei  ist  es  der  Wunsch  der  beiden 
Regierungen,  daß  dem  Prinzip  der  internationalen  Schieds- 
gerichtsbarkeit weiteste  Auslegung  zuteil  werden  soll.“ 
Ebenso  Kolumbien-Peru  12.  September  1905  (W.  42). 
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Typus  8:  Vertrag  Italien-Mexiko  vom  16.  Oktober  1907 
(Traites  II  8). 

Art.  1 : „Die  Hohen  Vertragsteile  verpflichten  sich,  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit alle  Streitigkeiten  zu  unterwerfen , die 
zwischen  ihnen  entstehen  sollten,  und  die  sich  nicht  auf 
diplomatischem  Wege  beilegen  lassen. 

Jeder  von  beiden  Staaten  hat  jedoch  das  Hecht,  davon 
solche  Streitigkeiten  auszunehmen,  die  nach  seiner  An- 
sicht die  Unabhängigkeit  oder  nationale  Ehre  berühren. 

In  Streitigkeiten,  die  nach  Landesrecht  den  Gerichten 
unterfallen,  haben  die  Vertragsteile  das  Recht,  den  Streit 
dem  Schiedsgericht  nicht  zu  unterwerfen,  bis  die  nationale 
Gerichtsbarkeit  endgültig  entschieden  hat.“ 

Art.  2:  „Bedingungslos  unterfallen  der  Schiedsgerichtsbarkeit 
Streitigkeiten  über : 

1.  Geldentschädigungen  für  Verluste  oder  Schäden, 
die  einer  der  Staaten  oder  einer  seiner  Angehörigen 
erlitten  in  Verfolg  von  unerlaubtem  Tun  oder  Unter- 
lassen des  anderen  Staates , der  öffentlichen  Ge- 
walten und  ihrer  Beamten; 

2.  Auslegung  oder  Anwendung  der  Bestimmungen  über 
rein  juristische,  verwaltungstechnische,  wirtschaft- 
liche, Handels-  und  Schiffahrtsfragen; 

3.  Rechtsverweigerung. 

Die  Frage,  ob  ein  Streit  der  Nr.  1,  2 oder  3 unter- 
fällt, wird  gleichfalls  schiedsgerichtlich  entschieden.“ 
Ebenso  Italien-Costa  Rica  8.  I.  10  (Traites  II  20), 

„ Italien-Ecuador  25.  II.  11  (Traites  II  42), 

„ Italien-Bolivien  17.  V.  11  (Traites  II  55). 

Ähnlich  Italien-Paraguay  11.  V.  11  (Traites  II  52), 

jedoch  enthält  dieser  Vertrag  in  Art.  1 noch  die 
„ Interessen“ -Klausel ; ferner  erklärt  Art.  2 auch 
diplomatische  Privilegien  und  Konsulargerichts- 
barkeit für  unbedingt  arbitrabeV 
Typus  9:  Vertrag  Norwegen-Italien  vom  4.  Dezember 
1910  (Traites  I 390). 

Art.  I:  „Die  Hohen  Vertragsteile  verpflichten  sich,  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit die  Streitigkeiten  zu  unterwerfen , die 
zwischen  ihnen  entstehen  sollten,  und  die  sich  nicht  auf 
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dem  Wege  direkter  diplomatischer  Verhandlungen  er- 
ledigen lassen,  sofern  sie  nicht  die  Unabhängigkeit  oder 
Integrität  der  beiden  Länder  betreffen.“ 

Art.  IV : „Die  Hohen  Vertrags  teile  verpflichten  sich,  sich  nicht 
auf  die  Einrede  des  Art.  I zu  berufen , wenn  es  sich 
handelt  um 

1.  Auslegung  oder  Anwendung  von  Abkommen  irgend- 
welcher Art,  die  zwischen  ihnen  abgeschlossen 
sind  oder  es  noch  werden  sollen; 

• 2.  Geldentschädigungen  aus  von  der  einen  Vertrags- 
partei oder  deren  Angehörigen  erlittenen  Schäden, 
die  von  Beamten  der  anderen  Partei  verursacht  sind, 
wenn  die  Ersatzpflicht  im  Prinzip  anerkannt  ist. 

Die  Frage , ob  der  Streitfall  nach  Maßgabe  dieses 
Artikels  zwingend  arbitrabel  ist , ist  bei  mangelndem 
Einverständnis  der  Partei  gleichfalls  schiedsgerichtlich 
zu  entscheiden.“ 

ypus  10:  Vertrag  Italien-Brasilien  vom  22.  September 
1911  (Traites  II  67). 

Art.  1:  „Streitigkeiten  jeder  Art,  die  zwischen  den  Hohen  Ver- 
tragsteilen entstehen  können,  und  die  sich  nicht  auf 
diplomatischem  Wege  haben  lösen  lassen,  sollen  einer 
befreundeten  Regierung,  dem  durch  Abkommen  vom 
27.  Juli  1899  geschaffenen  Ständigen  Schiedsgerichts - 
hof  im  Haag  oder  einem  oder  mehreren  außerhalb  der 
Liste  der  Mitglieder  des  Haager  Schiedsgerichtshofes 
gewählten  Schiedsrichter  übertragen  werden, 

mit  Ausnahme  von  Fragen , die  die  Unabhängigkeit 
oder  Verfassungsbestimmungen  des  einen  oder  anderen 
Staates  berühren,  oder  die  mit  den  Interessen  einer 
anderen  Macht  kollidieren.“ 

Art.  2:  „Jeder  Hohe  Vertragsteil  entscheidet  von  sich  aus,  ob 
die  Streitigkeit  seine  Unabhängigkeit  oder  Bestimmungen 
seiner  eigenen  Verfassung  berührt  oder  nicht. 

Jedoch  kommen  die  Hohen  Vertragsteile,  in  Würdi- 
gung der  Vorteile  der  Internationalen  Schiedsgerichts- 
barkeit, überein,  dieses  Recht  zur  Entscheidung  nicht 
dazu  zu  benutzen,  um  die  Tragweite  der  Bestimmungen 
des  vorhergehenden  Artikels  einzuschränken , dem  sie 
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vielmehr  eine  möglichst  weite  Auslegung  zu  geben  be- 
absichtigen. 

Unter  allen.  Umständen  unterfallen  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit folgende  Streitigkeiten : 

1.  über  Auslegung  und  Anwendung  zwischen  den 
Parteien  abgeschlossener  oder  noch  abzuschließen- 
der Verträge; 

2.  über  Auslegung  und  Anwendung  eines  Völker- 
rechtsgrundsatzes. 

Die  Entscheidung  darüber,  ob  ein  Pall  von  Nr.  1 
oder  2 vorliegt,  soll  gleichermaßen  einem  Schiedsgerichte 
zustehen.“ 

Typus  11:  Vertrag  Spanien-Mexiko  vom  11.  Januar  1902 
(Traites  I 7). 

Art.  1:  „Die  Hohen  Vertragschließenden  Parteien  verpflichten 
sich,  der  Entscheidung  von  Schiedsrichtern  alle  Streitig- 
keiten zu  unterwerfen , die  während  der  Geltung  des 
gegenwärtigen  Vertrages  zwischen  ihnen  entstehen  und 
nicht  durch  direkte  Verhandlungen  zu  einer  freund- 
schaftlichen Lösung  gekommen  sind,  vorausgesetzt,  daß 
sie  nach  Ansicht  beider  Vertragsstaaten  weder  die  Un- 
abhängigkeit noch  die  nationale  Ehre  berühren.“ 

Art.  2:  „ Keinesfalls  kann  die  Unabhängigkeit  oder  die  nationale 
Ehre  in  folgenden  Fällen  als  berührt  gelten: 

A.  wenn  es  sich  handelt  um  Nachteile  oder  Ver- 
mögensschäden , die  der  eine  Staat  oder  seine 
Angehörigen  erlitten  durch  unrechtmäßiges  Tun 
oder  Unterlassen  des  anderen  Staates  oder  seiner 
Angehörigen ; 

B.  wenn  es  sich  um  Auslegung  und  Anwendung  von 
Verträgen  usw.  handelt  über  Schutz  des  künst- 
lerischen, literarischen,  gewerblichen  Eigentums, 
wie  über  Vorrechte,  Erfindungspatente,  Fabrik- 
marken , Handelsfirmen , Münz-  und  Gewichts- 
wesen, gesundheitliche  Maßnahmen  einschließlich 
der  tierpolizeilichen  und  der  gegen  die  Reblaus ; 

C.  wenn  es  sich  handelt  um  Auslegung  oder  An- 
wendung von  Verträgen  usw.  über  Erbfolge, 
Rechtshilfe  und  Gerichtsverkehr; 
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D.  wenn  es  sich  handelt  um  gegenseitige  oder  künftige 
Verträge  usw. , um  Verträge  des  Völker-,  des 
internationalen  Zivil-  und  Strafrechtes  in  Geltung 
zu  setzen; 

E.  wenn  es  sich  um  Fragen  handelt,  die  sich  beziehen 
auf  Auslegung  oder  Durchführung  von  Freund- 
schafts-, Schiffahrts-  und  Handelsverträgen.“ 

Ebenso  Spanien- Guatemala  28.  Februar  1902 
(Traites  I 30). 

pus  12:  Vertrag  Belgien-Rußland  vom  30. / 17-  Oktober 
1904  (Traites  I 84). 

Art.  1 : „Die  Hohen  Vertragschließenden  Parteien  verpflichten 
sich,  dem  durch  Konvention  vom  29.  Juli  1899  er- 
richteten Ständigen  Schiedshof  im  Haag  die  Streitig- 
keiten zu  unterbreiten,  die  in  den  in  Art.  3 aufgezählten 
Fällen  zwischen  ihnen  entstehen  sollten , sofern  sie 
weder  die  Unabhängigkeit,  noch  die  Ehre,  noch  die 
Lebensinteressen,  noch  die  Ausübung  der  Staatsgewalt 
der  vertragschließenden  Länder  berühren  und  sofern 
eine  friedliche  Lösung  sich  nicht  durch  direkte  diplo- 
matische Verhandlungen  oder  auf  einem  anderen  Wege 
der  Versöhnung  hat  erzielen  lassen.“ 

[Art.  2 überläßt  die  Feststellung,  ob  einer  der  ein- 
schränkenden Faktoren  vorliegt,  der  Entscheidung  jedes 
Vertragschließenden.] 

Art.  3 : „Die  Schiedsgerichtsbarkeit  ist  zwischen  den  Hohen 
Vertragschließenden  obligatorisch : 

1.  im  Falle  von  Streitigkeiten,  betr.  die  Anwendung 
oder  Auslegung  jeder  zwischen  den  Hohen  Vertrag- 
schließenden schon  abgeschlossenen  oder  noch  ab- 
zuschließenden Konvention  bezüglich  auf 

a)  Gegenstände  des  Internationalen  Privatrechtes, 

b)  Gesellschaftsrecht, 

c)  Gegenstände  des  Prozeßverfahrens,  und  zwar 
Zivilprozeß  wie  Strafprozeß  und  Auslieferung ; 

2.  im  Falle  von  Streitigkeiten  über  Geldforderungen 
auf  Grund  von  Schädigungen , wenn  der  Ent- 
schädigungsanspruch dem  Grunde  nach  von  den 
Parteien  anerkannt  ist. 
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Ausgeschlossen  von  der  schiedsgerichtlichen  Lösung 
sind  eventuell  entstehende  Streitigkeiten  hinsichtlich 
einer  zwischen  den  Yertragsteilen  bestehenden  oder 
noch  abzuschließenden  Konvention,  an  der  dritte  Staaten 
teilgenommen  haben  oder  der  sie  beigetreten  sind.“ 
Ebenso:  Rußland -Schweden -Norwegen  9.  XII./26.  XI.  04 
(Traites  I 123), 

Rußland-Dänemark  16.  II. /I.  III.  05  (Traites  I 165), 
Rußland-Brasilien  13./26.  VIII.  10  (Traites  II  26), 
Rußland-Italien  27./14.  X.  10  (Traites  II  35). 

Typus  13:  Vertrag  Belgien-Rumänien  vom  2 7./14.  Mai 
1905  (Traites  I 191). 

Art.  1:  = Belgien-Rußland  30./17-  X.  04  Art.  1 (Typus  12). 

Art.  3:  „ „ „ „ „ „ 3,  j e d o c h heißt 

es  unter  1) : 


^)  » n » n » ^ ! 

b)  Gesellschaftsrecht,  Zolltarife,  Behandlung  der 
Schiffe  und  der  Schiffahrt  im  allgemeinen,  Schutz 
der  Fabrikmarken  und  des  künstlerischen  oder 
literarischen  Eigentums ; 

c)  und  Abs.  2 wie  Vertrag  Belgien-Rußland. 

Typus  14:  Vertrag  zwischen  Dänemark  und  Frankreich 

vom  9.  August  1911  (Traites  II  60). 

Art.  I:  = Vertrag  Frankreich  - Großbritannien  vom  14.  X.  03. 
Art.  II : „Die  Streitigkeiten  über  folgende  Fragen  unterfallen  be- 
dingungslos der  Schiedsgerichtsbarkeit : 

I.  Geldansprüche  wegen  Schäden , wenn  das  Ent- 
schädigungsprinzip von  den  Parteien  anerkannt  ist ; 

II.  Vertragsschulden,  die  eine  Regierung  von  der 
anderen  als  ihren  Staatsangehörigen  geschuldet 
reklamiert ; 

III.  Auslegung  und  Anwendung  der  Vertragsnormen 
über  Handel  und  Schiffahrt ; 

IV.  Auslegung  und  Anwendung  der  Vertragsnormen 
über 

gewerbliches,  literarisches,  künstlerisches  Eigen- 
tum, 

internationales , durch  die  Haager  Abkommen 
geregeltes  Privatrecht, 
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internationaler  Arbeitsschutz, 

Post  und  Telegraphie, 

Maße  und  Gewichte, 
sanitäre  Fragen, 
unterirdische  Kabel, 

Fischfang, 

Tonnengehalt  von  Schiffen, 

Mädchenhandel. 

In  den  Streitigkeiten  über  Gegenstände  der  Nr.  IV 
darf,  sofern  nach  Landesrecht  nationale  Gerichte  zu- 
ständig sind,  die  Schiedsgerichtsbarkeit  erst  nach  End- 
gültigkeit des  nationalen  Urteils  angerufen  werden. 

Die  Schiedsurteile  in  den  Fällen  des  vorhergehenden 
Absatzes  sind  ohne  Einfluß  auf  frühere  Gerichtsurteile.“ 
Art.  3 II:  „Die  Vertragsteile  verpflichten  sich,  dem  in  dieser  Kon- 
vention vorgesehenen  Schiedsrichter  im  Falle  mangelnden 
Einverständnisses  die  Entscheidungsmacht  zuzuerkennen, 
ob  ein  zwischen  ihnen  entstandener  Streit  zu  den  in 
Art.  1 oder  2 genannten  arbitrabelen  Fällen  gehört.“ 

Ähnlich  Schweiz-Spanien  19.  VI.  13  (Traites  II  77), 
dessen  Art.  III  jedoch  nur  hinsichtlich  I entspricht, 
während  II  fehlt  und  anstatt  III  und  IV  ganz  all- 
gemein alle  Abkommen  umfaßt,  an  denen  nicht  dritte 
Staaten  beteiligt  sind, 
b)  einer  Staatenmehrheit : 

Typus  2:  Vereinbarung  über  die  Errichtung  eines 
zentralamerikanischen  Gerichtshofes  vom 
20.  Dezember  1907  (W.  54)  zwischen  Salvador, 
Costa  Kica,  Guatemala,  Honduras,  Nicaragua. 
Art.  1:  „Die  Hohen  Vertragsteile  verpflichten  sich,  durch  diese 
Konvention  ein  ständiges  Gericht  unter  dem  Namen 
, Zentralamerikanischer  Gerichtshof  zu  begründen  und 
zu  unterhalten,  dem  sie  alle  Streitigkeiten  und  Fragen 
ohne  Kücksicht  auf  Natur  und  Ursprung  unterwerfen 
werden,  sofern  die  betr.  Auswärtigen  Ämter  zu  keiner 
Verständigung  haben  kommen  können.“ 

Art.  2 : „Der  Gerichtshof  soll  auch  über  Fragen  entscheiden,  die 
Angehörige  eines  mittelamerikanischen  Staates  gegen 
eine  Vertragsmacht  auf  Grund  der  Verletzung  von  Ver- 
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trägen  oder  Abkommen  oder  wegen  anderer  Fälle  inter- 
nationalen Charakters  erheben  ohne  Rücksicht,  ob  die 
eigene  Regierung  die  Klage  unterstützt  oder  nicht, 
jedoch  mit  der  Mafsgabe,  daß  landesrechtliche  Rechts- 
mittel gegen  eine  solche  Verletzung  erschöpft  sind  und 
eine  Rechtsverweigerung  bewiesen  wird.“ 

C.  Zuständigkeit  zur  Entscheidung  über  Vorliegen 
einer  einschränkenden  Klausel  in  institutionellen 
Schiedsgerichtsverträgen. 

Regel:  Es  entscheidet  der  Staat,  der  sich  darauf  beruft. 
Ausnahme:  Entscheidung  durch  das  Schiedsgericht. 

So:  Argentinien- Italien  18.  IX.  07  (W.  48), 

Bolivien-Italien  17.  V.  11  (NRG  3 s VI  371), 
Brasilien-Italien  22.  IX.  11  (W.  96), 

Costa  Rica-Italien  8.  I.  10  (NRG  3 s IV  713), 
Dänemark -Frankreich  9.  VIII.  11  (NRG  3s  V 682), 
Dänemark- Schweden  17.  VII.  08  (Traites  I 287), 
Frankreich-Dänemark  9.  VIII.  11  (NRG  3s  V 682), 
Italien -Argentinien  18.  IX.  07  (W.  48), 
Italien-Bolivien  17.  V.  11  (NRG  3 s VI  371), 
Italien-Brasilien  22.  IX.  11  (W.  96), 

Italien-Costa  Rica  8.  I.  10  (NRG  3 s IV  713), 
Italien-Mexiko  16.  X.  07  (NRG  3 s II  306), 
Italien-Norwegen  4.  XII.  10  (Traites  I 390), 
Italien-Peru  18.  IV.  05  (W.  36), 

Italien- Schweden  13.  IV.  11  (NRG  3s  V 359), 
Kolumbien-Peru  12.  IX.  05  (W.  42), 

Mexiko -Italien  16.  X.  07  (NRG  3 s II  306), 
Norwegen-Italien  4.  XII.  10  (Traites  I 390), 
Norwegen-Portugal  8.  XII.  08  (Traites  I 311), 
Norwegen-Schweden  26.  X.  05  (Traites  I 207), 
Peru-Kolumbien  12.  IX.  05  (W.  42), 

Peru-Italien  18.  IV.  05  (W.  36), 
Portugal-Norwegen  8.  XII.  08  (Traites  I 311), 
Schweden-Dänemark  17.  VII.  08  (Traites  I 287), 
Schweden-Italien  13.  IV.  11  (NRG  3s  V 359), 
Schweden-Norwegen  26.  X.  05  (Traites  I 207). 
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D.  Übersicht  über  die  von  einzelnen  Staaten  ab- 

Klansel  und  der  Schieds- 

Stand  vom 


Staat 

Verträge  mit  spezieller  Klausel 

Ver- 

gene- 

An- 

zahl 

Beteiligte  Staaten 

An- 

zahl 

Deutsches 

Reich 

(siehe  Releve  U J 6 ff., 
XIX) 

13 

Österreich-Ungarn,  Belgien,  Bulgarien, 
Frankreich  .Italien,  N orwegen  Nieder- 
lande, Portugal,  Rumänien,  Serbien, 
Schweden,  Schweiz;  Italien-Schweiz 

— 

V er einigte 
Staaten 
von  Amerika  ' 
(Releve  UJ  14  ff.) 

2 

Großbritannien,  Mexiko 

Argentinien 
(Releve  UJ  26  ff.) 

1 

Chile 

1 

Österreich  - 
U ngarn 

(Releve  UJ  32  ff.  u. 
Traites  H 82) 

8 

Deutsches  Reich,  Belgien,  Bulgarien, 
Italien,  Rumänien,  Serbien  (2),  Schweiz 

1 

Belgien 
(Releve  40  ff.) 

13 

1 Deutsches  Reich,  Österreich -Ungarn, 
i Bulgarien,  Dänemark,  Griechenland, 
Honduras,  Italien,  Norwegen,  Nieder- 
lande, Peru,  Serbien,  Schweden,  Vene- 
zuela 

2 

Bolivien 
(Releve  52  ff.) 

6 

Chile  (2),  Italien,  Peru  (3) 

— 

1 Auf  genommen  sind  nur  ratifizierte  Verträge  ohne  Rücksicht  darauf, 
(z.  B.  Krieg)  erloschen  sind. 

2 Die  vier  Weltkonventionen  (siehe  B Ad  A 1/3  und  2ß  oben)  sind 

3 Wenn  und  soweit  zwischen  denselben  Staaten  kompromissarische 
legungsfrage,  ob  der  Satz  lex  posterior  derogat  legi  priori  oder  der:  lex 
analoger  Anwendung  verdient.  Die  Frage  ist  besonders  wichtig  im  Hin 
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geschlossenen  Verträge  mit  kompromissarischer 
gerichtsverträge. 

1.  Januar  1914  1 2 3. 


träge  mit 
reller  Klausel 

Schiedsgerichtsverträge 
mit  Klauseln 

(einschließlich  der  gemischten  Arbitrabilität) 

Schiedsgerichts- 
verträge 
ohne  Klauseln 

Beteiligte 

Staaten 

An- 

zahl 

Beteiligte  Staaten 

An- 

zahl 

Beteiligte 

Staaten 

— 

1 

Großbritannien 

— 

— 

22 

Österreich -Ungarn,  Brasilien, 
China,  Costa  Rica,  Dänemark, 
Ecuador,  Spanien,  Frank- 
reich, Großbritannien,  Haiti, 
Italien,  Japan,  Mexiko,  Nor- 
wegen, Paraguay,  Nieder- 
lande, Peru,  Portugal,  Sal- 
vador , Schweden , Schweiz, 
Uruguay 

Peru 

6 

Bolivien,  Brasilien,  Chile,  Ita- 
lien, Paraguay,  Uruguay 

— 

— 

Siam 

5 

Vereinigte  Staaten  v.  Amerika, 
Brasilien , Großbritannien, 
Portugal,  Schweiz 

Ecuador,  Siam 

davon  3 mit 
gemischter  ►_* 
Arbi-  o 
trabilität) 

Dänemark,  Spanien,  Griechen- 
land, Italien,  Nicaragua,  Nor- 
wegen, Rumänien,  Rußland, 
Schweden,  Schweiz 

— 

— 

— 

3 

Argentinien,  Spanien,  Italien 

1 

Peru 

ob  sie  seitdem  wegen  Ablauf  einer  Gültigkeitsfrist  oder  aus  anderen  Gründen 
hier  nicht  berücksichtigt. 

Klauseln  und  Schiedsgerichtsverträge  nebeneinander  bestehen,  ist  es  Aus- 
specialis  derogat  legi  generali  nach  dem  Willen  der  Parteien  den  Vorzug 
blick  auf  Gerichtsverfassung  und  Klauseln. 
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I.  Abschnitt.  Schiedsgerichtsbarkeit. 


Staat 

Verträge  mit  spezieller  Klausel 

Ver- 

gene- 

An- 

zahl 

Beteiligte  Staaten 

An- 

zahl 

Brasilien 
(Releve  58  ff.,  XX  u. 
Traites  II  71) 

2 

Niederlande,  Peru 

Bulgarien 
(Releve  68  ff.) 

13 

Deutsches  Reich,  Österreich -Ungarn, 
Belgien,  Frankreich,  Großbritannien, 
Griechenland,  Italien,  Rumänien,  Ruß- 
land (2),  Serbien,  Türkei 

— 

Chile 

(Releve  UJ  74  ff.  u. 
Traites  II  79) 

7 

Argentinien,  Bolivien  (2),  Dänemark, 
Frankreich,  Großbritannien,  Italien 

— 

China 

(Releve  UJ  76  ff.) 

— 

— 

— 

Kolumbien 
(Releve  U J 80  ff.) 

2 

Spanien,  Italien 

1 

Costa  Rica 
(Releve  UJ  86  ff.) 

_ i 

' 

(un- 

die 

Ver- 

durch 

über- 

Kuba 

(Releve  UJ  92  ff.) 

1 

Italien 

— 

Dänemark 
(Releve  UJ  96  ff.  u. 
Traites  II  71) 

4 

Belgien,  Chile,  Mexiko.  Schweden 

Dominikanische 
Republik 
(Releve  UJ  104  ff., 

xxi) 

1 

Italien 
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träge  mit 
reller  Klausel 

Schiedsgerichtsverträge 
mit  Klauseln 

(einschließlich  der  gemischten  Arbitrabilität) 

Schiedsgerichts- 
verträge 
ohne  Klauseln 

Beteiligte 

Staaten 

An- 

zahl 

Beteiligte  Staaten 

An- 

zahl 

Beteiligte 

Staaten 

21 

Vereinigte  Staaten,  Argen- 
tinien, Österreich -Ungarn, 
China,  Costa  "Rica,  Kuba, 
Dänemark,  Dominikanische 
Republik,  Ecuador,  Haiti, 
Spanien,  Frankreich,  Groß- 
britannien, Italien,  Mexiko, 
Norwegen,  Peru,  Portugal, 
Rußland,  Salvador,  Venezuela 

1 

Chile 

— 

2 

Brasilien,  Italien 

1 

Argentinien 

— 

2 

Amerika,  Brasilien 

— 

— 

Ecuador 

4 

Spanien , Frankreich , Groß- 
britannien, Peru 

1 

Salvador 

richtig  Rel.  88; 
dort  genannten 
träge  sind  aber 
den  von  1907 
holt) 

8 

Vereinigte  Staaten,  Brasilien, 
Italien 

1 

Guatemala, 

Honduras, 

Nicaragua, 

Salvador 

— 

1 

Brasilien 

— 

— 

— 

9 

Vereinigte  Staaten,  Belgien, 
Dänemark,  Spanien,  Frank- 
reich, Großbritannien 

8 

Italien, 

Niederlande, 

Portugal 

8 

1.  Guatemala,  Mexiko,  Peru, 
Salvador,  Uruguay; 

2.  Spanien ; 

8.  Guatemala,  Ecuador,  Hon- 
duras 
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I.  Abschnitt.  Schiedsgerichtsbarkeit. 


Staat 

Verträge  mit  spezieller  Klausel 

Ver- 

gene- 

An- 

zahl 

Beteiligte  Staaten 

An- 

zahl 

Ecuador 
(Releve  UJ  108  ff., 
XXI  u.  Traites  II  42) 

— 

5 

Spanien 

(Releve  UJ  114  ff.  u. 
Traites  II  76) 

8 

Kolumbien,  Ecuador,  Frankreich,  Hon- 
duras, Italien,  Norwegen,  Peru, 
Schweden 

1 

Frankreich 
(Releve  UJ  128  ff.) 

8 ! 

Deutsches  Reich,  Bulgarien,  Chile,  Spa- 
nien, Großbritannien,  Niederlande, 
Serbien,  Schweiz 

— 

Großbritannien 
(Releve  UJ  136  ff.) 

10 

Vereinigte  Staaten,  Bulgarien,  Chile, 
Frankreich,  Griechenland,  Honduras, 
Italien,  Mexiko,  Serbien,  Uruguay 

— 

Griechenland 
(Releve  UJ  148  ff.) 

6 

Belgien , Bulgarien , Großbritannien, 
Italien  (2),  Türkei 

— 

Guatemala 
(Releve  UJ  154  ff.) 

2 

Honduras,  Salvador 

2 

Haiti 

(Releve  UJ  156  ff.) 

— 

— 

— 

Honduras 
(Releve  UJ  160  ff.) 

4 

Belgien , Spanien , Großbritannien, 

Guatemala 

1 
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träge  mit 
reller  Klausel 

Schiedsgerichtsverträge 
mit  Klauseln 

(einschließlich  der  gemischten  Arbitrabilität) 

Schiedsgerichts- 
verträge 
ohne  Klauseln 

Beteiligte 

Staaten 

An- 

zahl 

Beteiligte  Staaten 

An- 

zahl 

Beteiligte 

Staaten 

Belgien, 

Kolumbien, 

Spanien, 

Salvador, 

Schweiz 

4 

1.  Vereinigte  Staaten; 

2.  Brasilien ; 

3.  Italien ; 

4.  Dominikanische  Republik, 
Guatemala,  Honduras 

— 

Venezuela 

23 

Vereinigte  Staaten,  Belgien, 
Bolivien,  Brasilien,  Kolum- 
bien, Dänemark,  Dominikani- 
sche Republik , Frankreich, 
Großbritann  i en , Griechen- 
land,  Guatemala,  Honduras, 
Italien,  Mexiko,  Nicaragua, 
Norwegen,  Panama,  Portu- 
gal , Rußland , Salvador, 
Schweden,  Schweiz,  Uruguay 

- 

11 

Vereinigte  Staaten,  Brasilien, 
Kolumbien,  Dänemark,  Spa- 
nien, Großbritannien,  Ita- 
lien, Norwegen,  Niederlande, 
Schweden,  Schweiz 

14 

Deutsches  Reich,  Vereinigte 
Staaten,  Österreich -Ungarn, 
Brasilien,  Kolumbien,  Däne- 
mark, Spanien,  Frankreich, 
Italien,  Norwegen,  Nieder- 
lande , Portugal,  Schweden, 
Schweiz 

— 

2 

Belgien,  Spanien 

— 

Costa  Rica, 
Nicaragua 

3 

1.  Dominikanische  Republik, 
Mexiko , Peru , Salvador, 
Urugua}^ ; 

i 2.  Dominikanische  Republik, 
Ecuador,  Honduras; 

3.  Spanien 

1 

Costa  Rica, 
Honduras, 
Nicaragua, 
Salvador 

— 

2 

Vereinigte  Staaten,  Brasilien 

— 

— 

Costa  Rica 

2 

1.  Spanien; 

2.  Dominikanische  Republik, 
Ecuador,  Guatemala 

1 

Costa  Rica, 
Guatemala, 
Nicaragua, 
Salvador 
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I.  Abschnitt.  Schiedsgerichtsbarkeit. 


Staat 

Verträge  mit  spezieller  Klausel 

Ver- 

gene- 

An- 

zahl 

Beteiligte  Staaten 

An- 

zahl 

U ngarn 
(Releve  UJ  162) 

1 

Italien 

— 

Italien 

(Releve  UJ  166  ff.  u. 
Traites  II  42,  79) 

30 

Deutsches  Reich,  Österreich -Ungarn, 
Belgien,  Bolivien,  Bulgarien  (2),  Chile, 
Kolumbien  , Kuba , Dominikanische 
Republik,  Spanien,  Großbritannien, 
Griechenland  (2),  Ungarn,  Mexiko  (2), 
Montenegro  (2),  Paraguay,  Nieder- 
lande, Rumänien  (2),  Serbien,  Siam, 
Schweiz,  Uruguay  (2),  Deutsches  Reich 
und  Schweiz,  Nicaragua 

Japan 

(Releve  UJ  186) 

1 

Siam 

• 

— 

Luxemburg 

— 

— 

Mexiko 

(Releve  UJ  190  ff.) 

10 

Vereinigte  Staaten,  Dänemark,  Groß- 
britannien, Italien  (2),  Nicaragua, 
Norwegen,  Niederlande,  Salvador, 
Schweden 

2 

Montenegro 

3 

Italien  (2),  Niederlande 

(Releve  UJ  198  ff.) 

■ 1 

Nicaragua 
(Releve  UJ  202  ff.) 

1 

Mexiko 

3 

Norwegen 
(Releve  UJ  208  ff.) 

9 1 

Deutsches  Reich , Belgien , Spanien, 
Mexiko,  Portugal,  Schweden  (4) 

1 

Panama 

(Releve  UJ  218) 

” 1 

P araguav 
(Releve  UJ  218  ff.) 

1 

Italien 

1 
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träge  mit 
reller  Klausel 

Schiedsgerichtsverträge 
mit  Klauseln 

(einschließlich  der  gemischten  Arbitrabilität) 

‘Schiedsgerichts- 
Verträge 
ohne  Klauseln 

Beteiligte 

Staaten 

An- 

zahl 

Beteiligte  Staaten 

An- 

zahl 

Beteiligte 

Staaten 

— 

18 

_ 

Vereinigte  Staaten , Argen- 
tinien, Belgien,  Bolivien, 
Brasilien,  Chile,  Costa  Rica, 
Dänemark,  Ecuador,  Spanien, 
Frankreich , Großbritannien, 
Mexiko,  Norwegen,  Nieder- 
lande, Peru,  Portugal,  Ruß- 
land, Schweden,  Schweiz 

2 

Dänemark, 

Niederlande 

— 

1 

Vereinigte  Staaten 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

Persien, 

Salvador 

5 

1.  Vereinigte  Staaten; 

2.  Dominikanische  Republik, 
Guatemala,  Peru,  Salvador, 
Uruguay; 

3.  Brasilien ; 

4.  Spanien ; 

5.  Italien 

— 

— 

— 

— 

— 

Costa  Pica, 
Guatemala, 
Salvador 

3 

Belgien,  Spanien,  Portugal 

1 

Costa  Rica, 
Guatemala, 
Honduras. 
Salvador 

Siam 

12 

1 

Vereinigte  Staaten , Belgien, 
Brasilien,  Dänemark,  Spanien, 
Frankreich,  Großbritannien, 
Italien,  Portugal,  Rußland, 
Schweden , Schweiz , Deut- 
sches Reich,  Belgien,  Spanien, 
Mexiko 

— 

1 

Spanien 

— 

— 

Uruguay 

2 

Vereinigte  Staaten,  Argen- 
tinien 

— 

— 

60 


I.  Abschnitt.  Schiedsgerichtsbarkeit. 


• 

Staat 

Verträge  mit  spezieller  Klausel 

Ver- 

gene- 

An- 

zahl 

Beteiligte  Staaten 

AnT 

zahl 

N iederlande 
(Releve  UJ  222  ff.) 

12 

Deutsches  Reich,  Belgien,  Brasilien, 
Frankreich,  Italien,  Mexiko,  Monte- 
negro, Portugal (2), Rumänien,  Schwe- 
den (2) 

1 

Peru 

(Releve  UJ  230  ff.) 

6 

Belgien,  Bolivien  (3),  Brasilien,  Kolum- 
bien 

3 

Persien 
(Releve  UJ  234) 

i 

■ 

Mexiko 

— 

Portugal 
(Releve  UJ  238  ff.) 

4 

Deutsches  Reich,  Norwegen,  Nieder- 
lande (2) 

1 

Rumänien 
(Releve  UJ  246  ff.) 

7 

Deutsches  Reich,  Österreich -Ungarn, 
Bulgarien,  Italien  (2),  Niederlande, 
Schweiz 

Rußland 
(Releve  UJ  252  ff.) 

2 

Bulgarien  (2) 

— 

Salvador 
(Releve  UJ  258  ff., 

XXIII) 

3 

Guatemala,  Mexiko,  Nicaragua 

5 

Serbien 
(Releve  UJ  264  ff.) 

9 

Deutsches  Reich,  Österreich-Ungarn (2), 
Belgien,  Bulgarien,  Frankreich,  Groß- 
britannien, Italien,  Schweiz 

— 

Siam 

(Releve  UJ  270  ff.) 

1 

Japan 

5 
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träge  mit 
reller  Klausel 

Schiedsgerichtsverträge 
mit  Klauseln 

(einschließlich  der  gemischten  Arbitrabilität) 

Schiedsgerichts- 
verträge 
ohne  Klauseln 

Beteiligte 

Staaten 

An- 

zahl 

Beteiligte  Staaten 

An- 

zahl 

i Beteiligte 
Staaten 

Portugal 

4 

Vereinigte  Staaten,  Frankreich, 
Großbritannien,  Portugal 

2 

Dänemark, 

Italien 

Argentinien, 

Kolumbien, 

Spanien 

5 

1.  Vereinigte  Staaten; 

2.  Brasilien ; 

3.  Kolumbien ; 

4.  Dominikanische  Republik, 
Guatemala , Mexiko , Sal- 
vador, Uruguay; 

1 

Bolivia 



5.  Italien 

n 

• 

Niederlande 

11 

Vereinigte  Staaten,  Österreich- 
Ungarn,  Brasilien,  Spanien, 
Großbritannien,  Italien,  Ni- 
caragua, Norwegen,  Nieder- 
lande, Schweden,  Schweiz 

1 

Dänemark 

— 

1 

Belgien 

— 

— 

7 

Belgien,  Brasilien,  Dänemark, 
Spanien,  Italien,  Norwegen, 
Schweden 

— 

— 

Costa  Rica, 

Ecuador, 

Mexiko, 

Schweiz, 

Venezuela 

4 

1.  Vereinigte  Staaten; 

2.  Brasilien ; 

3.  Dominikanische  Republik, 
Guatemala,  Mexiko,  Peru, 
Uruguay; 

2 

1.  Kolumbien ; 

2.  Costa  Rica, 
Guatemala, 
Honduras, 
Nicaragua 

— 

_ 

4.  Spanien 

| 



Österreich- 

Ungarn, 

Belgien, 

Italien, 

Norwegen, 

Schweden 

— 

— 

— 

— 
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I.  Abschnitt.  Schiedsgerichtsbarkeit. 


Staat 

Verträge  mit  spezieller  Klausel 

Ver- 

gene- 

An- 

zahl 

Beteiligte  Staaten 

An- 

zahl 

Schweden 
(Releve  UJ  274  ff.) 

11 

Deutsches  Reich,  Belgien,  Dänemark, 
Spanien,  Mexiko,  Norwegen  (4),  Nieder- 
lande (2) 

1 

Schweiz 

(Releve  UJ  286  ff.  u. 
Traites  II  76) 

7 

Deutsches  Reich,  Deutsches  Reich  und 
Italien,  Österreich -Ungarn,  Frank- 
reich, Italien,  Rumänien,  Serbien 

2 

Türkei 
(Releve  UJ  294) 

2 

Bulgarien,  Griechenland 

— 

Uruguay 
(Releve  UJ  298  ff.) 

3 

Großbritannien,  Italien  (2) 

1 

Venezuela 
(Releve  UJ  304  ff.) 

— 

3 

Nach  Releve  ITJ  337  ff.  waren  1913  in  Geltung  127  Schiedsgerichts- 
verträge (dazu  noch  dort  nicht  erwähnte  5 aus  Traites  II  = 132)  und 
145  Verträge  mit  kompromissarischer  Klausel. 

Eine  von  den  einzelnen  Staaten  ausgehende  Statistik  ergibt  für 
die  gleiche  Zeit  das  Bestehen  von  Verpflichtungen: 

1.  auf  Grund  spezieller  kompromissarischer  Klauseln  235, 

2.  „ „ genereller  „ „ 40, 
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träge  mit 
reller  Klausel 

Schiedsgerichtsverträge 
mit  Klauseln 

(einschließlich  cler  gemischten  Arbitrabilität) 

Schiedsgerichts- 
verträge 
ohne  Klauseln 

Beteiligte 

Staaten 

An- 

zahl 

Beteiligte  Staaten 

An- 

zahl 

Beteiligte 

Staaten 

| 

Siam 

11 

Vereinigte  Staaten.  Belgien, 
Dänemark,  Spanien,  Frank- 
reich, Großbritannien,  Italien, 
Norwegen,  Portugal,  Buß- 
land, Schweiz 

Ecuador, 

Salvador 

10 

Österreich- Ungarn,  Vereinigte 
Staaten , Belgien , Spanien, 
Frankreich,  Großbritannien, 
Italien,  Norwegen,  Portugal, 

— 

— 

. 

Schweden 

Paraguay 

4 

1.  Vereinigte  Staaten; 

2.  Argentinien : 

3.  Dominikanische  Bepublik, 
Guatemala,  Mexiko.  Peru. 
Salvador ; 

4.  Spanien 

— 

— 

Belgien, 

Spanien, 

Salvador 

1 

Brasilien 

8.  auf  Grund  von  Schiedsgerichtsverträgen  mit  be- 
dingter und  gemischter  Arbitrabilität  ....  252, 

4.  auf  Grund  von  Schiedsgerichtsverträgen  mit  un- 
bedingter Arbitrabilität 25. 

Letztere  findet  sich  ausnahmslos  nur  zwischen  entfernt  Wohnenden 
Europas  sowie  zwischen  mittel-  und  südamerikanischen  Staaten. 
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I.  Abschnitt.  Schiedsgerichtsbarkeit. 


E.  Die  Zusammensetzung  des  Schiedsgerichtes. 

Bestimmungen  darüber  finden  sich,  von  den  vier  Weltverträgen 
abgesehen,  in  folgenden  Staatentypen: 

I.  Deutsches  Reich: 

a)  in  Verträgen  mit  kompromissarischer  Klausel, 
und  zwar  sind  zuständig 

I.  in  8 Verträgen:  2 Richter  Nationale,  dritter  gemein- 
schaftlich (meist  Angehöriger  dritter  befreundeter  Nation) 
gewählt ; 

II.  in  1 Vertrag:  2 von  jeder  Partei  bezeichnet,  eventuell 
Oberschiedsrichter  durchs  Los-, 

III.  in  1 Vertrag:  je  2 Nationale,  Oberschiedsrichter  wie  bei  I: 

IV.  in  2 Verträgen:  gemeinschaftlich  bestimmter  (ein  Pall 
Jurist)  dritter  Nation-, 

V.  in  2 Verträgen : Haager  Schiedsgericht. 

b)  in  Schiedsgerichtsverträgen,  und  zwar  ist  zuständig 
Haager  Schiedsgericht. 

II.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika: 

a)  in  Verträgen  mit  kompromissarischer  Klausel, 
und  zwar  sind  zuständig 

I.  in  1 Vertrag:  6 Mitglieder,  3 bezeichnet  von  jeder  Nation; 
im  Streitfall  Oberschiedsrichter  nach  Maßgabe  PA  be- 
zeichnet ; 

II.  in  1 Vertrag:  „commissioners  appointed  on  each  side 
or  a friendly  nation.“ 

b)  in  Schiedsgerichtsverträgen,  und  zwar  ist  zuständig 
Haager  Schiedsgericht  (in  2 Fällen  subsidiär  Staatsoberhaupt 
oder  Nicht-Mitglieder  des  Haager  Schiedshofes). 

III.  Argentinien: 

in  Schiedsgerichtsverträgen,  und  zwar  sind  zuständig 
in  1 Vertrag:  Britische  oder  Schweizer  Regieruug; 
in  5 Verträgen:  mangels  besonderer  Abmachungen  3-Richter- 
kollegium , die  nicht  Staatsangehörige , noch  auf  Gebiet 
eines  Streitteils  wohnhaft,  noch  am  Streit  interessiert  sein 
dürfen;  im  übrigen  verschiedene  Modi. 

Allgemein  läßt  sich  sagen,  daß  für  Schiedsgerichts  Verträge 
aus  der  Zeit  nach  1899  die  Einsetzung  des  Haager  Schiedsgerichtes 
nahezu  die  Regel  ist,  während  in  den  Verträgen  mit  Klauseln  die 
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Berufung  einer  Regierung  oder  diejenige  von  je  1 Richter  seitens 
jeder  Nation  unter  Hinzuziehung  eines  nach  verschiedenen  Grund- 
sätzen einzusetzenden  Oberschiedsrichters  überwiegt. 

Der  wichtige  ausdrückliche  Ausschluß  der  Nationalen 
findet  sich  in  den  Verträgen  folgender  Staaten: 

I.  Argentiniens  mit  Bolivien  3.  II.  02  (W.  22), 

„ „ Italien  18.  IX.  07  (W.  48), 

„ „ Uruguay  8.  VI.  99  (Traites  I 1). 

II.  Belgiens  mit  Dänemark  26.  IV.  05  (Traites  I 175), 

„ „ Spanien  23.  I.  05  (Traites  I 144), 

„ „ Griechenland  2.  V.  05  (Traites  I 171), 

„ „ Nicaragua  6.  III.  06  (Traites  I 224), 

„ „ Norwegen  30.  XI.  04  (Traites  I 114), 

„ „ Rumänien  27-/14.  V.  05  (Traites  I 191), 

„ „ Rußland  30./17-  X.  04  (Traites  I 84), 

„ „ Schweden  30.  XI.  04  (Traites  I 184), 

„ „ Schweiz  15.  XI.  04  (Traites  I 94). 

III.  Boliviens  mit  Argentinien  3.  II.  02  (W.  22), 

„ „ Italien  17.  V.  11  (NRG  3 s VI  371), 

Costa  Ricas  mit  Italien  8.  I.  10  (NRG  3 s IV  713), 
Dänemarks  mit  Belgien  26.  IV.  05  (Traites  I 175), 

„ „ Spanien  1.  XII.  05  (Traites  I 212), 

„ „ Rußland  16.  II. /I.  III.  04  (Traites  I 164), 

Ecuadors  mit  Schweiz  22.  VI.  88  (NRG  2s  XVII  173), 
Spaniens  „ Belgien  23.  I.  05  (Traites  I 144), 

„ „ Dänemark  1.  XII.  05  (Traites  I 212), 

„ „ Griechenland  3./16.  XII.  09  (Traites  I 375), 

„ „ Italien  2.  IX.  10  (W.  79), 

„ „ Norwegen  25.  I.  05  (Traites  I 155), 

„ „ Rußland  15-/2.  VIII.  10  (Traites  I 385), 

Griechenlands  mit  Belgien  19.  IV./ 2.  V.  05  (Traites  I 171), 
„ „ Spanien  3./16.  XII.  09  (Traites  I 375), 

Italiens  mit  Spanien  2.  IX.  10  (W.  79), 

„ „ Mexiko  16.  X.  07  (NRG  3 s II  306), 

„ „ Niederlanden  20.  XI.  09  (Traites  I 370), 

„ „ Peru  18.  I-V.  05  (W.  36), 

„ „ Rußland  27-/14.  X.  05  (NRG  3 s VI  64), 

Mexikos  „ Italien  16.  X.  07  (NRG  3 s II  306), 
Nicaraguas  mit  Belgien  6.  III.  06  (Traites  I 224), 

Veröffentl.  d.  Seminars  f.  Internat.  Recht.  Heft  4:  S trupp.  5 
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Norwegens  mit  Belgien  30.  XI.  04  (Traites  I 114), 

„ „ Spanien  23.  I.  05  (Traites  I 155), 

„ „ Rußland  9.  XII./26.  XI.  04  (Traites  I 127), 

„ „ Schweden  26.  X.  05  (Traites  I 207), 

„ „ Schweiz  17.  XII.  04  (Traites  I 136), 

der  Niederlande  mit  Italien  20.  XI.  09  (Traites  I 370), 
Perus  mit  Italien  18.  IV.  05  (W.  36), 

Rumäniens  mit  Belgien  27./14.  V.  05  (Traites  I 191), 
Rußlands  mit  Belgien  30. /1 7.  X 04  (Traites  I 84), 

„ „ Dänemark  16.  II. /I.  III.  04  (Traites  I 164), 

„ „ Italien  27./14.  X.  10  (NRG  3 s VII  64), 

„ „ Norwegen  9.  XII. /26.  XI.  04  (Traites  I 127), 

„ „ Schweden  (idem), 

Schwedens  mit  Belgien  30.  XI.  04  (Traites  I 114), 

„ „ Spanien  23.  I.  05  (Traites  I 152), 

„ „ Norwegen  26.  X.  05  (Traites  I 207), 

„ „ Rußland  9.  XII. /26.  XI.  04  (Traites  I 


„ „ Norwegen  26.  X 

,,  n n ?,  „ „ ( n n » 

n n n » » n ( n n » 

n n n n n » ( » » » 

der  Schweiz  mit  Belgien  15.  XI.  04  (Traites  I 94), 
Uruguays  mit  Argentinien  8.  VI.  99  (Traites  I 1). 


131), 

05  (NRG  2 s XXXIV  703), 
706), 
708), 
710), 
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II.  Abschnitt. 

Internationale  Untersuchungskommissionen. 

A.  Die  nichtratifizierten  Taftschen  Verträge 
von  1911*. 

(Verbindung  des  Prinzips  der  Untersuchungs- 
kommissionen mit  dem  der  Schiedsgerichtsbarkeit,) 

Typus:  Vertrag(sentwurf)  Vereinigte  Staaten-Frank- 
reich  vom  3.  August  1911  (S trupp,  Erghft.  I 93). 

Art.  1:  „Alle  in  Zukunft  zwischen  den  Hohen  Vertragsparteien 
entstehenden  Streitigkeiten  über  zwischenstaatliche  An- 
gelegenheiten, an  denen  die  Hohen  Vertragsteile  auf  Grund 
eines  Rechtsanspruches  auf  der  Grundlage  eines  Vertrages 
oder  sonstwie  beteiligt  sind  und  die  im  Hinblick  auf  die 
Möglichkeit  einer  auf  Rechts-  oder  Billigkeitsgrundsätzen 
basierten  Entscheidung  ihrer  Natur  nach  juristisch  erfaßbar 
sind,  sollen,  mangels  Verständigung  auf  diplomatischem 
Wege,  dem  . . . Ständigen  Schiedgerichtshofe  im  Haag 
unterbreitet  werden.“ 


Art.  2:  „Hie  Hohen  Vertragsteile  kommen  weiter  überein,  bei 
Gelegenheit , nach  Maßgabe  dieses , eine  gemischte 
Untersuchungskommission  einzusetzen,  die  auf 
Ersuchen  einer  Partei  zur  unparteiischen  und  gewissen- 
haften Erforschung  jedes  Streites  zwischen  den  Parteien 
im  Rahmen  des  Art.  1 berufen  ist,  bevor  solch  ein 

1 Siehe  auch  schon  den  Vertrag  Uruguays  mit  Argentinien,  Bolivien, 
Guatemala,  Salvador,  San  Domingo,  Mexiko,  Paraguay,  Peru  29.  I.  02 
(Traites  I 25):  Untersuchungskommissionen.  Zweck  (Art.  13,  17,  18):  Un- 
parteiische Prüfung  und  Feststellung  der  Tatsachen,  ohne  Abgabe  von 
Urteilen,  außer  über  rein  technische  Fragen;  keine  Bedeutung  eines 
Schiedsgerichtes. 
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Streit  der  Schiedsgerichtsbarkeit  unterworfen  werden  soll, 
ferner  jeder  in  Zukunft  entstehende  Streit,  auch  dann, 
wenn  sie  nicht  darüber  einig  sind,  daß  er  unter  Art.  1 
fällt.  Es  ist  jedoch  Voraussetzung,  daß  bei  Antrag  einer 
Partei  die  Verweisung  bis  auf  ein  Jahr  nach  formellem 
Ersuchen  um  solche  aufgeschoben  werden  kann,  um  eine 
Möglichkeit  zu  diplomatischer  Erörterung  der  umstrittenen 
Fragen  zu  geben  . . .“ 

[Zusammensetzung  der  Kommission  regelmäßig  je  drei 
Nationale ; besonderes  Kompromiß  Erfordernis.] 

Art.  3 : „Die  gemischte  Hohe  Untersuchungskommission  ...  ist 
ermächtigt , die  ihr  vorgelegten  einzelnen  Fragen  oder 
Gegenstände  zu  erforschen  und  darüber  zu  berichten,  um 
durch  Aufklärung  der  Sachlage  die  Streitlösung  zu  er- 
leichtern und  das  Ergebnis  der  Untersuchungen  zu  prä- 
zisieren und  in  ihrem  Bericht  solche  Empfehlungen  und 
Schlußfolgerungen  zu  geben,  wie  es  zweckentsprechend 
erscheint.  Die  Kommissionsberichte  sollen  nicht  als  Ent- 
scheidungen über  die  Fragen  oder  Gegenstände  in  tat- 
sächlicher oder  rechtlicher  Hinsicht  gelten  und  keinesfalls 
den  Charakter  eines  Schiedsspruches  haben  . . . 

. . . (Bei  Zweifel  über  Geeignetheit  der  Frage  zur  schieds- 
gerichtlichen Regelung  nach  Maßgabe  des  Art.  1 ent- 
scheidet hierüber  die  Untersuchungskommission  [die  also 
in  diesem  Falle  ein  Inzidenzfeststellungs urteil  fällt!]).“ 
Dieser  Vertrag  hat  als  Vorbild  für  den  sogenannten 
ABC- Vertragsentwurf ) vom  25.  Mai  1915  (Lange,  Die 
amerikanischen  Friedensverträge,  1916,  S.  19)  zwischen 
Argentinien,  Brasilien,  Chile  gedient,  wobei  zu  bemerken 
ist,  daß  die  in  ihm  vorgesehene  Untersuchungskommission 
gegenüber  der  Taftschen  subsidiär  gedacht  ist. 

B.  Die  sogenannten  Bryansclien  Friedensverträge. 

Typus  1 (mit  Initiative  der  Kommission) : Vereinigte  Staaten- 
Guatemala  vom  20.  September  1913  (Treaty 
Series  598,  Lange  25). 

Art.  I:  „Die  Hohen  Vertragschließenden  Parteien  sind  darüber 
einig,  daß  alle  Streitigkeiten  unter  ihnen  irgendwelcher  Art, 
die  sich  auf  diplomatischem  Wege  nicht  beilegen  lassen, 
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einer  Internationalen  Kommission,  die  in  der  im  nächst- 
folgenden Artikel  vorgeschriebenen  Weise  zu  errichten  ist, 
zur  Prüfung  und  Berichterstattung  unterbreitet  werden 
sollen,  und  sie  verpflichten  sich,  während  der  Dauer  einer 
solchen  Untersuchung  und  Berichterstattung  keinen  Krieg 
zu  erklären  t)der  Feindseligkeiten  zu  beginnen.“ 

Art.  II : .,Die  Internationale  Kommission  soll  aus  fünf  Mitgliedern 
bestehen,  die  wie  folgt  zu  ernennen  sind:  Ein  Mitglied 
soll  aus  jedem  Lande  durch  die  betreffende  Regierung 
gewählt  werden;  ein  Mitglied  soll  durch  jede  Regierung  aus 
einem  dritten  Lande  gewählt  werden;  das  fünfte  Mitglied 
soll  durch  gemeinschaftliches  Übereinkommen  zwischen 
den  beiden  Regierungen  gewählt  werden.  Die  Kosten  der 
Kommission  sollen  zu  gleichen  Teilen  von  den  beiden 
Regierungen  getragen  werden. 

Die  Internationale  Kommission  soll  innerhalb  vier 
Monaten  nach  dem  Austausch  der  Ratifikationen  dieses 
Vertrages  ernannt  werden,  und  etwaige  Lücken  sollen  in 
derselben  Weise  wie  bei  der  ursprünglichen  Ernennung 
ausgefüllt  werden.“ 

Art.  III:  „Falls  es  den  Hohen  Vertragschließenden  Parteien  nicht 
gelingt,  einen  Streit  auf  diplomatischem  Wege  beizulegen, 
sollen  sie  ihn  sofort  an  die  Internationale  Kommission 
zur  Prüfung  und  Berichterstattung  verweisen.  Die  Inter- 
nationale Kommission  kann  jedoch  auf  eigene  Initiative  hin 
handeln  und  soll  in  dem  Falle  beide  Regierungen  benach- 
richtigen und  um  ihren  Beistand  in  der  Untersuchung  bitten. 

Der  Bericht  der  Internationalen  Kommission  soll  inner- 
halb eines  Jahres  nach  dem  Datum,  an  dem  sie  die  Unter- 
suchung als  angefangen  erklärt  hat,  vorliegen,  es  sei  denn, 
daß  die  Hohen  Vertragschließenden  Parteien  den  Zeitraum 
durch  gegenseitige  Übereinkunft  ausdehnen.  Der  Bericht 
soll  in  triplo  ausgefertigt  werden ; ein  Exemplar  soll  jeder 
Regierung  überliefert  und  das  dritte  Exemplar  von  der 
Kommission  in  ihrem  Archiv  zurückbehalten  werden. 

Die  Hohen  Vertragschließenden  Parteien  behalten  sich 
das  Recht  vor,  in  der  streitigen  Frage  frei  und  unabhängig 
zu  handeln , nachdem  der  Bericht  der  Kommission  er- 
stattet worden.“ 
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Typus  2 : Vereinigte  Staaten -Italien  vom  5.  Mai  1914 
(Lange  36). 

Art.  I:  „Die  Hohen  Vertragschließenden  Parteien  sind  bereit,  alle 
Zwistigkeiten  irgendwelcher  Art,  die  zwischen  ihnen  ent- 
stehen möchten,  und  die  sich  nicht  auf  diplomatischem 
Wege  ordnen  lassen  oder  einem  Schiedsgerichtshof 
nicht  unterbreitet  sind,  einer  Kommission,  die  den  Be- 
stimmungen des  folgenden  Artikels  gemäß  zu  errichten 
ist,  zur  Prüfung  und  Berichterstattung  zu  überweisen: 
sie  verpflichten  sich,  während  der  Untersuchung  seitens 
der  Kommission  und  bevor  die  Kommission  ihren  Bericht 
erstattet  hat,  weder  Krieg  zu  erklären  noch  Feindselig- 
keiten zu  eröffnen.“ 

Art.  II:  „Die  Internationale  Kommission  soll  aus  fünf  Mitgliedern 
bestehen , die  den  folgenden  Regeln  gemäß  zu  er- 
nennen sind: 

Jedes  Land  erwählt  durch  Vermittlung  seiner  Re- 
gierung zwei  Mitglieder,  das  eine  unter  seinen  eigenen 
Untertanen,  das  andere  unter  denen  eines  dritten  Staates ; 
die  beiden  Regierungen  sollen  nach  Verabredung  das 
fünfte  Mitglied  wählen,  jedoch  unter  der  Bedingung,  daß 
der  Betreffende  kein  Bürger  eines  der  beiden  Länder  sei. 
Jedes  Mitglied  soll  seinen  Platz  während  einer  Zeitdauer 
von  vier  Jahren  behalten ; nach  Ablauf  dieser  Zeit  oder 
bei  eventueller  Vakanz  soll  die  Bestätigung  oder  die 
Vertretung  des  Kommissionärs,  dessen  Zeit  verstrichen 
oder  dessen  Platz  vakant  sein  sollte,  in  derselben  Weise 
erfolgen. 

Jede  der  Hohen  Vertragschließenden  Parteien  soll 
das  Recht  haben , ehe  die  Untersuchung  ihren  Anfang 
genommen,  irgendeines  der  von  ihr  ernannten  Mitglieder 
der  Kommission  durch  ein  anderes  zu  ersetzen,  das  aus 
derselben  Kategorie  gewählt  worden,  zu  welcher  das  zu 
ersetzende  Mitglied  gehörte. 

Wenn  die  Mitglieder  der  Kommission  tatsächlich  mit 
der  Untersuchung  einer  Frage  beschäftigt  sind,  sollen 
sie  eine  Entschädigung  erhalten , deren  Höhe  von  den 
Hohen  Vertragschließenden  Parteien  durch  gegenseitige 
Übereinkunft  festgestellt  wird. 
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Die  Ausgaben  der  Kommission  sollen  von  den  beiden 
Regierungen  zu  gleichen  Teilen  getragen  werden.  Die 
Internationale  Kommission  soll  innerhalb  sechs  Monaten 
nach  Austausch  der  Ratifikationen  dieses  Vertrages  er- 
nannt werden.“ 

Art.  III:  „Falls  es  den  Hohen  Vertragschließenden  Parteien  nicht 
gelingen  sollte,  einen  Streit  durch  diplomatische  Ver- 
handlungen oder  durch  Vermittlung  eines  Schiedshofes 
beizulegen,  soll  derselbe  sofort,  entweder  durch  gegen- 
seitiges Übereinkommen  oder  durch  irgendeine  Partei 
an  die  Internationale  Kommission  zur  Prüfung  und  Be- 
richterstattung verwiesen  werden. 

Die  Kommission  hat  die  beiden  Regierungen  von  dem 
Tage  in  Kenntnis  zu  setzen,  an  dem  sie  ihre  Tätigkeit 
anzufangen  gedenkt  mit  dem  Ersuchen , sie  mit  allen 
Urkunden  zu  versehen  und  ihr  die  zur  Untersuchung- 
notwendige  Mitwirkung  zu  gewähren. 

Die  Hohen  Vertragschließenden  Parteien  erklären  sich 
bereit,  alle  Urkunden  herbeizuschaffen  und  alle  Erleichte- 
rungen für  die  Untersuchung  und  den  Bericht  zu  ge- 
währen, vorausgesetzt,  daß  dies  ihrer  Meinung  nach  nicht 
gegen  die  Gesetze  oder  gegen  die  höchsten  Interessen 
des  Staates  verstößt  und  vorausgesetzt,  daß  die  Inter- 
essen und  Rechte  eines  dritten  Staates  nicht  dadurch 
geschädigt  werden. 

In  Ermangelung  einer  gegenteiligen  Abmachung 
zwischen  den  Hohen  Vertragschließenden  Parteien  wird 
die  Kommission  selbst  die  Regeln  für  ihr  Verfahren 
festsetzen. 

Der  Bericht  der  Kommission  soll  innerhalb  eines 
Jahres  nach  dem  Tage , an  dem  sie  ihre  Untersuchung 
als  eingeleitet  erklärt,  vorgelegt  werden,  es  sei  denn,  daß 
die  Hohen  Vertragschließenden  Parteien  diese  Frist  durch 
gegenseitige  Verabredung  verkürzt  oder  verlängert  haben.“ 
Nach  Lange  (a.  a.  0.)  S.  5 waren  am  1.  November  1915  dreißig 
solcher  im  wesentlichen  inhaltlich  gleiche  Verträge  abgeschlossen, 
davon  ratifiziert: 

Vertrag  Vereinigte  Staaten  - Guatemala*  vom  20.  IX.  13, 

„ Vereinigte  Staaten  - Bolivia*  vom  22.  I.  14, 
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Vertrag  Vereinigte  Staaten -Portugal*  vom  4.  II.  14, 

„ Vereinigte  Staaten  - Costa  Pica*  vom  13.  II.  14, 

„ Vereinigte  Staaten- Dänemark*  vom  17.  IV.  14, 

„ Vereinigte  Staaten- Italien  vom  5.  V.  14, 

„ Vereinigte  Staaten- Norwegen*  vom  24.  VI.  14  (hier 
nur  dann  Untersuchungskommission,  wenn  kein 
Schiedsgericht), 

„ Vereinigte  Staaten  - Peru*  vom  14.  VII.  14, 

„ Vereinigte  Staaten  - Uruguay*  vom  20.  VII  14, 

„ Vereinigte  Staaten  - Paraguay*  vom  29.  VIII.  14, 

„ Vereinigte  Staaten  - China*  vom  15.  IX.  14, 

„ Vereinigte  Staaten  - Pr  ank r e ic h*  1 vom  15.  IX.  14 

(nur  subsidiär,  falls  kein  Schiedsgericht), 

„ Vereinigte  Staaten  - Großbritannien*  vom  15.  IX.  14, 
„ Vereinigte  Staaten- S p an i en*  vom  15.  IX.  14, 

„ Vereinigte  Staaten  - Rußland  vom  1.  X./18.  IX.  14, 

„ Vereinigte  Staaten  - S c hw  e d e n vom  13.  X.  14  (kein 

Initiativ-,  sondern  nur  Erinnerungsrecht). 

Die  mit  * bezeichneten  Verträge  enthalten  das  Initiativrecht  der 
Ständigen  Kommission,  das  entweder  dieser  oder  deren  Vorsitzer 
zusteht. 

Verschieden  ist  die  Wahl  der  Mitglieder  der  Kommission  ge- 
regelt (siehe  oben  die  Vertragstypen !). 

Beachtlich  ist  die  Bestimmung  des  Vertrages  Vereinigte  Staaten- 
italien, wonach  bis  zu  Beginn  der  Untersuchung  die  Möglichkeit 
besteht,  ein  Mitglied  durch  ein  anderes  zu  ersetzen.  Ferner  ist  die 
Pflicht  zur  Beschaffung  der  tatsächlichen  Grundlagen  durch  Art.  IV  3 
eingeschränkt. 


1 Beachtlich  Art.  III:  „Falls  ein  Streit  zwischen  den  Hohen  Vertrags  - 
teilen  entstehen  sollte,  der  nicht  durch  die  gewöhnlichen  Methoden  ge- 
schlichtet worden  ist,  soll  jede  Partei  das  Recht  haben,  zu  verlangen,  daß 
die  Untersuchung  des  Falles  der  Internationalen  Kommission  zwecks  Be- 
richterstattung anvertraut  werde.  Der  Vorsitzende  der  Internationalen 
Kommission  soll  benachrichtigt  werden  und  soll  sich  sofort  mit  seinen 
Kollegen  in  Verbindung  setzen. 

In  demselben  Falle  kann  der  Vorsitzende,  nachdem  er  seine  Kollegen 
zu  Rate  gezogen  und  die  Einwilligung  der  Mehrheit  der  Kommissions- 
mitglieder erlangt  hat,  jeder  Partei  die  Dienste  der  Kommission  anbieten. 
Die  Annahme  des  Anerbietens  seitens  einer  der  beiden  Kommissionen 
soll  genügen , um  der  Kommission  Zuständigkeit  über  den  Fall  ...  zu 
verleihen.“ 


78 


III.  Abschnitt. 

Chronologisches  Verzeichnis 

der  nach  der  1.  Haager  Friedenskonferenz  und  vor  dem 
1.  Januar  1914  abgeschlossenen  und  ratifizierten,  einschließlich 
der  durch  Fristablauf  außer  Kraft  getretenen  institutioneilen 
Schiedsgerichtsverträge. 


Tag  des 
Abschlusses 


Kontrahenten 


Quelle 


1899 

Nov. 

6 

1901 

33 

21 

1902 

Jan. 

11 

37 

33 

28 

33 

33 

28 

28 

33 

35 

29 

37 

Febr. 

3 

37 

33 

17 

33 

33 

17 

33 

55 

28 

33 

Mai 

28 

1908 

Okt. 

14 

)3 

Dez. 

25 

1904 

Febr. 

1 

n 

12 

( Febr.  16 

53 

I März 

1 

55 

Febr.  26 

37 

37 

27 

55 

April 

6 

33 

Mai 

31 

37 

Juli 

9 

55 

55 

9 

55 

55 

12 

55 

Aug. 

11 

37 

33 

11 

37 

Okt. 

1 

55 

37 

4 

33 

Nov.  30/17 

37 

33 

15 

55 

55 

16 

55 

37 

16 

Argentinien — Paraguay 

Bolivien — Peru 

Mexiko — Spanien 

San  Domingo— Spanien 

Spanien— Salvador 

Spanien — Uruguay 

Dominikanische  Republik , Guatemala, 
Mexiko,  Peru,  Salvador,  Uruguay  . . 

Argentinien— Bolivien 

Bolivien — Spanien 

Kolumbien — Spanien 

Guatemala — Spanien . . . 

Argentinien — Chile 

Frankreich— Großbritannien 

Frankreich — Italien 

Großbritannien — Italien 

Dänemark — Niederlande 

Dänemark — Rußland 

Frankreich — Spanien 

Großbritannien — Spanien 

Frankreich — Niederlande 

Portugal — Spanien 

Frankreich — Norwegen 

Frankreich — Schweden 

Deutschland — Großbritannien 

Großbritannien — Norwegen 

Großbritannien — Schweden 

Niederlande — Portugal 

Nicaragua — Spanien 

Belgien — Rußland 

Belgien — Schweiz 

Großbritannien — Portugal 

Großbritannien — Schweiz 


W.  16 

NRG  3 

s 

III  47 

Traites 

I 

7 

35 

I 

11 

35 

I 

13 

35 

I 

15 

33 

I 

19 

W.  22 

Traites 

I 

26 

33 

I 

28 

33 

I 

30 

W.  25 

Traites 

I 

32 

33 

I 

36 

I 

38 

35 

I 

42 

33 

I 

164 

I 

47 

33 

I 

49 

33 

I 

53 

33 

I 

57 

} ■ 

I 

59 

. * 

I 

66 

” 

I 

70 

) 

33 

I 

81 

NRG  3 

s 

V 676 

Traites 

I 

84 

33 

I 

94 

33 

I 

106 

33 

I 

101 

9 

26 

14 

17 

23 

23 

15 

1 

16 

18 

19 

2 

26 

6 

11 

13 

/14 

18 

7 

12 

25 

26 

1 

16 

13 

6 

20 

18 

16 

20 

10 

29 

24 

28 

4 

4 

6 

20 

2 

2 

5 

18 

17 

8 

8 

5 

8 

16 

21 


. Chronologisches  Verzeichnis  der  nach  der  1.  Haager 


Kontrahenten 


Quelle 


Italien — Schweiz 

Belgien — Schweden-Norwegen 

Rußland — Schweden-Norwegen 


Traites  I 111 
„ I 114 

* I 127 


Frankreich — Schweiz 

Schweden-Norwegen — Schweiz 

Belgien— Spanien 

Spanien — Schweden-Norwegen 

Großbritannien — Niederlande 

Dänemark — Rußland 


11 

11 

11 

n 


I 133 
I 136 
I 144 
I 152 


„ I 160 


„ I 164 


Italien — Peru 


W.  36 


Belgien — Griechenland 

Belgien — Dänemark 

Portugal — Schweden 

Italien — Portugal 

Spanien — Honduras 

Belgien — Rumänien 

Portugal — Schweiz  . . . . 

Argentinien — Brasilien 

Kolumbien— Peru 

Dänemark — Großbritannien 

Norwegen— Schweden 

Dänemark — Spanien 

Dänemark — Italien 

Österreich-Ungarn— Portugal 

Belgien— Nicaragua 

Dänemark — Portugal . . . 

Argentinien— Italien 

Italien— Mexiko 

Costa  Rica— Guatemala — Honduras — Ni- 
caragua— Salvador 

Vereinigte  Staaten — Frankreich  . . . . 

Vereinigte  Staaten — Schweiz 

Vereinigte  Staaten — Mexiko 

Vereinigte  Staaten— Italien  . ...... 

Vereinigte  Staaten — Großbritannien  . . 

Vereinigte  Staaten — Norwegen 

Vereinigte  Staaten — Portugal 

Vereinigte  Staaten — Spanien 

Vereinigte  Staaten — Niederlande  . . . . 

Vereinigte  Staaten — Schweden 

Vereinigte  Staaten — Japan 

Vereinigte  Staaten — Dänemark 

Dänemark — Schweden 

Vereinigte  Staaten — China 

Dänemark— Norwegen 

Vereinigte  Staaten — Peru 

Norwegen — Portugal 

Kolumbien — Frankreich 

Vereinigte  Staaten — Salvador 


Traites  I 171 


175 

185 

106 

183 

191 

195 


NRG  3 s II  274 
W.  42 

Traitds  I 201 
NRG  2 s XXXIV 
703  ff. 

Traites  I 212 

„ I 218 

„ I 221 

„ I 224 

„ I 231 

W.  48 

NRG  3s  II  306 


NRG  3 s III 105 


NRG  3 s VII  349 
Traites  I 241 


?? 


» 

n 

n 

)) 

j? 

>5 

}} 

n 

» 

?? 

5? 


I 245 
I 248 
I 251 
I 255 
I 259 
I 263 
I 271 
I 267 
I 276 
I 282 
I 287 
I 300 
I 293 
I 308 
I 311 
I 316 
I 318 


Friedenskonferenz  und  vor  dem  1.  Jan.  1914  abgeschlossenen  Verträge.  75 


Tag  des 
Abschlusses 

Kontrahenten 

Quelle 

1908 

Dez. 

30 

Kolumbien — Großbritannien 

Traites  I 321 

1909 

Jan. 

7 

Vereinigte  Staaten — Ecuador 

„ I 329 

7 

Vereinigte  Staaten — Haiti 

„ I 323 

13 

Vereinigte  Staaten— Costa  Rica  .... 

„ I 334 

15 

Vereinigte  Staaten — Österreich-Ungarn  . 

„ I 337 

23 

Vereinigte  Staaten — Brasilien 

NRG  3s  V 5 

März 

13 

Vereinigte  Staaten — Paraguay 

Traites  I 344 

25 

Brasilien — Portugal 

„ I 347 

April 

7 

Brasilien — Frankreich 

NRG  3s  V 10 

8 

Brasilien — Spanien 

NRG  3s  V 11 

11 

Brasilien — Mexiko 

NRG  3 s VI  347 

30 

Brasilien — Venezuela 

NRG  3 s VI  20 

Mai 

13 

Brasilien— Ecuador 

NRG  3 s VI  353 

18 

Brasilien — Costa  Rica 

NRG  3 s VII  190 

Juni 

10 

Brasilien — Kuba 

NRG  3s  V 13 

18 

Brasilien— Großbritannien 

Traites  I 350 

77 

Juli 

13 

Brasilien — Norwegen 

W.  70 

7? 

7? 

17 

Nicaragua — Portugal 

NRG  3 s VI  643 

Aug. 

3 

Brasilien — China 

Traites  I 359 

77 

Sept. 

3 

Brasilien — Salvador 

75 

Nov. 

20 

Italien — Niederlande 

Traites  I 370 

Dez. 

7 

Brasilien — Peru 

NRG  3 s VI  355 

„ 16/3 

Spanien — Griechenland 

Traites  I 375 

1910 

Jan. 

8 

Costa  Rica — Italien 

NRG  3 s IV  713 

77 

April 

25 

Brasilien — Haiti 

?7 

29 

Brasilien— Dominikanische  Republik  . . 

J? 

Juli 

16 

Österreich-Ungarn — England 

Traites  I 378 

Aug.  15/2 

Spanien — Rußland 

„ I 385 

?? 

77 

11 

San  Domingo — Guatemala  (Vertrag  der 
4.  panamerikanischen  Konferenz) . . . 

?? 

„ 13/26 

Brasilien — Rußland 

W.  77 

?? 

Sept. 

2 

Spanien — Italien 

W.  79 

77 

Okt. 

19 

Österreich-Ungarn — Brasilien 

W.  80 

7? 

„ 14/27 

Italien — Rußland 

NRG  3 s VI  64 

7? 

Nov. 

18 

Belgien — Italien 

NRG  3s  V 20 

77 

Dez. 

4 

Italien — Norwegen 

Traites  I 390 

1911 

April 

13 

Italien — Schweden 

NRG  3s  V 359 

77 

Mai 

17 

Italien — Bolivien 

NRG  3 s VI  371 

77 

Aug. 

9 

Dänemark — Frankreich 

NRG  3 s V 682 

77 

Sept. 

22 

Brasilien — Italien 

W.  96 

1912 

Juli 

20 

Panama — Spanien 

W.  106 

1913 

Mai 

31 

Spanien — Panama 

Traites  II  74 

?? 

Aug. 

18 

Chile — Italien 

„ II  79 

77 

Sept. 

20 

Yereinigte  Staaten — Guatemala  .... 

Lange  25 

77 

77 

23 

Österreich-Ungarn— Schweiz 

Traites  II  82 

76 
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Arbitrage  Obligatoire. 

A et  D II  881  ff. !. 

Annexe  18. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  DE  SERBIE. 

Projet  d’un  nouvel  article  19  de  la  Convention  de  La  Haye  du  29  Juillet  1899 
pour  le  'Reglement  pacifique  des  conflits  internationaux. 

(Voir  aussi  annexe  29.) 

Article  19. 

Independamment  des  Traites  generaux  ou  particuliers  qui  stipulent 
actuellement  ou  stipuleront  ä l’avenir  l’arbitrage  obligatoire  entre  les 
Etats  contractants , les  Puissances  signataires  de  la  presente  Convention 
s’obligent  a recourir  ä l’arbitrage  et  ä soumettre  leurs  contestations  a la 
Cour  arbitrale  de  La  Haye: 

a.  pour  tout  ce  qui  concerne  Interpretation  et  l’applieation  des 
Traites  de  commerce  et  des  Conventions  et  Arrangements  qui,  sous  une 
forme  quelconque,  leur  sont  annexes,  ainsi  que  de  tous  les  autres  Traites, 
Conventions,  Arrangements  se  rapportant  au  regiement  des  interets  econo- 
miques,  administratifs  et  judiciaires; 

b.  pour  tout  ce  qui  concerne  l’execution  des  engagements  pecuniaires, 
le  paiement  des  indemnites  ou  la  reparation  des  dommages  materiels  entre 
les  Etats  ou  entre  un  Etat  et  les  sujets  des  autres  Etats,  en  tant  que  les 
tribunaux  ordinaires  ne  soient  pas  competents. 

Annexe  19. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  DU  PORTUGAL. 

Amendement  et  additions  ä la  Convention  pour  le  Reglement  pacifique  des 
conflits  internationaux  du  29  'Juillet  1899. 

( Voir  aussi  annexe  34.) 

Nouvel  Article  (remplagant  V article  16). 

Les  Hautes  Parties  contractantes  s’engagent  ä soumettre  ä l’arbitrage 
les  differends  d’ordre  juridique  ou  relatifs  k l’interpretation  des  Traites 


1 Vgl.  dazu  den  Rapport  Guillaume  A et  D II  455  ff. 
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existant  entre  les  Puissances  signataires,  qui  viendraient  ä se  produire 
entre  Elles  et  qui  n’auraient  pu  etre  regles  par  la  voie  diplomatique  directe, 
ä condition  toutefois  qu’ils  ne  mettent  en  cause  ni  les  interets  essentiels 
ni  l’independance  des  Parties  en  litige,  ni  les  interets  de  tierces  Puissances. 

Article  16c*. 

II  est  bien  entendu  qu’il  appartient  exclusivement  ä chacune  des 
Puissances  contractantes  d’apprecier  si  un  differend  qui  se  sera  produit 
met  en  cause  ses  interets  essentiels  ou  son  independance  et  par  consequent 
est  de  nature  ä etre  excepte  de  l’arbitrage. 

Article  16Z>. 

Les  Hautes  Parties  contractantes  s’engagent  a ne  pas  se  prevaloir 
de  l’article  precedent  dans  les  cas  suivants : 

1.  Contestations  concernant  l’interpretation  ou  l’application  des  Con- 
ventions conclues  ou  ä conclure  et  enumerees  ci-dessous: 

(a)  Traites  de  commerce  et  de  navigation; 

(b)  Conventions  relatives  a la  protection  internationale  des  travailleurs ; 

(c)  Conventions  postales,  telegraphiques  (avec  ou  sans  fil)  et  tele- 
phoniques ; 

(d)  Conventions  concernant  la  protection  des  cäbles  sous-marins; 

(e)  Conventions  concernant  les  chemins  de  fer; 

(f)  Conventions  et  regiement  concernant  les  moyens  de  prevenir  les 
collisions  de  navires  en  mer; 

(g)  Conventions  concernant  la  protection  des  ceuvres  litteraires  et 
artistiques ; 

(h)  Conventions  concernant  la  propriete  industrielle  (brevets  d’inven- 
tion,  marques  de  fabrique  et  de  commerce  et  nom  commercial); 

( i ) Conventions  concernant  le  regime  des  societes  commerciales  et 
industrielles ; 

(fc)  Conventions  monetaires  et  metriques  (poids  et  mesures); 

(l)  Conventions  concernant  l’assistance  gratuite  reciproque  des  malades 
indigents ; 

(ni)  Conventions  sanitaires,  conventions  concernant  les  epizooties,  le 
phylloxera  et  autres  fleaux  similaires; 

(n)  Conventions  relatives  aux  mati&res  du  droit  international  prive; 

(o)  Conventions  concernant  la  procedure  civile  ou  penale; 

(p)  Conventions  d’extradition ; 

(q)  Privileges  diplomatiques  et  consulaires. 

2.  Reglement  sur  le  terrain  des  fixations  des  limites. 

3.  Contestations  concernant  des  reclamations  pecuniaires  du  cbef  de 
dommages,  lorsque  le  principe  de  l’indemnite  est  reconnu  par  les  Parties. 

4.  Questions  se  rapportant  aux  dettes. 
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Annexe  20. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  DES  ETATS-UNIS 
D’AMERIQUE. 

Projet  d’arbitrage  obligatoire. 

(‘ Voir  aussi  annexes  21  et  37.) 

Article  1. 

Les  differends  d’ordre  juridique  on  relatifs  ä Interpretation  des 
Traites  existant  entre  deux  ou  plusienrs  des  Etats  contractants  qui  vien- 
draient  desormais  a se  produire  entre  eux,  et  qui  n’auraient  pu  etre  regles 
par  la  voie  diplomatique,  seront  soumis  ä la  Cour  permanente  d’arbitrage 
etablie  ä La  Haye  par  la  Convention  du  29  Juillet  1899,  ä la  condition 
toutefois  qu’ils  ne  mettent  en  cause  ni  les  interets  vitaux  ni  l’independance 
ou  rhonneur  de  l’un  ou  l’autre  des  dits  Etats,  et  qu’ils  ne  touchent  pas 
aux  interets  d’autres  Etats  ne  participant  pas  au  litige. 

Article  2. 

II  appartiendra  ä cbacune  des  Puissances  signataires  d’apprecier  si  le 
differend  qui  se  sera  produit  met  en  cause  ses  interets  vitaux,  son  inde- 
pendance,  ou  son  honneur,  et,  par  consequent,  est  de  nature  ä etre  com- 
pris  parmi  ceux  qui  d’apres  l’article  precedent,  sont  exceptes  de  l’arbitrage 
obligatoire. 

Article  8. 

Dans  chaque  cas  particulier , les  Hautes  Parties  contractantes  (les 
Puissances  signataires)  etabliront  un  compromis  special  (protocole  special) 
conformement  aux  constitutions  ou  aux  lois  des  Hautes  Parties  con- 
tractantes (Puissances  signataires),  determinant  nettement  l’objet  du  litige, 
l’etendue  des  pouvoirs  des  arbitres,  la  procedure  et  les  details  ä observer, 
en  ce  qui  concerne  la  Constitution  du  Tribunal  arbitral. 

Article  4. 

La  presente  Convention  sera  ratifiee  dans  le  plus  bref  delai  possible. 

Les  ratifications  seront  deposees  ä la  Haye. 

II  sera  dresse  du  depöt  de  chaque  ratification  un  proces-verbaly  dont 
une  copie,  certifiee  conforme,  sera  remise  par  la  voie  diplomatique  ä toutes 
les  Puissances  qui  ont  ete  representees  a la  Conference  Internationale  de 
la  Paix  a La  Haye. 

Article  5. 

S’il  arrivait  qu’une  des  Hautes  Parties  contractantes  denoncät  la 
presente  Convention,  cette  denonciation  ne  produirait  ses  effets  qu’un  an 
apres  la  notification  faite  par  ecrit  au  Gouvernement  des  Pays-Bas,  et 
communiquee  immediatement  par  celui-ci  a toutes  les  autres  Puissances 
contractantes. 

Cette  denonciation  ne  produira  ses  effets  qu’ä  l’egard  de  la  Puissance 
qui  l’aura  notifiee. 
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Annexe  21. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  DES  ETATS -UNIS 
D’AMERIQUE. 

Projet  d’arbitrcige  obligatoire . 

(Nouvelle  redaction.) 

(Voir  aussi  annexes  20  et  37.) 

Article  1. 

Les  differends  d’ordre  juridique  ou  relatifs  ä l’interpretation  ^des 
Traites  existant  entre  deux  ou  plusieurs  des  Etats  contractants^quijvien- 
draient  desormais  ä se  produire  entre  eux,  et  qui  n’auraient  pu?etre  regles 
par  la  voie  diplomatique,  seront  soumis  a la  Cour  permanente’'d’arbitrage 
etablie  d La  Haye  par  la  Convention  du  29  Juillet  1899,  ä la  condition 
toutefois  qu’ils  ne  mettent  en  cause  ni  les  interets  vitaux,  ni  l’independance 
ou  l’honneur  de  Tun  ou  l’autre  des  dits  Etats,  et  qu’ils  ne  touchent  pas 
aux  interets  d’autres  Etats  ne  participant  pas  au  litige. 

Article  2. 

II  appartiendra  ä cbacune  des  Puissances  signataires  d’apprecier  si 
le  differend  qui  se  sera  produit  met  en  cause  ses  interets  vitaux,  son  inde- 
pendance  ou  son  honneur,  et,  par  consequent,  est  de  nature  a etre  compris 
parmi  ceux  qui,  d’apr&s  l’article  precedent,  sont  exceptes  de  l’arbitrage 
obligatoire. 

Article  3. 

Dans  cbaque  cas  particulier,  les  Hautes  Parties  contractantes  (les 
Puissances  signataires)  etabliront  un  compromis  special  (protocole'special) 
conformement  aux  constitutions  ou  aux  lois  des  Hautes  Parties  con- 
tractantes (Puissances  signataires),  determinant  nettement  l’objet  du  litige, 
l’etendue  des  pouvoirs  des  arbitres,  la  procedure  et  les  details  ä observer, 
en  ce  qui  concerne  la  Constitution  du  Tribunal  arbitral. 

Article  4. 

La  presente  Convention  sera  ratifiee  dans  le  plus  bref  delai  possible. 

Les  ratifications  seront  deposees  ä la  Haye. 

II  sera  dresse  du  depot  de  cbaque  ratification  un  proces-verbal,  dont 
une  copie,  certifiee  conforme,  sera  remise  par  la  voie  diplomatique  a toutes 
les  Puissances  qui  ont  ete  representees  ä la  Conference  Internationale  de 
la  Paix  ä la  Haye. 

Article  5. 

Chacune  des  Hautes  Parties  contractantes  aura  la  faculte  de  denoncer 
la  Convention.  Cette  denonciation  pourra  etre  faite,  soit  de  faqon  a im- 
pliquer le  retrait  total  de  la  Puissance  denonciatrice  de  la  Convention,  soit 
de  fapon  ä ne  produire  ses  effets  qu’ä  l’egard  d’une  Puissance  designee  par 
la  Puissance  denonciatrice.  Dans  les  deux  cas,  la  Convention  continuera 
ä subsister  pour  autant  qu’elle  n’aura  pas  ete  denoncee. 
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La  denonciation , soit  totale  soit  particuliere , ne  produira  ses  effets 
que  six  mois  apres  que  notification  en  aura  ete  faite  par  ecrit  au  Gou- 
vernement des  Pays-Bas,  et  communiquee  immediatement  par  celui-ci  ä 
toutes  les  autres  Puissances  contractantes. 


Annexe  22. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  DE  SUEDE. 

Projet  destine  ä remplacer  les  articles  14  ä 19  de  la  Convention  du  29  Juillet  1899 
pour  le  Reglement  pacifique  des  conflits  internationaux. 

Remplacer  les  articles  15-19  par  les  suivants: 

Article  15. 

L’arbitrage  international  a pour  objet  le  regiement  de  litiges  entre 
les  Etats  par  des  juges  de  leur  clioix  et  sur  la  base  du  respect  du  droit. 

Le  recours  ä l’arbitrage  implique  l’engagement  de  se  soumettre  de 
bonne  foi  a la  sentence  arbitrale. 

Article  16. 

Dans  les  questions  d’ordre  juridique,  et  en  premier  lieu  dans  les 
questions  d’interpretation  ou  d’application  des  Conventions  internationales, 
l’arbitrage  est  reconnu  par  les  Puissances  signataires  comme  le  moyen  le 
plus  efficace  et  en  meme  temps  le  plus  equitable  de  regier  les  litiges  qui 
n’ont  pas  ete  resolus  par  les  voies  diplomatiques. 

Les  Puissances  signataires  s’engagent  ä recourir  ä l’arbitrage  dans 
les  differends  qui  viendraient  ä se  produire  entre  Elles,  et  qui  n’auraient 
pu  etre  regles  par  les  voies  diplomatiques,  a la  condition  toutefois  qu’ils 
ne  mettent  en  cause  ni  les  interets  vitaux  ni  l’independance  des  Parties 
en  litige. 

Article  17. 

Chacune  des  Parties  en  litige  juge  de  la  question  de  savoir  si  le 
differend  qui  se  sera  produit,  met  en  cause  ses  interets  vitaux  ou  son  in- 
dependance,  et,  par  consequent,  est  de  nature  ä etre  compris  parmi  ceux 
qui,  d’apres  l’article  precedent,  sont  exceptes  de  l’arbitrage  obligatoire. 

Article  18. 

Les  Puissances  signataires  s’engagent  ä ne  pas  faire  valoir  des  ex- 
ceptions  d’apres  l’article  17  dans  les  cas  suivants,  pour  lesquels  l’arbitrage 
sera  en  tout  cas  obligatoire: 

1)  en  cas  de  contestations  pecuniaires  du  chef  de  dommages,  lorsque 
le  principe  de  l’indemnite  est  reconnu  par  les  Parties  en  litige; 

2)  en  cas  de  contestations  pecuniaires  lorsqu’il  s’agit  de  l’interpretation 
ou  de  l’application  des  Conventions  de  toute  esp&ce  entre  les  Parties  en  litige ; 

3)  en  cas  de  contestations  pecuniaires  a cause  d’actes  de  guerre,  de 
guerre  civile  ou  de  blocus  dit  pacifique,  de  l’arrestation  des  etrangers  ou 
de  la  saisie  de  leurs  biens. 
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Article  19. 

Les  articles  qui  precedent  ne  derogent  pas  aux  Traites  generaux  ou 
particuliers  qui  stipulent  actuellement  une  Obligation  plus  etendue  de 
recours  a l’arbitrage  pour  les  Puissances  signataires. 

Ces  Puissances  se  reservent  de  conclure,  soit  avant  l’entree  en  vigueur 
des  articles  qui  precedent,  soit  posterieurement , des  accords  nouveaux, 
generaux  ou  particuliers,  en  vue  d’etendre  l’arbitrage  obligatoire  ä tous 
les  cas  qu’Elles  jugeront  possible  de  lui  soumettre. 


Annexe  23. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  DU  BRESIL.  . 

Amendement  a Varticle  16  de  la  Convention  du  29  Juillet  1899. 

1.  Dans  les  questions  ou.  Elles  n’arrivent  pas  k un  accord,  par  voie 
diplomatique  ou  par  les  bons  offices  et  mediation,  si  ces  questions  n’affectent 
pas  l’independance,  l’integrite  territoriale  ou  les  interets  essen tiels  des 
Parties,  leurs  institutions  ou  lois  internes,  ni  les  interets  de  tierces  Puis- 
sances, les  Puissances  signataires  s’obligent  ä recourir  k l’arbitrage  devant 
la  Cour  permanente  de  La  Haye,  ou,  si  Elles  le  preferent,  moyennant  la 
nomination  d’autres  arbitres  ä leur  choix. 

2.  II  est  entendu  que  les  Puissances  signataires  se  reservent  toujours 
le  droit  de  n’arriver  a l’arbiträge  qu’apres  les  bons  offices  ou  la  mediation, 
si  Elles  veulent  bien  avoir  recours  d’abord  ä ces  deux  moyens  de  conciliation. 

3.  Dans  les  differends  relatifs  ä des  territoires  peuples,  on  n’aura 
recours  a l’arbitrage  qu’avec  l’assentiment  prealable  des  populations  inter- 
essees  ä la  decision. 

4.  11  appartient  a chaque  Partie  intereSsee  de  decider,  d’une  maniere 
conclusive,  si  le  differend  concerne  son  independance,  son  integrite  terri- 
toriale, ses  interets  essentiels  ou  ses  institutions. 


Annexe  24. 

DECLARATION  DE  LA  DELEGATION  DE  LA 
REPUBLIQUE  DOMINICAINE. 

Considerant  que  dans  la  Troisieme  Conference  Internationale  Ameri- 
caine, tenue  dans  la  ville  de  Rio  de  Janeiro,  il  fut  decide  par  les  Dele- 
gations presentes  de  dix-neuf  Puissances  signataires,  parmi  lesquelles  se 
trouvait  representee  la  Republique  Dominicaine,  de  ratifier  leur  adhesion 
au  principe  de  l’arbitrage ; et  dans  l’interet  de  concourir  au  developpement 
et  a la  realisation  d’une  si  baute  pensee,  et  de  la  rendre  pratique  entre 
tous  les  Etats,  de  recommander  aux  dites  Puissances  signataires  de  munir 
leurs  representations  k la  Deuxieme  Conference  de  la  Haye  des  instructions 
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pour  qu’elles  s’efforcent  de  collaborer  ä la  celebration  d’une  Convention 
generale  d’arbitrage  qui  deviendrait  par  la  suite  un  lien  de  fraternite  et 
de  concorde  et  la  regle  de  conduite  pour  toutes  les  nations  civilisees; 

Considerant  que  pour  la  realisation  d’une  si  baute  et  humanitaire 
pensee,  qui  est  l’ideal  de  la  justice  internationale  et  l’aspiration  de  tous 
les  bommes  de  bonne  volonte,  il  est  indispensable  de  donner  ä l’arbitrage 
la  plus  grande  latitude,  de  fa9on  qu’il  comprenne  tous  les  differends  qui 
pourraient  se  susciter  entre  les  Etats,  et  dont  la  solution  ne  serait  guere 
trouvee  par  des  moyens  diplomatiques,  ce  qui  implique  necessairement  que 
l’arbitrage  doit  etre  obligatoire  dans  tous  les  cas  d’opposition  ou  de  con- 
testations  entre  deux  ou  plusieurs  Etats; 

En  presence  des  faits  et  des  difficultes  actuelles,  qui  font  songer  ä 
ca  qu’une  si  large  pensee  ne  parait  pas  pratique  pour  le  moment,  et  en 
attendant  que  le  jour  arrive  ou  toutes  les  nations,  barmonisant  leurs  divers 
interets  avec  les  interets  les  plus  bauts  de  l’bumanite  et  de  la  vraie  civili- 
sation  du  monde,  se  mettent  d’accord  sur  le  mode  de  realiser  une  teile 
aspiration,  la  Delegation  de  la  Republique  Dominicaine  exprime  son  voeu 
en  faveur  de  l’arbitrage  international  obligatoire  et  sans  restriction. 


Annexe  25. 

DECLARATION  DE  LA  DELEGATION  DE  DÄNEMARK. 

Depuis  la  Premiere  Conference  de  la  Paix,  le  Gouvernement  de  Däne- 
mark, s’inspirant  de  l’article  19  de  la  Convention  du  29  Juillet  1899  pour 
le  Reglement  pacifique  des  conflits  internationaux , a conclu  des  Con- 
ventions d’arbitrage  obligatoire  avec  les  Puissances  suivantes,  ä savoir : les 
Pays-Bas,  la  Russie,  la  Belgique,  la  France,  la  Grande-Bretagne,  l’Espagne, 
l’Italie,  le  Portugal. 

Dans  les  Conventions  du  12  fevrier  1904  avec  les  Pays-Bas,  du  16  de- 
cembre  1905  avec  l’Italie  et  du  20  mars  1907  avec  le  Portugal,  absolument 
aucune  reserve  n’a  ete  faite  en  ce  qui  concerne  les  sujets  de  desaccord  qui 
devront  etre  soumis  a l’arbitrage. 

Le  texte  de  la  Convention  avec  les  Pays-Bas  porte  en  effet  que  “Les 
Hautes  Parties  contractantes  s’engagent  ä soumettre  a la  Cour  permanente 
d’arbitrage  tous  les  differends  et  tous  les  litiges  entre  Elles  qui  n’auront 
pas  pu  etre  resolus  par  les  voies  diplomatiques”  et  le  texte  des  Conventions 
avec  ITtalie  et  le  Portugal  dit: 

“Les  Hautes  Parties  contractantes  s’engagent  ä soumettre  ä l’arbitrage 
tous  les  differends  de  n’importe  quelle  nature  qui  viendraient  a s’elever 
entre  Elles  et  qui  n’auraient  pu  etre  resolus  par  les  voies  diplomatiques.” 

Ces  deux  dernieres  Conventions  contiennent  en  outre,  en  ce  qui  re- 
garde  le  compromis  special  ä signer  avant  l’arbitrage,  la  disposition  sui- 
vante:  “A  defaut  d’un  compromis  special,  les  arbitres  jugeront  sur  la  base 
des  pretentions  formulees  par  les  deux  Parties”. 
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Le  Gouvernement  de  Dänemark,  par  la  conclusion  de  ces  Conventions, 
a suffisamment  demontre  sa  mani&re  de  voir  et  ses  desirs  dans  cette 
matikre,  et  la  Delegation  danoise  a l’honneur  d’appeler  l’attention  de  la 
Sous-Commission  sur  les  textes  precites. 


Annexe  26. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  DU  MEXIQUE. 

Amendement  ä V article  1er  de  la  proposition  de  la  Delegation  des  Etats-Unis 
d'Amerique.  ( Annexe  21.) 

Apres  les  mots:  useront  soumis  ä la  Cour  permanente  d'arbitrage , etablie 
a la  Haye  par  la  Convention  du  29  Juillet  1899 ”,  ajouter  les  mots  suivants: 
“ä  moins  que  les  Parties  ne  preferent  organiser  d'un  commun  accord  une  juri- 
diction  specialeC 


Annexe  27. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  DE  SUISSE. 

Modif  cations  a apporter  ä la  Convention  du  29  Juillet  1899  pour  le  Reglement 
pacifique  des  conflits  internationaux. 

(Voir  aussi  annexe  28.) 

Article  16. 

Adopter  l’adjonction  d’un  alinea  2 proposee  par  la  Delegation 
d’Autriclie-Hongrie.  ( Proces-verbal  du  Comite  d? Examen  A,  seance  du  6 aoüt.) 

Article  16  a. 

Les  Puissances  signataires  declarent  que  les  stipulations  convention- 
nelles  concernant  les  matieres  enumerees  ci-dessous  paraissent  tout  parti- 
culierement  de  nature  ä pouvoir  etre  soumises  ä l’arbitrage  obligatoire,  les 
Traites  d’arbitrage  et  les  clauses  d’arbitrage  figurant  dans  des  Traites  dejä 
conclus  ou  ä conclure  restant  reserves: 

1.  Commerce  et  navigation; 

2.  Protection  internationale  des  travailleurs ; 

3.  Postes,  telegraph.es  et  telephones; 

4.  Protection  des  cäbles  sous-marins; 

5.  Chemins  de  fer; 

6.  Moyens  de  prevenir  les  collisions  de  navires  en  mer; 

7.  Protection  des  oeuvres  litteraires  et  artistiques; 

8.  Propriete  industrielle ; 

9.  Regime  des  societes  industrielles  et  commerciales ; 

10.  Monnaies,  poids  et  mesures; 

11.  Assistance  gratuite  reciproque  des  malades  indigents; 

12.  Epidemies,  epizooties  etc.; 

13.  Droit  international  prive; 
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14.  Procedures  civile  et  penale; 

15.  Extraditions ; 

16.  Privileges  diplomatiques  et  consulaires; 

(etc.  etc.  etc.) 

Article  16  b. 

Les  Puissances  signataires  qui,  sous  condition  de  reciprocite,  seraient 
disposees  ä accepter  l’arbitrage  obligatoire  pour  l’ensemble  ou  ponr  une 
partie  des  matieres  susmentionnees,  pourront  notifier  ces  matieres,  par 
l’intermediaire  du  Bureau  International  etabli  ä La  Haye,  aux  autres 
Puissances  signataires  de  la  presente  Convention. 

L’arbitrage  obligatoire  sera  etabli  pour  une  Puissance  signataire 
vis-ä-vis  d’une  autre,  aussitöt  et  pour  autant  que  ces  Puissances  auront 
notifie  l’adoption  de  l’arbitrage  pour  des  matieres  identiques  figurant  dans 
la  liste  etablie  par  l’article  16  a. 

Article  19. 

Independamment  des  Traites  generaux  ou  particuliers  qui  stipulent 
actuellement  l’obligation  du  recours  ä l’arbitrage  pour  les  Puissances  signa- 
taires, et  independamment  de  V Obligation  des  articles  16  a et  16  b,  les  dites  Puis- 
sances se  reservent  de  conclure,  soit  avant  la  ratification  de  cet  Acte,  soit 
posterieurement,  des  accords  nouveaux,  generaux  ou  particuliers,  en  vue 
d’etendre  l’arbitrage  obligatoire  ä tous  les  cas  qu’Elles  jugeront  possible 
de  lui  soumettre  encore. 


Annexe  28. 

PEOPOSITION  DE  LA  DELEGATION  DE  SUISSE. 

Modifications  a apporter  ä la  Convention  du  29  Juillet  1899  pour  le  Reglement 
pacifique  des  conflits  internationaux. 

(Nouvelle  redaction.) 

(Voir  aussi  annexe  27.) 

Article  16. 

Adopter  l’adjonction  d’un  alinea  2 proposee  par  la  Delegation 
d'Autricbe-Hongrie.  (Proces-verbal  du  Comite  d’ Examen  A,  seance  du  6 aoüt.) 

Article  16  a. 

Independamment  des  Traites  generaux  ou  particuliers  qui  stipulent 
actuellement  ou  stipuleront  a l’avenir  l’arbitrage  obligatoire  entre  les 
Etats  contractants,  les  Puissances  signataires  de  la  presente  Convention 
qui,  sous  condition  de  reciprocite,  seraient  disposees  ä accepter  l’arbitrage 
obligatoire  pour  l’ensemble  ou  pour  l’une  ou  l’autre  des  matieres  enumerees 
ci-dessous,  pourront  faire  connaitre  leur  decision,  par  l’intermediaire  du 
Gouvernement  des  Pays-Bas,  aux  autres  Puissances  signataires  de  la  pre- 
sente Convention : 
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1.  Commerce  et  navigation; 

2.  Protection  internationale  des  travailleurs ; 

3.  Postes,  telegrapbes  et  telephones; 

4.  Protection  des  cäbles  sous-marins ; 

5.  Chemins  de  fer; 

6.  Moyens  de  prevenir  les  collisions  de  navires  en  mer; 

7.  Protection  des  oeuvres  litteraires  et  artistiques; 

8.  Propriete  industrielle; 

9.  Regime  des  societes  industrielles  et  commerciales ; 

10.  Monnaies,  poids  et  mesures; 

11.  Assistance  gratuite  reciproque  des  malades  indigents; 

12.  Epidemies,  epizooties,  etc.; 

13.  Droit  international  prive; 

14.  Procedures  ciyile  et  penale; 

15.  Extraditions ; 

16.  Privileges  diplomatiques  et  consulaires; 

(etc.  etc.  etc.) 

L'arbitrage  obligatoire  sera  etabli  pour  une  Puissance  signataire 
vis-ä-vis  d’une  autre,  aussitöt  et  pour  autant  que  ces  Puissances  auront 
notifie  l’adoption  de  l’arbitrage  pour  des  matieres  identiques  figurant  dans 
la  liste  etablie  ci-dessus. 

Article  165. 

Les  Traites  d’arbitrage  et  les  clauses  d’arbitrage  figurant  dans  des 
Traites  dejä  conclus  ou  ä conclure  demeureront  reserves. 


Annexe  29. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  DE  SERBIE. 

Projet  de  Traite  d’arbitrage  obligatoire. 

(Voir  atissi  annexe  18.) 

Article  1. 

Independ amment  des  Traites  generaux  ou  particuliers  qui  stipulent 
actuellement  ou  stipuleront  ä l’avenir  l’arbitrage  obligatoire  entre  les  Etat 
contractants,  les  Puissances  signataires  de  la  presente  Convention  s’obli- 
geant  a soumettre  ä l’arbitrage  les  contestations  suivantes,  en  cas  oü  eiles 
n’auraient  pas  pu  etre  reglees  par  la  voie  diplomatique: 

1.  Contestations  concernant  l’interpretation  et  l’application  des  Con- 
ventions  suivantes : 

a)  Conventions  postales,  telegraphiques  (avec  ou  sans  fil)  et  tele- 
phoniques; 

b)  Conventions  concernant  la  protection  des  oeuvres  litteraires  et 
artistiques ; 
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c)  Conventions  concernant  la  propriete  industrielle  (brevets  d’invention, 
marques  de  fabrique  et  de  commerce,  nom  commercial); 

d)  Conventions  relatives  ä la  protection  internationale  des  travailleurs ; 

e)  Conventions  concernant  la  protection  des  cäbles  sous-marins; 

f)  Conventions  et  reglements  concernant  les  moyens  de  prevenir  les 
collisions  de  navires  en  mer; 

g)  Conventions  relatives  aux  monnaies,  poids  et  mesures; 

h)  Conventions  concernant  l’assistance  gratuite  reciproque  des  malades 
indigents ; 

i)  Conventions  sanitaires,  Conventions  concernant  les  epizooties,  le 
phvlloxera  et  autres  fleaux  similaires; 

Je)  Conventions  relatives  aux  matieres  du  droit  international  prive; 

l)  Conventions  relatives  au  regime  des  societes  commerciales,  in- 
dustrielles et  d’assurance; 

m)  Stipulations  des  Traites  de  commerce  et  de  navigation  relatives 
aux  tarifs  conventionnels  et  aux  droits  qui,  sous  une  denomination 
quelconque,  (droits  accessoires,  taxe  des  monopoles,  droits  de  con- 
sommation  au  profit  de  l’Etat  ou  des  communes  etc.)  frappent  les 
marcliandises  ä l’entrse,  a la  sortie  ou  a l’occasion  de  transit, 
ainsi  que  celles  relatives  a la  nationalite  et  au  traitement  des 
navires  et  de  leur  cargaison; 

2.  Contestations  se  rapportant  ä la  fixation  des  limites,  en  tant 
qu’elles  ne  portent  ni  sur  les  parties  habitees  du  territoire  ni  sur  celles 
presentant  une  importance  particuliere  au  point  de  vue  economique  ou 
strategique. 

3.  Contestations  concernant  ljexecution  des  enga^ements  pecuniaires, 
provenant  des  contrats  entre  les  Etats  ou  entre  un  Etat  et  les  ressortis- 
sants  des  autres  Etats,  en  tant  que  les  tribunaux  ordinaires  ne  soient  pas 
competents. 

4.  Contestations  sur  les  obligations  et  Pexecution  des  obligations  des 
Etats  en  matiere  de  dettes  publiques,  en  tant  qu’il  s’agit  des  detenteurs 
etrangers  des  titres  dfe  ces  dettes. 

5.  Contestations  sur  la  fixation  du  montant  et  sur  le  paiement  des 
indemnites  ou  sur  la  reparation  des  dommages  materiels,  lorsque  le  prin- 
cipe en  est  reconnu  par  les  Parties  interessees. 

Article  2. 

Dans  chaque  cas  particulier  soumis  ä l’arbitrage  d’apres  cette  Con- 
vention, un  compromis  particulier  sera  etabli  entre  les  Parties  en  litige, 
conformement  ä leurs  constitutions  et  lois,  dans  lequel  on  determinera 
nettement  l’objet  du  litige,  la  composition  du  Tribunal  arbitral,  l’etendue 
de  ses  pouvoirs  et  la  procedure  qui  devra  y etre  suivie. 

Article  3. 

Lorsqu’il  s’agit  de  l’interpretation  ou  de  l’application  d’une  Con- 
vention generale,  on  procedera,  en  tant  que  la  procedure  n’est  pas  reglee 
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par  les  dites  Conventions  memes,  ou  par  des  arrangements  particuliers 
qui  pourraient  leur  etre  annexes,  de  la  maniere  suivante: 

Les  Parties  en  litige  notifient  le  compromis  qu’elles  ont  signe  ä tous 

les  Etats  oontractants,  qui  ont  un  delai  de ä compter  du  jour  de 

la  notification  pour  declarer  si  et  dans  quelle  forme  ils  prennent  part 
au  litige. 

La  sentence  arbitrale  est  obligatoire  pour  tous  les  Etats  ayant  pris 
part  au  litige,  aussi  bien  dans  leurs  rapports  mutuels,  que  par  rapport 
aux  autres  oontractants. 

Les  Etats  n’ayant  pas  pris  part  au  litige,  peuvent  demander  un  nouvel 
arbitrage  sur  la  meme  question,  soit  qu’il  s’agisse  de  contestations  sur- 
venues  entre  eux,  soit  qu’il  ne  leur  convienne  pas  d’accepter  la  sentence 
rendue  par  rapport  aux  Etats  ayant  pris  part  au  premier  litige. 

Si  la  seconde  sentence  arbitrale  est  indentique  ä la  premiere,  la 
question  est  definitivement  reglee  et  cette  sentence,  devenue  partie  inte- 
grante de  la  Convention,  est  obligatoire  pour  tous  les  oontractants.  Si, 
par  contre,  la  seconde  sentence  differe  de  la  premi&re,  un  troisieme  arbi- 
trage pourra  etre  demande  par  tout  Etat  contractant  et  la  troisieme  sen- 
tence aura  alors  force  obligatoire  generale. 

Article  4. 

La  presente  Convention  n’a  aucune  force  retroactive  et  ne  s’appliquera, 
en  tant  qu’il  s’agit  de  l’interpretation  et  de  l’application  des  Traites,  qu’aux 
Traites  conclus  ou  renouveles  apres  sa  mise  en  vigueur  et,  en  tant  qu’il 
s’agit  des  contestations  prevues  sous  les  n°.  2,  3,  4 et  5 de  l’article  1,  qu’aux 
cas  survenus  depuis  qu’elle  aura  ete  mise  en  vigueur. 


Annexe  30. 

PROPOSITION  DU  PREMIER  SOUS-COMITE  DU  COMITE 
D’EXAMEN  A DE  LA  I^e  SOUS-COMMISSION. 

Amendements  ä V article  16  b de  la  Proposition  portugaise.  ( Annexe  19.) 

I. 

Les  Hautes  Parties  contractantes  s’engagent  a ne  pas  se  prevaloir 
de  l’article  precedent  dans  les  cas  suivants : 

Contestations  concernant  l’interpretation  ou  l’application  des  Con- 
ventions conclues  ou  ä eonclure  et  enumerees  ci-dessous,  en  tant  qu'elles  se 
referent  ä des  engagements  qui  äoioent  etre  directement  executes  par  les  Gouverne- 
ments ou  par  ses  Organes  administratifs. 

(<*) 

(0 
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II. 

Si  tous  les  Etats  signataires  d’une  des  Conventions  enumerees  ci- 
dessus  sont  Parties  dans  un  litige  concernant  l’interpretation  de  la  Con- 
vention, le  jugement  arbitral  aura  la  meme  valeur  que  la  Convention 
elle-meme  et  devra  etre  egalement  observe. 

Si,  au  contraire,  le  litige  surgit  entre  quelques-uns  seulement  des 
Etats  signataires,  les  Parties  en  litige  doivent  avertir  en  temps  utile  les 
Puissances  signataires,  qui  ont  le  droit  d’intervenir  au  proc&s. 

Le  jugement  arbitral,  aussitöt  prononce,  sera  communique  par  les 
Parties  en  litige  aux  Etats  signataires  qui  n’ont  pas  pris  part  au  proces. 
Si  ceux-ci  declarent  a l’unanimite  accepter  l’interpretation  du  point  en 
litige,  adoptee  par  la  sentence  arbitrale,  cette  Interpretation  sera  obli- 
gatoire  pour  tous  et  aura  la  meme  valeur  que  la  Convention  elle-meme. 
Dans  le  cas  contraire,  le  jugement  n’aura  de  valeur  que  pour  le  cas  qui 
a ete  l’objet  du  proces  entre  les  Parties  en  litige. 

II  est  bien  entendu  que  la  presente  Convention  ne  porte  aucune 
atteinte  aux  clauses  d’arbitrage  deja  contenues  dans  les  Traites  existants. 


Annexe  31. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  DE  GRANDE-BRETAGNE. 

Nouveauoc  articles  ä ajouter  ä la  Convention  du  29  Juillet  1899. 

(Voir  aussi  annexes  32  et  39.) 

Article  16  a. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  s’engagent  ä ne  pas  se  prevaloir 
de  1’ article  precedent  dans  les  cas  suivants: 

1.  Contestations  concernant  Interpretation  des  stipulations  con- 
ventionnelles  relatives : 

a)  aux  tarifs  de  douane; 

b)  au  jaugeage  de  navires; 

c)  ä l’assimilation  des  etrangers  aux  nationaux  quant  aux  taxes  et 
impöts ; 

d)  au  droit  des  etrangers  d’acquerir  et  de  posseder  des  biens. 

2.  Contestations  concernant  Tinterpretation  ou  l’application  des  Con- 
ventions  enumerees  ci-dessous: 

a)  Conventions  relatives  ä la  protection  internationale  des  travailleurs ; 

b)  Conventions  concernant  les  chemins  de  fer; 

c ) Conventions  et  reglements  concernant  les  moyens  de  prevenir  les 
collisions  de  navires  en  mer; 

(J)  Conventions  concernant  la  protection  des  oeuvres  litteraires  et 
artistiques ; 

e)  Conventions  concernant  le  regime  des  societes  commerciales  et 
industrielles ; 
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f ) Conventions  monetaires  et  metriques  (poids  et  mesures); 

(j)  Conventions  concernant  l’assistance  gratuite  reciproque  des  malades 
indigents ; 

h)  Conventions  sanitaires,  Conventions  concernant  les  epizooties,  le 
phylloxera  et  autres  fleaux  similaires; 

i)  Conventions  relatives  aux  matieres  du  droit  international  prive; 

j)  Conventions  concernant  la  procedure  civile  ou  penale. 

3.  Contestations  concernant  des  reclamations  pecuniaires  du  chef  de 
dommages,  lorsque  le  principe  de  l’indemnite  est  reconnu  par  les  Parties. 

Article  16  b. 

II  est  entendu  que  les  stipulations  viant  un  arbitrage  obligatoire 
sous  des  conditions  speciales  qui  figurent  dans  des  Traites.  deja  conclus 
ou  ä conclure,  resteront  en  vigueur. 

Article  16  e. 

Les  stipulations  de  l’article  16  a ne  sauraient  en  aucun  cas  etre  in- 
voquees  s’il  s’agit  de  l’interpretation  ou  de  l’application  de  droits  extra- 
territoriaux. 


Annexe  32. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  DE  GRANDE-BRETAGNE. 

Nouveaux  articles  a ajouter  ä la  Convention  de  1899. 

(Nouvelle  redaction.) 

{Voir  aussi  annexes  31  et  39.) 

Article  16  a. 

Les  Hautes  Parties  contractantes  conviennent  de  soumettre  ä l’arbi- 
trage  sans  reserve  les  contestations  concernant: 

A.  L’interpretation  et  l’application  des  stipulations  conventionnelles 
toucbant  les  matieres  suivantes: 

1.  Tarifs  de  douane. 

2.  Jaugeage  des  navires. 

3.  Salaires  et  successions  des  marins  decedes. 

4.  Assimilation  des  etrangers  aux  nationaux  quant  aux  taxes  et  impöts. 

5.  Droit  des  etrangers  d’acquerir  et  de  posseder  des  biens. 

6.  Protection  ouvriere  internationale  des  travailleurs. 

7.  Moyens  de  prevenir  les  collisions  en  mer. 

8.  Protection  des  ceuvres  litteraires  et  artistiques. 

9.  Regime  des  societes  commerciales  et  industrielles. 

10.  Systemes  monetaires;  poids  et  mesures. 

11.  Assistance  gratuite  reciproque  des  malades  indigents. 

12.  Reglements  sanitaires. 

13.  Reglements  concernant  les  epizooties,  le  pbvlloxera  et  autres 
fleaux  similaires. 
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14.  Droit  international  prive. 

15.  Procedure  civile  ou  commerciale. 

B.  Les  reclamations  pecuniaires  du  chef  de  dommages,  lorsque  le 
principe  de  l’indemnite  est  reconnu  par  les  Parties. 

Article  165. 

II  est  entendu  que  les  stipulations  visant  un  arbitrage  obligatoire 
sous  des  conditions  speciales  qui  figurent  dans  des  Traites  deja  conclus 
ou  a conclure,  resteront  en  vigueur. 

Article  16  c. 

L’article  16  et  ne  s’applique  pas  aux  contestations  conventionnelles 
relatives  a la  jouissance  et  ä l’exercise  de  droits  extraterritoriaux. 


Annexe  33. 

PROPOSITION  DÜ  SECOND  SOUS-COMITE  DU  COMITE 
D’EXAMEN  A DE  LA  1ERE  SOUS-COMMISSION. 

Commnnication  de  S.  Exc.  M.  de  Hammmarskjöld. 

L’arbitrage  obligatoire,  ecarte  pour  les  “Conventions  de  commerce  et 
de  navigation”,  dont  le  domaine  est  trop  vaste  et  trop  complexe,  pourrait 
etre  propose  pour  V Interpretation 

des  tarifs  de  douane  conventionnels; 

des  clauses  stipulant  le  droit  des  etrangers  d’exercer  la  navigation 
commerciale  d’une  maniere  generale  ou  sous  certaines  restrictions ; 

des  clauses  relatives  aux  taxes  exigees  des  navires  (droits  de  quai, 
de  phare,  de  pilotage),  aux  charges  et  taxes  de  sauvetage  imposees  en  cas 
d’avarie  ou  de  naufrage; 

des  clauses  concernant  le  jaugeage  des  navires; 

des  clauses  stipulant  l’assimilation  des  etrangers  aux  nationaux  quant 
aux  taxes  et  impöts; 

des  clauses  relatives  au  droit  des  etrangers  de  se  livrer  au  commerce 
ou  ä l’industrie,  d’exercer  des  professions  liberales,  qu’il  s’agisse  d’une  con- 
cession  directe  ou  d’une  assimilation  aux  nationaux; 

des  clauses  stipulant  le  droit  pour  les  etrangers  d’aequerir  et  de 
posseder  des  biens. 
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Annex©  34. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  DU  PORTUGAL. 

Amendement  et  cidditions  ä la  Convention  pour  le  'Reglement  pacifique  des  con- 

flits  internationaux. 

(Nouvelle  redaction.) 

( Voir  aussi  annexe  19.) 

Nouvelle  article  ( remplagant  Varticle  16). 

Les  Hautes  Puissances  contractantes  s’engagent  a soumettre  ä l’arbi- 
trage  les  differends  d’ordre  juridique  et,  en  premier  lieu,  ceux  relatifs  ä 
l’interpretation  des  Traites  existant  entre  les  Puissances  signataires,  qui 
viendraient  ä se  produire  entre  Elles  et  qui  n’auraient  pu  etre  regles  par 
la  voie  diplomatique  directe,  ä condition  toutefois  qu’ils  ne  mettent  en 
cause  ni  les  interets  essentiels  ni  l’independance  des  Parties  en  litige. 

Article  16  a. 

11  est  bien  entendu  qu’il  appartient  exclusivement  ä chacune  des 
Puissances  contractantes  d’apprecier  si  un  differend  qui  se  sera  produit, 
met  en  cause  ses  interets  essentiels  ou  son  independance  et,  par  con- 
sequent,  est  de  nature  ä etre  excepte  de  l’arbitrage. 

Article  165. 

Les  Hautes  Parties  contractantes  conviennent  de  soumettre  a l’arbi- 
trage  sans  reserve  les  contestations  concernant: 

A.  L’interpretation  et  l’application  des  stipulations  conventionnelles  touchant 

les  matieres  suivantes: 

1°.  Tarifs  de  douane; 

2°.  Taxes  exigees  des  navires  (droits  de  quai,  de  phare,  de  pilotage), 
charges  et  taxes  de  sauvetage  imposees  en  cas  d’avarie  ou  de 
naufrage ; 

3°.  Jaugeage  des  navires; 

4°.  Assimilation  des  etrangers  aux  nationaux  quant  aux  taxes  et 
impots ; 

5°.  Droit  des  etrangers  de  se  livrer  au  commerce  ou  a l’industrie, 
d’exercer  des  professions  liberales,  qu’il  s’agisse  d’une  concession 
directe  ou  d’une  assimilation  aux  nationaux; 

6°.  Droit  pour  les  etrangers  d’acquerir  et  de  posseder  des  biens; 

7°.  Protection  ouvri&re  internationale; 

8h.  Moyens  de  prevenir  les  collisions  en  mer; 

9°.  Protection  des  oeuvres  litteraires  et  artistiques; 

10°.  Brevets  d’invention,  marques  de  fabrique  et  de  commerce  et  nom 
commercial ; 

11°.  Regime  des  societes  commerciales  ou  industrielles; 

12°.  Systeme  monetaire;  poids  et  mesures;  questions  geodesiques; 
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18°.  Assistance  gratuite  reciproque  des  malades  indigents ; Conventions 
de  rapatriement; 

14°.  Emigration ; 

15°.  Reglements  sanitaires ; 

16°.  Reglements  concernant  les  epizooties,  le  pbylloxera  et  autre 
fleaux  similaires; 

17°.  Droit  international  pri?e; 

18\  Procedure  civile  ou  commerciale. 

B.  L’application  au  terrain  des  limites  fixees  par  un  Traite  en  tant  qu’il 
ne  s’agit  pas  de  territoire  habites. 

C.  Les  reclamations  pecuniaires  du  cbef  de  dommages,  lorsque  le  prin- 
cipe de  rindemnite  est  reconnu  par  les  Parties. 

I).  Les  dettes  contractuelles. 


Annexe  36. 

AMENDEMENT  PRESENTE  PAR  LA  DELEGATION  DE  GRECE. 

Toute  restriction  ou  reserve,  qu’une  des  Puissances  signataires  ajouterait 
au  sujet  des  matieres  pour  lesquelles  Elle  declare  vouloir  accepter  l'arbi- 
trage,  pourra  etre  invoquee  vis-ä-vis  d’Elle  par  toute  autre  Puissance  meme 
n’ayant  pas  fait  dans  sa  notification  de  reserve  ou  de  restriction  au  sujet 
des  dites  matieres. 


Annexe  37. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  DES  ETATS-UNIS 
D’AMERIQUE. 

Brojet  d'arbitrage  öbligatoire. 

(Nouveau  projet  du  29*aoüt  1907.) 

( Voir  aussi  annexes  20  et  21.) 

Article  1. 

Les  differends  d’ordre  juridique  ou  relatifs  ä l’interpretation  des 
Traites  existant  entre  deux  ou  plusieurs  des  Etats  contractants,  qui  vien- 
draient  desormais  a se  produire  entre  eux,  et  qui  n’auraient  pu  etre  regles 
par  la  voie  diplomatique,  seront  soumis  a l’arbitrage,  a la  condition  toute- 
fois  qu’ils  ne  mettent  en  cause  ni  les  interets  vitaux  ni  l’independance  ou 
l’bonneur  de  l’un  ou  l’autre  des  dits  Etats,  et  qu’ils  ne  touchent  pas  aux 
interets  d’autres  Etats  ne  participant  pas  au  litige. 

Article  2. 

11  appartiendra  a chacune  des  Puissances  signataires  d’apprecier  si  le 
differend  qui  se  sera  produit  met  en  cause  ses  interets  vitaux,  son  in- 
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dependance,  ou  son  honneur,  et,  par  consequent,  est  de  nature  k etre 
compris  parmi  ceux  qui,  d’apr&s  1’article  precedent,  sont  exceptes  de  l’arbi- 
trage  obligatoire. 

Article  3. 

Chacune  des  Puissances  signataires  s’engage  pour  elle-meme  ä ne  pas 
se  prevaloir  des  proyisions  de  l’article  precedent  dans  ceux  des  cas  sui- 
vants  qui  seront  enumeres  dans  sa  ratification  de  cette  Convention,  et  qui 
seront  egalement  enumeres  dans  les  ratifications  de  toute  autre  Puissance 
avec  laquelle  des  differende  pourraient  s’elever ; et  cbacune  des  Puissances 
signataires  pourra  etendre  cet  engagement  a n’importe  lequel  ou  a tous 
les  cas  enumeres  dans  sa  ratification,  ä toutes  les  autres  Puissances  signa- 
taires, ou  pourra  le  limiter  ä celles  qu’elle  pourrait  specifier  dans  sa 
ratification. 

1.  Contestations  concernant  l’interpretation  des  stipulations  con- 
ventionnelles  relatives : 

a)  aux  tarifs  de  douane; 

b)  au  jaugeage  des  navires; 

c)  k l’assimilation  des  etrangers  aux  nationaux  quant  aux  taxes  et 
impots ; 

d)  au  droit  des  etrangers  d’acquerir  et  de  posseder  des  biens. 

2.  Contestations  concernant  Finterpretation  ou  l’application  des  Con- 
venations  enumerees  ci-dessous: 

a)  Conventions  relatives  k la  protection  internationale  des  travailleurs ; 

b)  Conventions  concernant  les  chemins  de  fer; 

c)  Conventions  et  reglements  concernant  les  moyens  de  prevenir  les 
collisions  de  navires  en  mer; 

d)  Conventions  concernant  la  protection  des  oeuvres  litteraires  et 
artistiques ; 

e ) Conventions  concernant  le  regime  des  societes  commerciales  et  in- 
dustrielles ; 

f ) Conventions  monetaires  et  metriques  (poids  et  mesures); 

g)  Conventions  concernant  l’assistance  gratuite  reciproque  des  malades 
indigents ; 

h)  Conventions  sanitaires,  Conventions  concernant  les  epizooties,  le 
phylloxera  et  autres  fleaux  similaires; 

i)  Conventions  relatives  aux  matieres  du  droit  international  prive; 

j)  Conventions  concernant  la  procedure  civile  ou  penale. 

3.  Contestations  concernant  des  reclamations  pecuniaires  du  chef  de 
dommages,  lorsque  le  principe  de  l’indemnite  est  reconnu  par  les  Parties. 

Article  4. 

Dans  cbaque  cas  particulier,  les  Puissances  signataires  etabliront  un 
acte  special  (compromis)  conformement  aux  constitutions  ou  aux  lois 
respectives  des  Puissances  signataires,  determinant  nettement  l’objet  du 
litige,  l’etendue  des  pouvoirs  des  arbitres,  la  procedure  et  les  details  ä 
observer,  en  ce  qui  concerne  la  Constitution  du  Tribunal  arbitral. 
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Article  5. 

II  est  entendu  que  les  stipulations  visant  un  arbitrage  obligatoire 
sous  des  conditions  speciales,  qui  figurent  dans  des  Traites  deja  conclus 
ou  ä conclure,  resteront  en  vigueur. 

Article  6. 

Les  stipulations  de  1’ article  3 ne  sauraient  en  aucun  cas  etre  in- 
voquees  s’il  s’agit  de  l’interpretation  ou  de  l’application  de  droits  extra- 
territoriaux. 

Article  7. 

La  presente  Convention  sera  ratifiee  dans  le  plus  bref  delai  possible. 

Les  ratifications  seront  deposees  ä La  Haye. 


Annexe  39. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  DE  GRANDE -BRETAGNE. 

Nouveaux  articles  ci  ajouter  ä la  Convention  du  29  juillet  1899. 

(Voir  aussi  annexes  31,  32  et  40.) 

(Nouvelle  redaction  (3®me)  de  la  Proposition.) 

Article  16. 

Les  differends  d’ordre  juridique  et,  en  premier  lieu,  les  questions 
d’interpretation  des  Traites  existant  entre  deux  ou  plusieurs  des  Etats 
contractants,  qui  viendraient  desormais  ä se  produire  entre  eux,  et  qui 
n’auraient  pu  etre  regles  par  la  voie  diplomatique,  seront  soumis  ä l’arbi- 
trage,  ä la  condition  toutefois  qu’ils  ne  mettent  en  cause  ni  les  interets 
vitaux,  ni  l’independance  ou  l’honneur  de  l’un  ou  de  l’autre  desdits  Etats 
et  qu’ils  ne  touchent  pas  aux  interets  d’autres  Etats  de  participant  pas 
au  litige. 

Article  16  a. 

II  appartiendra  a cbacune  des  Puissances  signataires  d’apprecier  si  le 
differend  qui  se  sera  produit  met  en  cause  ses  interets  vitaux,  son  in- 
dependance,  ou  son  bonneur,  et,  par  consequent,  est  de  nature  ä etre 
comprts  parmi  ceux  qui,  d’apres  l’article  precedent,  sont  exceptes  de  l’arbi- 
trage  obligatoire. 

Article  16  b. 

Les  Ilautes  Puissances  contractantes  reconnaissent  que,  pour  certaines  des 
contestations  visees  a l’article  16,  il  y a lieu  de  renoncer  ä se  prevaloir  des 
reserves  qui  y sont  formulees. 

Article  16  c. 

Dans  cet  ordre  d’idees,  elles  conviennent  de  soumettre  ä Varbitrage  sans 
re'serve  les  contestations  concernant  Vinterpretation  et  Vapplication  des  stipu- 
lations conventionnelles  relatives  aux  matieres  suivantes: 
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1° 

2° 

3° 

4° 

etc.  etc.  etc. 

Article  16  d. 

Les  Haiites  Parties  Contradantes  decident  en  outre  d’annexer  ä la  pre- 
sente Convention  un  Protocole  enurmrant: 

1°.  les  autres  matieres  qui  leur  paraissent  aduellement  susceptibles  de  faire 
V objet  d’une  stipulation  d'arbitrage  sans  reserve; 

2°.  les  Puissances  qui , des  a present , contradent  entre  dies  et  sous  con- 
dition de  reciprocite  cet  engagement  pour  toutes  ou  partie  de  ces  matieres. 

Article  16  c. 

II  est  entendu  que  les  sentences  arbitrales  n’auront  jamais  qiCune  valeur 
interpretative , sans  aucun  effet  retroadif  sur  les  decisions  judiciaires  anterieures. 

Article  16  f. 

II  est  entendu  que  les  stipulations  visant  un  arbitrage  obligatoire 
sous  des  conditions  speciales  qui  figurent  dans  des  Traites  dejä  conclus 
ou  a conclure,  resteront  en  vigeuer. 

Article  1 6 g. 

L’article  16  a ne  s’applique  pas  aux  contestations  conventionnelles 
relatives  ä la  jouissance  et  a l’exercice  de  droits  extraterritoriaux. 


Annexe  40. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  DE  GRANDE -BRETAGNE. 

Protocole  vise  ä V article  16  d de  la  Proposition  britannique  (Annexe  39). 

( Voire  aussi  annexe  41.) 

1. 

Chaque  Puissance  signataire  du  present  Protocole  accepte  l’arbitrage 
sans  reserve  pour  elles  de  matieres  enumerees  au  tableau  ci-annexe,  qui 
sont  indiquees  par  la  lettre  A dans  la  colonne  portant  son  nom.  Elle 
declare  contracter  cet  engagement  vis-ä-vis  de  chacune  des  autre  Puissances 
signataires  dont  la  reciprocite  ä cet  egard  est  de  la  meme  maniere  signalee 
au  tableau. 

2. 

Chaque  Puissance  aura  toujours  la  faculte  de  notifier  son  acceptation 
de  telles  matieres  enumerees  au  tableau  pour  lesqu elles  eile  n’aura  pas 
prealablement  accepte  l’arbitrage  sans  reserve.  A cette  fin,  eile  s’adressera 
au  Gouvernement  des  Pays-Bas  qui  fera  inscrire  cette  acceptation  dans 
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le  tableau  et  communiquera  aussitöt  le  tableau  ainsi  complete,  en  copie 
conforme,  ä toutes  les  Puissances  signataires. 

3. 

Deux  ou  plusieurs  des  Puissances  signataires,  agissant  d’un  commun 
accord,  pourront  en  outre  s’adresser  au  Gouvernement  de  Pays-Bas  pour 
lni  demander  d’ajouter  au  tableau  des  matieres  additionnelles  pour  les- 
quelles  eiles  sont  pretes  ä accepter  l’arbitrage  sans  reserve.  Ces  matieres 
additionnelles  seront  inscrites  au  tableau  dont  le  texte  corrige  sera  aussi- 
töt communique,  en  copie  conforme,  ä toutes  les  Puissances  signataires. 

4. 

Les  Puissances  non  signataires  sont  admises  ä adherer  au  präsent 
Protocole  en  notifiant  au  Gouvernement  des  Pays-Bas  les  matieres  in- 
scrites au  tableau  pour  lesquelles  eiles  sont  pretes  a accepter  l’arbitrage 
sans  reserve. 

Annex©  41. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  DE  GRANDE-BRETAGNE. 

Protocole  vise  a V article  76 d de  Ja  Proposition  britanniqne  (Annexe  39). 

( Voir  aussi  annexe  40.) 

(Nouvelle  redaction.) 

Article  1. 

Chaque  Puissance  signataire  du  present  Protocole  accepte  l’arbitrage 
sans  reserve  pour  les  contestations  concernant  l’interpretation  et  l’appli- 
cation  des  stipulations  conventionnelles  relatives  ä celles  des  matiöres 
enumerees  au  tableau  ci-annexe,  qui  sont  indiquees  par  la  lettre  A dans 
la  colonne  portant  son  nom.  Elle  declare  contracter  cet  engagement 
vis-ä-vis  de  cbacune  des  autres  Puissances  signataires  dont  la  reciprocite 
a cet  egard  est  de  la  meme  maniere  signalee  au  tableau. 

Article  2. 

Cbaque  Puissance  aura  toujours  la  f aculte  de  notifier  son  acceptation 
des  matieres  qui  sont  enumerees  au  tableau,  et  pour  lesquelles  eile  n’aura 
pas  prealablement  accepte  l’arbitrage  sans  reserve  dans  les  termes  de 
l’article  precedent.  A cette  fin,  eile  s’adressera  au  Gouvernement  des 
Pays-Bas  qui  signalera  cette  acceptation  au  Bureau  International  de  La 
Haye.  Apres  l’avoir  inscrite  au  tableau  vise  ä l’article  precedent,  le 
Bureau  International  communiquera  aussitöt  la  notification  et  le  tableau 
ainsi  complete,  en  copies  conformes,  aux  Gouvernements  de  toutes  les 
Puissances  signataires. 

Article  3. 

Deux  ou  plusieurs  des  Puissances  signataires,  agissant  d’un  commun 
accord,  pourront  en  outre  s’adresser  au  Gouvernement  des  Pays-Bas  pour 
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lui  demander  d’ajouter  au  tableau  des  matieres  additionnelles  pour  les- 
quelles  eiles  sont  pretes  a aecepter  l’arbitrage  sans  reserve  dans  les  termes 
de  l’article  1. 

L’inscription  de  ces  matieres  additionnelles  et  la  communication  aux 
Gouvernements  des  Puissances  signataires  de  la  notification  ainsi  que  du 
texte  corrige  du  tableau  se  feront  de  la  maniere  prevue  ä l’article 
precedent. 

Article  4. 

Les  Puissances  non  signataires  sont  admises  ä adherer  au  present 
Protocole  en  notifiant  au  Gouvernement  des  Pays-Bas  les  matieres  in- 
scrites  au  tableau  pour  lesquelles  elles  sont  pretes  a aecepter  Parbitrage 
sans  reserve  dans  les  termes  de  l’article  1. 


Veröffentl,  d.  Seminars  f.  Internat.  Recht.  Heit  4:  S trupp. 
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Allemagne. 

Amerique 

(Etats-Unis.) 

Argentiue. 

Aotriche- 

Hongrie. 

A.  L Interpretation  et  l’appli- 

cation  des  stipulations  convention- 

nelles  relatives  aux  matieres  sui- 
vantes : 

1.  Tarifs  de  douane 

2.  Jaugeage  des  navires 

3.  Salaires  et  successions  des  marins 

decedes  

4.  Assimilation  des  etrangers  aux 

nationaux  quant  aux  taxes  et 
impöts 

5.  Droits  des  etrangers  d’acquerir 

et  de  posseder  des  biens 

6.  Protection  ouvriere  internationale 

7.  Moyens  de  prevenir  les  collisions 

en  mer 

8.  Pif>tection  des  oeuvres  litteraires 

et  artistiques 

9.  Propriete  industrielle 

10.  Regime  des  societes  commerciales 

et  industrielles 

11.  Regime  des  societes  d’assurance. 

12.  Systemes  monetaires 

13.  Poids  et  mesures 

14.  Assistance  gratuite  reciproque  des 

malades  indigents 

15.  Reglements  sanitaires 

16.  Reglements  concernant  les  epi- 

zooties,  le  phylloxera,  et  autres 
fleaux  similaires 

17.  Droit  international  prive  .... 

18.  Procedure  civile  ou  commerciale 

19.  Taxes  exigees  des  navires  (droits  de 
quai,  de  phare,  de  pilotage),  charges 
et  taxes  de  sauvetage  imposees  en 
cas  d’avarie  ou  de  naufrage  . . . 

20.  Droit  des  etrangers  de  se  livrer  au 
commerce  ou  k l’industrie,  d’exer- 
cer  des  professions  liberales,  qu’il 
s’agisse  d’une  concession  directe  ou 
d’une  assimilation  aux  nationaux 
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Belgiqoe.  Bolivie, 


Bresil. 


Frauce. 


Brande- 

Broiagne. 


Portugal. 


etc.  I etc. 
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Allemagne. 

Ameriquo 

(Etats-Ünis.) 

Argentine. 

Antriche- 

Bongrie. 

21.  Brevets  d’invention,  marques  de 

fabriques  et  de  commerce  et  nom 
commercial 

22.  Assistance  gratuite  reciproque  des 

malades  indigents 

23.  Repatriement 

24.  Emigration 

25.  Questions  geodesiques 

26.  Postes,  telegraphes  (avec  ou  sans 

fil),  telephones 

27.  Cables  sous-marins 

28.  Chemins  de  fer 

29.  Extraditions 

30.  Privileges  diplomatiques  et  con- 

sulaires 

31.  Tarifs  conventionnels  et  droits 
qui,  sous  une  denomination  quel- 
conque  (droits  accessoires,  taxes 
des  monopoles,  droits  de  con- 
sommation  au  profit  de  l’Etat  ou 
des  communes  etc.)  frappent  les 
manchandises  ä l’entree,  a la 
sortie  ou  a l’occasion  de  transit, 
ainsi  que  celles  relatives  ä la 
nationalite  et  au  traitement  des 
navires  et  de  leur  cargaison.  . . 

B.  Reclamations  pecuniaires : 

1.  du  chef  de  dommages,  lorsque  le 

principe  de  l’indemnite  est  re- 
connu  par  les  parties 

2.  lorsqu’il  s’agit  de  l’interpretation 

ou  de  l’application  des  Conventions 
de  toute  espece  entre  les  Parties 
en  litige 

3.  a cause  d’actes  de  guerre,  de  guerre 
civile,  ou  de  l’arrestation  des  etran- 
gers  ou  de  la  saisie  de  leurs  biens 

C.  Contestations  se  rapportant  ä 
la  fixation  des  limites,  en  tant  qu’elles 
ne  portent  ni  sur  les  parties  habitees 
du  territoire  ni  sur  celles  presentant 
une  importance  particuliere  au  point 
de  vue  economique  ou  strategique. 
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ßelgique. 


Holme. 


Bresil. 


France. 


Grande- 

Bretagne. 


Portugal. 


etc.  ' etc. 
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Annexe  42. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  D’AUTRICHE-HONGRIE. 

Resolution  relative  ä Varbitrage  obligatoire. 

(Nouvelle  redaction.) 

( Voir  aussi  anncxes  38  et  45.) 

Apres  avoir  consciencieusement  pese  la  question  de  l’arbitrage,  la 
Conference  a fini  par  se  convaincre  que  certaines  matieres  rigoureusement 
determinees  etaient  susceptibles  d’etre  soumises  k l’arbitrage  obligatoire 
sans  restriction  aucune,  et  que  c’est  precisement  les  contestations  ayant 
trait  ä 1 Interpretation  ou  ä l’application  de  certaines  Conversations  — ou 
parties  de  Conventions  — internationales,  figurant  parmi  celles  qui  se 
trouvent  inscrites  dans  la  proposition  de  la  Delegation  de  Portugal,  qui 
se  pretent  tout  particulierement  ä ce  moyen  de  solution. 

La  plupart  des  matieres  en  question  etant  d’un  caractere  plus  ou  moins 
tecbnique,  toute  decision  sur  l’etendue  et  les  conditions  dans  lesquelles 
l’institution  d’un  recours  obligatoire  ä.  l’arbitrage  pourrait  y etre  intro- 
duite,  doit  cependant  etre  precedee  d’une  etude  qui,  en  tant  qu’elle  exige 
des  connaissances  et  experiences  toutes  speciales,  ecbappe  ä la  competence 
de  la  Conference,  et  ne  saurait  etre  confiee  qu’a  des  experts.  La  Conference 
invite  donc  les  Gouvernements  ä soumettre,  apr&s  la  clöture  de  la  reunion  de 
La  Haye,  la  question  de  l’application  de  l’arbitrage  obligatoire  k certaines 
Conventions  — ou  parties  de  Conventions  — internationales  ä un  examen 

serieux  et  ä une  etude  approfondie.  Cette  etude  devra  etre  terminee 

ä quelle  epoque  les  Puissances  representees  ä la  Deuxieme  Conference  de 
La  Haye  se  notifieront  reciproquement,  par  l’intermediaire  du  Gouverne- 
ment Royal  Neerlandais,  les  matieres  dont  elles  sont  pretes  ä faire  Fobjet 
d’une  stipulation  d’arbitrage  obligatoire. 


Annexe  43. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  DTTALIE. 

Amendement  a Varticle  16  de  la  Convention  du  29  Juillet  1899. 

Les  Puissances  signataires  constatent  que  le  principe  de  l’arbitrage 
obligatoire  trouve  son  application  dans  les  litiges  qui  n’ont  pas  ete  resolus 
par  les  voies  diplomatiques,  et  qui  concernent  les  questions  d’ordre  juri- 
dique  et  en  premier  lieu  dans  les  questions  d’interpretation  ou  d’appli- 
cation  des  Conventions  internationales. 

Elles  s’engagent  consequemment  a soumettre,  aussitöt  que  possible, 
l’application  de  l’arbitrage  obligatoire  k une  etude  approfondie.  Cette 
etude  devra  etre  terminee  au  31  decembre  1908  a laquelle  epoque,  et  meine 
avant,  les  Puissances  representees  a la  Deuxieme  Conference  de  La  Haye 
se  notifieront  reciproquement,  par  l’intermediaire  du  Gouvernement  Royal 
Neerlandais,  les  matieres  dont  elles  sont  pretes  k faire  Fobjet  d’une  stipu- 
lation d’arbitrage  obligatoire. 
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Annex©  44. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  DE  SERBIE. 

Amendement  ä la  Proposition  britannique.  (Annexe  39.) 

Lire  l’article  16  e comme  suit: 

II  est  entendu  que  les  sentences  arbitrales , en  tant  qu’ eiles  se  rapportent 
aux  questions  rentrant  dans  la  competence  de  la  justice  nationale,  n’auront 
qu’une  valeur  interpretative  sans  aucun  effet  retroactif  sur  les  de'cisions  judi- 
ciaires  anterieures. 


Annexe  45. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  D’AUTRICHE-HONGRIE. 

Pesolution  relative  ä Varbitrage  obligatoire. 

(Nou veile  redaction  du  8 septembre  1907.) 

( Voir  aussi  annexes  38  et  42.) 

Apres  avoir  consciencieusement  pese  la  question  de  l’arbitrage,  la 
Conference  a fini  par  se  convaincre  que  certaines  mati&res  rigoureusement 
determinees  etaient  susceptibles  d’etre  soumises  k l’arbitrage  obligatoire 
sans  restriction  aucune,  et  que  c’est  precisement  les  contestations  ayant 
trait  ä ces  matieres,  et  notamment  a l’interpretation  ou  k l’application  de 
certaines  Conventions  — ou  parties  de  Conventions  — internnationales, 
qui  se  pretent  tout  particulierement  a ce  moyen  de  solution. 

La  plupart  des  matieres  en  question  etant  d’un  caractere  plus  ou 
moins  technique,  toute  decision  sur  l’etendue  et  les  conditions  dans  les- 
quelles  l’institution  d’un  recours  obligatoire  ä l’arbitrage  pourrait  y etre 
introduite,  doit  cependant  etre  precedee  d’une  etude  qui,  en  tant  qu’elle 
exige  des  connaissances  et  experiences  toutes  speciales,  echappe  a la 
competence  de  la  Conference,  et  ne  saurait  etre  confiee  qu’a  des  experts. 
La  Conference  invite  donc  les  Gouvernements  a soumettre,  apres  la 
clöture  de  la  reunion  de  La  Haye,  la  question  de  l’application  de  l’arbi- 
trage l’obligatoire  ä certaines  Conventions  — ou  parties  de  Conventions  — 
internationales  ä un  examen  serieux  et  k une  etude  approfondie.  Cette 

etude  devra  etre  terminee ä quelle  epoque  les  Puissances  repre- 

sentees  k la  Deuxi^me  Conference  de  La  Haye  se  notifieront  reciproque- 
ment,  par  l’intermediaire  du  Gouvernement  Royal  Neerlandais,  les  matieres 
dont  eiles  sont  pretes  ä faire  l’objet  d’une  stipulation  d’arbitrage  obli- 
gatoire. 
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Annex©  46. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  DE  RUSSIE. 

A.  Convention  pour  Je  Reglement  pcicifiquc  des  conflits  internationaux. 

Article  16. 

Dans  les  questions  juridiques,  et  en  premier  lieu  dans  les 
questions  d’interpretation  ou  d’application  des  Conventions  inter- 
nationales etc. 

Article  17. 

A raison  de  la  grande  difficulte  de  determiner  l’etendue 
et  les  conditions,  dans  lesquelles  le  recours  ä l’arbitrage  obli- 
gatoire  pourrait  etre  reconnu  par  le  sufirage  unanime  des 
Puissances  et  dans  un  Traite  universel,  les  Puissances  con- 
tractantes  se  bornent  a consigner  dans  l’Acte  additionnel, 
annexe  ä la  presente  Convention,  les  cas  dignes  d’etre  pris  en 
consideration  selon  la  libre  appreciation  des  Gouvernements 
respectifs.  Cet  Acte  additionnel  n’aura  de  force  obligatoire 
que  pour  les  Puissances  qui  le  signeront  ou  y adhereront. 

(Ensuite  suivent  les  articles  de  l’ancienne  Convention  de 
1899  avec  les  modifications  adoptees  par  la  Premiere  Com- 
mission.) 

B.  Acte  additionnel  ä la  Convention. 

Preambule.  Considerant  que  l’article  16  (38)  de  la  Convention  de  1899 
pour  le  Reglement  pacifique  des  conflits  internationaux  con- 
state  l’accord  des  Puissances  signataires  de  cet  Acte  que  dans 
les  questions  juridiques,  et  en  premier  lieu  dans  les  questions 
d’interpretation  et  d’application  des  Conventions  internatio- 
nales, l’arbitrage  est  reconnu  comme  le  moyen  le  plus  efficace 
et  en  meme  temps  le  plus  equitable  de  regier  les  litiges  qui 
n’ont  pas  ete  resolus  par  les  voies  diplomatiques ; 

Considerant  que  dans  les  differends  d’ordre  juridique  qui, 
d’apres  la  libre  appreciation  des  Puissances  contractantes,  ne 
mettent  nullement  en  cause  ni  leurs  interets  vitaux,  ni  leur 
independance  ou  l’honneur,  l’arbitrage  devrait  etre  obligatoire- 
ment  admis; 

Considerant  l’utilite  d’indiquer  dorenavant  les  cas  de  con- 
flits, dans  lesquels  les  reserves  susmentionnees  ne  sont  pas 
admissibles ; 

Les  Puissances  signataires  de  cet  Acte  additionnel  sont 
tombees  d’accord  sur  les  dispositions  suivantes: 

Article  16  d.  Article  1. 

Dans  cet  ordre  d’idees  Elles  conviennent  de  soumettre  a 
l’arbitrage  sans  reserve  les  differends  suivants: 


Ancien 

texte. 


Nouveau 

texte. 
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I.  Contestations  concernant  Interpretation  et  l’appli- 
cation  des  stipulations  conventionnelles  relatives  anx  matiöres 
suivantes : 

a.  b.  c.  d.  etc.  etc.  etc. 

Article  2. 

Nouveau.  Les  Puissances  signataires  s’engagent  ä ratifier  cet  Acte 
additionnel  jusqu’au  1 janvier  1909  et,  dans  l’Acte  de  ratifi- 
cation,  d’indiquer  precisement  les  cas  de  differends  pour  les- 
quels  Elles  acceptent  l’arbitrage  obligatoire. 

Article  3 et  suivants. 

(Texte  vote  des  Articles  16  e etc.) 


Annexe  47. 

PROPOSITION  DE  LA  DELEGATION  DE  L’URUGUAY. 

Projet  de  Declaration  concernant  un  Tribunal  d’arbitrage  obligatoire . 

Attendu,  que  la  paix  et  la  justice  n’ont  pu  etre  etablies  et  se  main- 
tenir  parmi  les  associations  d’individus,  dont  se  composent  les  nations,  que 
par  le  droit  que  s’est  attribue  une  partie  de  ces  individus,  d’imposer  ces 
bienfaits  a l’ensemble; 

Attendu,  que,  de  meme,  la  justice  et  la  paix  ne  triompheront  et  ne 
s’etabliront  d’une  facon  reguliere  et  permanente  dans  l’association  des 
nations,  que,  lorsqu’une  partie  de  celle-ci,  suffisamment  nombreuse  et  puis- 
sante,  prenne  la  resolution  au  profit  de  toutes,  de  se  porter  garante  de 
la  justice  internationale,  qui  est  la  base  de  la  paix; 

Attendu,  qu’on  peut  esperer  des  progres  de  la  raison  publique  que, 
dans  un  temps  pas  trop  lointain,  sera  possible  cet  accord  de  grandes  et 
petites  Puissances,  en  nombre  assez  considerable  pour  ajouter  le  prestige 
indispensable  du  droit  ä celui  necessaire  de  la  force,  et  qu’il  convient  en 
tout  cas  de  signaler  la  bonne  route; 

Dans  le  desir  de  s’ajuster  ä la  tradition  des  efforts  que  la  diplo- 
matie  de  son  pays  a realise  de  tout  temps  en  faveur  de  l’adoption  de 
l’arbitrage  comme  la  seule  et  obligatoire  solution  des  conflits  entre  les 
peuples,  la  Delegation  de  la  Republique  Orientale  de  1’ Uruguay  presente 
a la  consideration  de  la  Deuxieme  Conference  de  la  Paix  les  quatre 
declarations  qui  suivent: 

1°.  Des  le  moment  ou.  dix  nations , (dont  la  moitie  ait  au  moins 
vingt-cinq  millions  d’habitants  chacune)  seront  d’accord  pour  soumettre  a 
l’arbitrage  les  differends  qui  puissent  se  presenter  entre  elles,  elles  auront 
le  droit  d’ajuster  une  alliance  dans  le  but  d’examiner  les  dissentiments  et 
les  conflits  qui  surgiront  entre  les  autres  pays,  et  d’intervenir  quand  elles 
le  jugeront  avantageux  en  faveur  de  la  solution  la  plus  juste; 
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2°.  Les  nations  alliees  pourront  etablir  un  Tribunal  d’arbitrage  obli- 
gatoire  ä la  Haye  (si  le  Royaume  de  Hollande  faisait  partie  de  l’alliance), 
ou  dans  une  autre  ville  qui  füt  designee  au  meme  but. 

3°.  L’alliance  en  faveur  de  l’arbitrage  obligatoire  n’interviendra  que 
dans  les  cas  de  conflit  international,  et  ne  pourra  s’immiscer  dans  les 
affaires  internes  d’aucun  pays. 

4°.  Toutes  les  nations  qui  seront  conformes  avec  le  principe  de  l’arbi- 
trage  obligatoire,  auront  le  droit  de  s’incorporer  ä l’alliance  destinee  ä 
supprimer  les  naaux  de  la  guerre. 


Annexe  72. 

PROJET  D’ARBITRAGE  OBLIGATOIRE. 

(Vote  par  le  Comite  d’examen.) 

( Projet  anglo-amenca  i n.) 

Article  16  a. 

Les  differends  d’ordre  juridique  et,  en  premier  lieu,  ceux  relatifs  ä 
l’interpretation  des  Traites  existant  entre  deux  ou  plusieurs  des  Etats 
contractants,  qui*  viendraient  desormais  ä se  produire  entre  eux,  et  qui 
n’auraient  pu  etre  regles  par  la  voie  diplomatique,  seront  soumis  ä l’arbi- 
trage,  a la  condition  toutefois  qu’ils  ne  mettent  en  cause  ni  les  interets 
vitaux,  ni  l’independance  ou  l’honneur  de  l’un  ou  l’autre  des  dits  Etats, 
et  qu’ils  ne  touchent  pas  aux  interets  d’autres  Etats  ne  participant  pas 
au  litige. 

Article  16fr. 

II  appartiendra  ä chacune  des  Puissances  signataires  d’apprecier  si  le 
differend  qui  se  sera  produit  met  en  cause  ses  interets  vitaux,  son  indepen- 
dance,  ou  son  honneur,  et,  par  consequent,  est  de  nature  ä etre  compris 
parmi  ceux  qui,  d’apres  l’article  precedent,  sont  exceptes  de  l’arbitrage 
obligatoire. 

Article  16  c. 

Les  Hautes  Parties  contractantes  reconnaissent  que  certains  des 
differends  vises  ä l’article  16  sont  de  nature  ä etre  soumis  ä l’arbitrage 
sans  les  reserves  mentionnees  dans  l’article  16«. 

Article  16  d. 

Dans  cet  ordre  d’idees  Elles  conviennent  de  soumettre  ä l’arbitrage 
sans  reserve  les  differends  suivants: 

I.  Contestations  concernant  l’interpretation  et  l’application  des  stipu- 
lations  conventionnelles  relatives  aux  matieres  suivantes: 

«) 

o 

c )  

d)  


etc.  etc.  etc. 


II. 

III. 
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Article  16  e. 

Les  Hautes  Parties  contractantes  decident  en  outre  d’annexer  ä la 
presente  Convention  un  protocole  enumerant: 

1°.  les  autres  matieres  qui  leur  paraissent  actuellement  susceptibles 
de  faire  l’objet  d’une  stipulation  d’arbitrage  sans  reserve; 

2°.  les  Puissances  qui  däs  ä present  contractent  entre  elles  et  sous 
condition  de  reciprocite  cet  engagement  pour  toutes  ou  une  partie  de  ces 
matieres. 

Le  protocole  fixera  egalement  les  conditions  dans  lesquelles  pourront 
etre  ajoutees  les  autres  matieres  reconnues  par  la  suite  comme  pouvant 
faire  d’objet  de  stipulations  d’arbitrage  sans  reserve,  ainsi  que  les  con- 
ditions dans  lesquelles  les  Puissances  non-signataires  seront  admises  ä 
adherer  au  present  accord. 

Article  1 6f. 

II  est  entendu  que  les  sentences  arbitrales,  en  tant  qu’elles  se  rap- 
portent  aux  questions  rentrant  dans  la  competence  de  la  justice  nationale, 
n’auront  qu’une  valeur  interpretative  sans  aucun  effet  retroactif  sur  les 
decisions  judiciaires  anterieures. 

Article  1 6g. 

II  est  entendu  que  les  stipulations  visant  un  arbitrage  qui  figurent 
dans  des  traites  deja  conclus  ou  ä conclure,  resteront  en  vigueur. 

Article  167*. 

Si  tous  les  Etats  signataires  d’une  des  Conventions  visees  par  les 
articles  16  c et  16  d sont  Parties  dans  un  litige  concernant  l’interpretation 
de  la  convention,  le  jugement  arbitral  aura  la  meme  valeur  que  la  Con- 
vention elle-meme  et  devra  etre  egalement  observe. 

Si,  au  contraire,  le  litige  surgit  entre  quelques-uns  seulement  des 
Etats  signataires,  les  Parties  en  litige  doivent  avertir  en  temps  utile  des 
Puissances  signataires,  qui  ont  le  droit  intervenir  au  proces. 

Le  jugement  arbitral  sera  communique  aux  Etats  signataires  qui 
n’ont  pas  pris  part  au  proces.  Si  ceux-ci  declarent  ä l’unanimite  accepter 
Interpretation  du  point  en  litige  adoptee  par  la  sentence  arbitrale,  cette 
Interpretation  sera  obligatoire  pour  tous  et  aura  la  meme  valeur  que  la 
convention  elle-meme.  Dans  le  cas  contraire,  le  jugement  n’aura  de  valeur 
qu’entre  les  Parties  eil  litige,  ou  pour  les  Puissances  qui  auront  formelle- 
ment accepte  la  decision  des  arbitres. 

Article  16  7. 

La  procedure  a suivre  pour  constater  l'adhesion  au  principe  etabli 
par  la  sentence  arbitrale  dans  le  cas  vise  par  l’alinea  3 de  l’article  precedent, 
sera  la  suivante: 
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S’il  s’agit  d’une  Convention  etablissant  une  Union  avec  un  bureau 
special,  les  Parties  qui  ont  pris  part  au  proces  transmettront  le  texte  de 
la  sentence  au  bureau  special  par  l’intermediaire  de  l’Etat  dans  le  terri- 
toire  duquel  le  bureau  a son  siege.  Le  bureau  redigera  le  texte  de  l’article 
de  la  Convention  conformement  ä la  sentence  arbitrale  et  le  communiquera 
par  la  meme  voie  aux  Puissances  qui  n’ont  pas  pris  part  au  proces.  Si 
celles-ci  acceptent  ä l’unanimite  le  texte  de  l’article,  le  bureau  constatera 
l’assentiinent  au  moyen  d’un  protocole  qui  sera  transmis  en  copie  con- 
forme  a tous  les  Etats  signataires. 

Les  Etats  dont  la  reponse  ne  serait  pas  parvenue  au  bureau  dans  le 
delai  d’un  an  ä partir  de  la  date  de  la  communication  faite  par  le  bureau 
meme,  seront  censes  avoir  donne  leur  assentiment. 

S’il  ne  s’agit  pas  d’une  Convention  etablissant  une  Union  avec  un 
bureau  special,  les  dites  fonctions  du  bureau  special  seront  exercees,  ä cet 
egard,  par  le  bureau  international  de  La  Haye  par  l’intermediaire  du 
Gouvernement  des  Pays-Bas. 

II  est  bien  entendu  que  la  presente  stipulation  ne  porte  aucune 
atteinte  aux  clauses  d’arbitrage  deja  contenues  dans  les  Traites  existants. 

Article  16  k. 

Dans  chaque  cas  particulier,  les  Puissances  signataires  etabliront  un 
acte  special  (compromis)  conformement  aux  constitutions  ou  aux  lois 
respectives  des  Puissances  signataires,  determinant  mettent  l’objet  du 
litige,  l’etendue  des  pouvoirs  des  arbitres,  la  procedure  et  les  delais  k ob- 
server,  en  ce  qui  concerne  la  Constitution  du  tribunal  arbitral. 

Article  16 1. 

Les  stipulations  de  l’article  16  (l  ne  sauraient  en  aucun  cas  etre  in- 
voquees  s’il  s’agit  de  l’interpretation  ou  de  l’application  de  droits  extra- 
territoriaux. 

Article  16  m. 

La  presente  Convention  sera  ratifiee  dans  le  plus  bref  delai  possible. 

Les  ratifications  seront  deposees  ä La  Haye. 

La  ratification  de  chaque  Puissance  signataire  specifiera  les  cas 
enumeres  dans  l’article  16  d dans  lesquels  la  Puissance  ratifiante  ne  se 
prevaudra  pas  des  provisions  de  l’article  16  a. 

11  sera  dresse  du  depot  de  chaque  ratification  un  proces-verbal  dont 
une  copie  certifiee  conforme,  sera  remise  par  la  voie  diplomatique  ä toutes 
les  Puissances,  qui  ont  ete  representees  k la  Conference  Internationale  de 
la  Paix  k La  Haye. 

Une  Puissance  signataire  pourra  ä n’importe  quel  moment  deposer 
des  ratifications  nouvelles  comprenant  des  cas  additionnels  inclus  dans 
l’article  16  d. 

Article  16  n. 

Chacune  des  Puissances  signataires  aura  la  faculte  de  denoncer  la 
Convention.  Cette  denonciation  pourra  etre  faite,  soit  de  fa9on  ä im- 
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pliquer  le  retrait  total  de  la  Puissance  denonciatrice  de  la  Convention, 
soit  de  facon  a ne  produire  ses  effets  qu’ä  l’egard  d’une  Puissance  designee 
par  la  Puissance  denonciatrice. 

Cette  denonciation  pourra  egalement  etre  faite  relativement  k l’un 
ou  plusieurs  des  cas  enumeres  dans  l’article  16  d ou  dans  le  protocole  vise 
a l’article  16 e. 

La  convention  continuera  ä subsister  pour  autant  qu’elle  n’aura  pas 
ete  denoncee. 

La  denonciation,  soit  totale  soit  particuliere,  ne  produira  ses  effets 
que  six  mois  apres  que  notification  en  aura  ete  faite  par  ecrit  au  Gouverne- 
ment des  Pays-Bas  et  communiquee  immediatement  par  celui-ci  a toutes 
les  autres  Puissances  contractantes. 


Annexe  73. 

PROJET  D ARBITRAGE  OBLIGAT OIRE. 

(Projet  an glo- americain.) 

Article  16«. 

Les  differends  d’ordre  juridique  et,  en  premier  lieu,  ceux  relatifs  k 
l’interpretation  des  Traites  existant  entre  deux  ou  plusieurs  des  Etats 
contractants,  qui  viendraient  desormais  ä se  produire  entre  eux,  et  qui 
n’auraient  pu  etre  regles  par  la  voie  diplomatique,  seront  soumis  k l’arbi- 
trage,  a la  condition  toutefois  qu’ils  ne  mettent  en  cause  ni  les  interets 
vitaux,  ni  l’independance  ou  l’honneur  de  Fun  ou  l’autre  des  dits  Etats, 
et  qu’ils  ne  touchent  pas  aux  interets  d’autres  Etats  ne  participant  pas 
au  litige. 

Article  16  b. 

II  appartiendra  ä cbacune  des  Puissances  signataires  d’apprecier  si  le 
differend  qui  se  sera  produit  met  en  cause  ses  interets  vitaux,  son  indepen- 
dance,  ou  son  bonneur,  et,  par  consequent,  est  de  nature  k etre  compris 
parmi  ceux  qui,  d’apräs  l’article  precedent,  sont  exceptes  de  l’arbitrage 
obligatoire. 

Article  16  c. 

Les  Hautes  Parties  contractantes  reconnaissent  que  certains  des 
differends  vises  a l’article  16  sont  de  nature  a etre  soumis  ä l’arbitrage 
sans  les  reserves  mentionnees  de  l’article  16  a. 

Article  16  d. 

Dans  cet  ordre  d’idees,  Elles  conviennent  de  soumettre  k l’arbitrage 
sans  reserve  les  differends  suivants: 

I.  Contestations  concernant  l’interpretation  et  l’application  des  stipu- 
lations  conventionnelles  relatives  aux  matieres  suivantes: 

1.  Assistance  gratuite  reciproque  des  malades  indigents. 

2.  Protection  ouvriere  internationale  des  travailleurs. 
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3.  Moyens  de  prevenir  les  collisions  en  mer. 

4.  Poids  et  mesures. 

5.  Jaugeage  des  navires. 

6.  Salaires  et  successions  des  marins  decedes. 

7.  Protection  des  oeuvres  litteraires  et  artistiques. 

II.  Reclamations  pecuniaires  du  chef  de  dommages,  lorsque  le  prin- 
cipe de  l’indemnite  est  reconnu  par  les  Parties. 

Article  16  e. 

Les  Hautes  Parties  contractantes  decident  en  outre  d’annexer  ä la 
presente  Convention  un  Protocole  enumerant: 

1°.  les  autres  matieres  qui  leur  paraissent  actuellement  susceptibles 
de  faire  l’objet  d’une  stipulation  d’arbitrage  sans  reserve; 

2°.  les  Puissances  qui  des  a present  contractent  entre  eiles  et  sous 
condition  de  reciprocite  cet  engagement  pour  toutes  ou  une  partie  de  ces 
matieres. 

Le  Protocole  fixera  egalement  les  conditions  dans  lesquelles  pourront 
etre  ajoutees  les  autres  manieres  reconnues  par  la  suite  comme  pouvant 
faire  l’objet  de  stipulations  d’arbitrage  sans  reserve , ainsi  que  les  con- 
ditions dans  lesquels  les  Puissances  non-signataires  seront  admises  ä ad- 
herer  au  present  accord. 

Article  16  f. 

Si  tous  les  Etats  signataires  d’une  des  Conventions  visees  par  les 
articles  16  e et  16  cl  sont  Parties  dans  un  litige  concernant  l’interpretation 
de  la  Convention,  le  jugement  arbitral  aura  la  meme  valeur  que  la  Con- 
vention elle-meme  et  devra  etre  egalement  observe. 

Si,  au  contraire,  le  litige  surgit  entre  quelques-uns  seulement  des 
Etats  signataires,  les  Parties  en  litige  doivent  avertir  en  temps  utile  les 
Puissances  signataires,  qui  ont  le  droit  d’intervenir  au  proces. 

Le  jugement  arbitral  sera  communique  aux  Etats  signataires  qui 
n’ont  pas  pris  part  au  proces.  Si  ceux-ci  declarent  a l’unanimite  accepter 
l’interpretation  du  point  en  litige  adoptee  par  la  sentence  arbitrale,  cette 
interpretation  sera  obligatoire  pour  tous  et  aura  la  meme  valeur  que  la 
convention  elle-meme.  Dans  le  cas  contraire,  le  jugement  n’aura  de  valeur 
qu’entre  les  Parties  en  litige,  ou  pour  les  Puissances  qui  auront  formelle- 
ment accepte  la  decision  des  arbitres. 

Article  16 

La  procedure  ä suivre  pour  constater  l’adhesion  au  principe  etabli 
par  la  sentence  arbitrale  dans  le  cas  vise  par  l’alinea  3 de  l’article  prece- 
dent,  sera  la  suivante: 

S’il  s’agit  d’une  Convention  etablissant  une  Union  avec  un  bureau 
special,  les  Parties  qui  ont  pris  part  au  proces  transmettront  le  texte  de 
la  sentence  au  bureau  special  par  l’intermediaire  de  l’Etat  dans  le  terri- 
toire  duquel  le  bureau  a son  siege.  Le  bureau  redigera  le  texte  de  l’article 
de  la  Convention  conformement  ä la  sentence  arbitrale,  et  le  communiquera 
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par  la  meme  voie  aux  Puissances  signataires  qui  n’ont  pas  pris  part  au 
proces.  Si  celles-ci  acceptent  ä l’unanimite  le  texte  de  l’article,  le  bureau 
oonstatera  l’assentiment  au  moyen  d’un  protocole  qui  sera  transmis  en 
copie  conforme  ä tous  les  Etats  signataires. 

S’il  ne  s’agit  pas  d’une  Convention  etablissant  une  Union  avec  un 
bureau  special,  les  dites  fonctions  du  bureau  special  seront  exercees,  ä cet 
egard,  par  le  Bureau  International  de  La  Haye  par  l’intermediaire  du 
Gouvernement  des  Pays-Bas. 

II  est  bien  entendu  que  la  presente  stipulation  ne  porte  aucune 
atteinte  aux  clauses  d’arbitrage  dejä  contenues  dans  les  Traites  existants. 

Article  16  h. 

Dans  chaque  cas  particulier,  les  Puissances  signataires  etabliront  un 
acte  special  (compromis)  conformement  aux  constitutions  ou  aux  lois 
respectives  des  Puissances  signataires,  determinant  nettement  l’objet  du 
litige,  l’etendue  des  pouvoirs  des  arbitres,  la  procedure  et  les  delais  ä 
observer,  en  ce  qui  concerne  la  Constitution  du  Tribunal  arbitral. 

Article  16 

11  est  entendu,  que  les  stipulations  visant  un  arbitrage  qui  figurent 
dans  des  Traites  dejä  conclus  ou  ä conclure,  resteront  en  vigueur. 

Article  16  Je. 

La  presente  Convention  sera  ratifiee  dans  le  plus  bref  delai  possible. 

Les  ratifications  seront  deposees  ä La  Haye. 

La  ratification  de  chaque  Puissance  signataire  specifiera  les  cas 
enumeres  dans  l’article  16  d dans  lesquels  la  Puissance  ratifiante  ne  se 
prevaudra  pas  des  provisions  de  l’article  16  a. 

II  sera  dresse  du  depöt  de  chaque  ratification  un  proces-verbal  dont 
une  copie,  certifiee  conforme,  sera  remise  par  la  voie  diplomatique  ä toutes 
les  Puissances,  qui  ont  ete  representees  ä la  Conference  Internationale  de 
la  Paix  ä La  Haye. 

Une  Puissance  signataire  pourra  ä n’importe  quel  moment  deposer 
des  ratifications  nouvelles  comprenant  des  cas  additionnels  inclus  dans 
Tarticle  16  d. 

Article  16 1. 

Chacune  des  Puissances  signataires  aura  la  faculte  de  denoncer  la 
Convention.  Cette  denonciation  pourra  etre  faite,  soit  de  fa9on  ä im- 
pliquer le  retrait  total  de  la  Puissance  denonciatrice  de  la  Convention,  soit 
de  fa<j!on  ä ne  produire  ses  effets  qu’ä  Pegard  d’une  Puissance  designee  par 
la  Puissance  denonciatrice. 

Cette  denonciation  pourra  egalement  etre  faite  relativement  ä l’un 
ou  plusieurs  des  cas  enumeres  dans  l’article  16  d ou  dans  le  protocole  vise 
ä l’article  16  e. 

La  Convention  continuera  ä subsister  pour  autant  qu’elle  n’aura  pas 
ete  denoncee. 
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La  denonciation,  soit  totale  soit  particuliere,  ne  produira  ses  effets 
que  six  mois  apres  que  notification  en  aura  ete  faite  par  ecrit  au  Gouverne- 
ment des  Pays-Bas,  et  communiquee  immediatement  par  celui-ci  a toutes 
les  autres  Puissances  contractantes. 


PROTOCOLE 

vise  a V article  16  e de  la  Proposition  britannique  relativement 
ä V mbitrage  öbligatoire. 

Article  1. 

Chaque  Puissance  signataire  du  present  Protocole  accepte  l’arbitrage 
sans  reserve  pour  les  contestations  concernant  l’interpretation  et  l’appli- 
cation  des  stipulations  conventionnelles  relatives  ä celles  des  matieres 
enumerees  au  tableau  ci-annexe,  qui  sont  indiquees  par  la  lettre  A dans 
la  colonne  portant  son  nom.  Elle  declare  contracter  cet  engagement 
vis-ä-vis  de  chacune  des  autres  Puissances  signataires  dont  la  reciprocite 
a cet  egard  est  de  la  meine  maniere  signalee  au  tableau. 

Article  2. 

Chaque  Puissance  aura  toujours  la  faculte  de  notifier  son  acceptation 
des  matieres  qui  sont  enumerees  au  tableau,  et  pour  lesquelles  eile  n’aura 
pas  prealablement  accepte  l’arbitrage  sans  reserve  dans  les  termes  de 
Particle  precedent.  A cette  fin,  eile  s’adressera  au  Gouvernement  des  Pays- 
Bas  qui  signalera  cette  acceptation  au  Bureau  international  de  La  Haye. 
Apres  l’avoir  inscrite  au  tableau  vise  k I’article  precedent,  le  Bureau  inter- 
national communiquera  aussitöt  la  notification  et  le  tableau  ainsi  com- 
plete,  en  copies  conformes,  aux  Gouvernements  de  toutes  les  Puissances 
signataires. 

Article  3. 

Deux  ou  plusieurs  des  Puissances  signataires,  agissaut  d’un  commun 
accord,  pourront  en  outre  s’adresser  au  Gouvernement  des  Pays-Bas  pour 
lui  demander  d’ajouter  au  tableau  des  matieres  additionnelles  pour  les- 
quelles elles  sont  pretes  ä accepter  l’arbitrage  sans  reserve  dans  les  termes 
de  I’article  1. 

L’inscription  de  ces  matieres  additionnelles  et  la  communication  aux 
Gouvernements  des  Puissances  signataires  de  la  notification  ainsi  que  du 
texte  corrige  du  tableau  se  feront  de  la  maniere  prevue  ä I’article  precedent. 

Article  4. 

Les  Puissances  non  signataires  sont  admises  ä adherer  au  present 
Protocole  en  notifiant  au  Gouvernement  des  Pays-Bas  les  matieres  in- 
scrites  au  tableau  pour  lesquelles  elles  sont  pretes  a accepter  l’arbitrage 
sans  reserve  dans  les  termes  de  I’article  1. 


Modele  de  Tableau 


annexer  au  Protocole  de  la  Proposition  Britannique. 
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Annexe  74. 

PROJET  DE  DECLARATION  CONCERNANT  L’ ARBITRAGE 

OBLIGATOIRE. 

La  Conference. 

Se  conformant  ä l’esprit  d’entente  et  de  concessions  reciproques  qui 
est  l’esprit  meine  de  ses  deliberations, 

Arrete  la  declaration  suiyante  qui,  tout  en  reservant  ä cbacun  des 
Etats  representes  le  benefice  de  ses  votes,  leur  permet  ä tous  d’affirmer 
les  principes  qu’ils  considerent  comme  unanimement  reconnus: 

Elle  est  unanime, 

1°.  A reconnaitre  le  principe  de  l’arbitrage  obligatoire; 

2°.  A declarer  que  certains  differends,  et  notamment  ceux  relatifs  a 
l’interpretation  et  a 1’application  des  stipulations  conventionnelles  inter- 
nationales, sont  susceptibles  d’etre  soumis  ä l’arbitrage  obligatoire  sans 
aucune  restriction. 

Elle  est  unanime  enfin  ä proclamer  que,  s’il  n’a  pas  ete  donne  de 
conclure  des  maintenant  une  Convention  en  ce  sens , les  divergences 
d’opinion  qui  se  sont  manifestees  n’ont  pas  depasse  les  limites  d’une  con- 
troverse  juridique,  et  qu’en  travaillant  ici  ensemble  pendant  quatre  mois 
tous  les  Etats  du  monde,  non  seulement  ont  appris  ä se  comprendre  et 
ä se  rapprocher  davantage,  mais  ont  su  degager,  au  cours  de  cette  longue 
collaboration,  un  sentiment  tres  eleve  du  bien  commun  de  rhumanite. 
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Haager  Abkommen 

betreffend  die  friedliche  Beilegung  internationaler  Streitig- 
keiten (Friedensabkommen)  in  der  Fassung  vom 
18.  Oktober  1907. 


Dritter  Titel. 

Internationale  Untersiiclmngskommissionen. 

9.  Bei  internationalen  Streitigkeiten,  die  weder  die  Ehre  noch 
wesentliche  Interessen  berühren  und  einer  verschiedenen  Würdigung 
von  Tatsachen  entspringen,  erachten  die  Vertragsmächte  es  für  nütz- 
lich und  wünschenswert,  daß  die  Parteien,  die  sich  auf  diplomatischem 
Wege  nicht  haben  einigen  können,  soweit  es  die  Umstände  gestatten, 
eine  internationale  Untersuchungskommission  einsetzen  mit  dem  Auf- 
träge, die  Lösung  dieser  Streitigkeiten  zu  erleichtern,  indem  sie  durch 
eine  unparteiische  und  gewissenhafte  Prüfung  die  Tatsachen  auf- 
klären. 

10.  Die  internationalen  Untersuchungskommissionen  werden 
durch  besonderes  Abkommen  der  streitenden  Teile  gebildet. 

Das  Untersuchungsabkommen  gibt  die  zu  untersuchenden  Tat- 
sachen an ; es  bestimmt  die  Art  und  die  Frist,  in  denen  die  Kom- 
mission gebildet  wird,  sowie  den  Umfang  der  Befugnisse  der  Kom- 
missare. 

Es  bestimmt  gegebenenfalls  ferner  den  Sitz  der  Kommission 
und  die  Befugnis,  ihn  zu  verlegen,  die  Sprache,  deren  die  Kommission 
sich  bedienen  wird,  und  die  Sprachen,  deren  Gebrauch  vor  ihr  ge- 
stattet sein  soll,  den  Tag,  bis  zu  dem  jede  Partei  ihre  Darstellung 
des  Tatbestandes  einzureichen  hat,  sowie  überhaupt  alle  Punkte, 
worüber  die  Parteien  sich  geeinigt  haben.  Erachten  die  Parteien 
die  Ernennung  von  Beisitzern  für  nötig,  so  bestimmt  das  Unter- 
suchungsabkommen die  Art  ihrer  Bestellung  und  den  Umfang  ihrer 
Befugnisse. 

11.  Hat  das  Untersuchungsabkommen  den  Sitz  der  Kommission 
nicht  bezeichnet,  so  hat  diese  ihren  Sitz  im  Haag. 

Der  einmal  bestimmte  Sitz  kann  von  der  Kommission  nur  mit 
Zustimmung  der  Parteien  verlegt  werden. 

Hat  das  Untersuchungsabkommen  die  zu  gebrauchenden  Sprachen 
nicht  bestimmt,  so  wird  darüber  von  der  Kommission  entschieden. 
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12.  Sofern  nicht  ein  anderes  verabredet  ist,  werden  die  Unter- 
suchungskommissionen in  der  in  den  Artikeln  45,  57  dieses  Ab- 
kommens bezeichneten  Weise  gebildet. 

13.  Im  Falle  des  Todes,  des  Rücktritts  oder  der  aus  irgend- 
einem Grunde  stattfindenden  Verhinderung  eines  Kommissars  oder 
eines  etwaigen  Beisitzers,  erfolgt  sein  Ersatz  in  der  für  seine  Er- 
nennung vorgesehenen  Weise. 

14.  Die  Parteien  haben  das  Recht,  bei  der  Untersuchungs- 
kommission besondere  Agenten  zu  bestellen  mit  der  Aufgabe,  sie  zu 
vertreten  und  zwischen  ihnen  und  der  Kommission  als  Mittelsperson 
zu  dienen. 

Sie  sind  außerdem  berechtigt,  Rechtsbeistände  oder  Anwälte, 
die  sie  ernennen,  mit  der  Darlegung  und  Wahrung  ihrer  Interessen 
vor  der  Kommission  zu  beauftragen. 

15.  Das  Internationale  Bureau  des  Ständigen  Schiedshofs  dient 
den  Kommissionen,  die  ihren  Sitz  im  Haag  haben,  für  die  Bureau- 
geschäfte und  hat  sein  Geschäftslokal  und  seine  Geschäftseinrichtung 
den  Vertragsmächten  für  die  Tätigkeit  der  Untersuchungskommission 
zur  Verfügung  zu  stellen. 

16.  Hat  die  Kommission  ihren  Sitz  anderswo  als  im  Haag,  so 
ernennt  sie  einen  Generalsekretär,  dessen  Bureau  ihr  für  die  Bureau- 
geschäfte dient.  Dem  Bureauvorstand  liegt  es  ob,  unter  der  Leitung 
des  Vorsitzenden  die  äußeren  Vorkehrungen  für  die  Sitzungen  der 
Kommissionen  zu  treffen,  die  Protokolle  abzufassen  und  während  der 
Dauer  der  Untersuchung  das  Archiv  aufzubewahren,  das  später  an 
das  Internationale  Bureau  im  Haag  abzugeben  ist. 

17.  Um  die  Einsetzung  und  die  Tätigkeit  der  Untersuchungs- 
kommissionen  zu  erleichtern,  empfehlen  die  Vertragsmächte  die  nach- 
stehenden Regeln,  die  auf  das  Untersuchungsverfahren  Anwendung 
finden,  soweit  die  Parteien  nicht  andere  Regeln  angenommen  haben. 

18.  Die  Kommission  soll  die  Einzelheiten  des  Verfahrens  be- 
stimmen, die  weder  in  dem  Untersuchungsabkommen  noch  in  dem 
vorliegenden  Abkommen  geregelt  sind,  sie  soll  zu  allen  Förmlich- 
keiten schreiten,  welche  die  Beweisaufnahme  mit  sich  bringt. 

19.  Die  Untersuchung  erfolgt  kontradiktorisch.  Zu  den  vor- 
gesehenen Zeiten  übermittelt  jede  Partei  der  Kommission  mit  der 
Gegenpartei  gegebenenfalls  die  Darlegungen  über  den  Tatbestand  und 
in  jedem  Falle  die  Akten,  Schriftstücke  und  Urkunden,  die  sie  zur 
Ermittlung  der  Wahrheit  für  nützlich  erachtet,  sowie  eine  Liste  der 
Zeugen  und  Sachverständigen,  deren  Vernehmung  sie  wünscht. 

20.  Die  Kommission  ist  befugt,  mit  Zustimmung  der  Parteien 
sich  zeitweilig  an  Orte  zu  begeben,  wo  sie  dieses  Aufklärungsmittel 
anzuwenden  für  nützlich  erachtet,  oder  dorthin  eins  oder  mehrere 
ihrer  Mitglieder  abzuordnen.  Die  Erlaubnis  des  Staates,  auf  dessen 
Gebiete  zu  der  Aufklärung  geschritten  werden  soll,  ist  einzuholen. 

21.  Alle  tatsächlichen  Feststellungen  und  Augenscheinnahmen 
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müssen  in  Gegenwart  oder  nach  gehöriger  Ladung  der  Agenten  und 
Bechtsbeistände  der  Parteien  erfolgen. 

22.  Die  Kommission  hat  das  Hecht,  von  beiden  Parteien  alle 
Auskünfte  oder  Aufklärungen  zu  verlangen,  die  sie  für  nützlich  er- 
achtet. 

28.  Die  Parteien  verpflichten  sich,  der  Untersuchungskommission 
in  dem  weitesten  Umfange,  den  sie  für  möglich  halten,  alle  zur  voll- 
ständigen Kenntnis  und  genauen  Würdigung  der  in  Frage  kommenden 
Tatsachen  notwendigen  Mittel  und  Erleichterungen  zu  gewähren. 

Sie  verpflichten  sich,  diejenigen  Mittel,  über  welche  sie  nach 
ihrer  inneren  Gesetzgebung  verfügen,  anzuwenden,  um  das  Erscheinen 
der  vor  die  Kommission  geladenen  Zeugen  und  Sachverständigen,  die 
sich  auf  ihrem  Gebiet  befinden,  herbeizuführen. 

Sie  werden,  wenn  diese  nicht  vor  der  Kommission  erscheinen 
können,  deren  Vernehmung  durch  ihre  zuständigen  Behörden  ver- 
anlassen. 

24.  Die  Kommission  wird  sich  zur  Bewirkung  aller  Zustellungen, 
die  sie  im  Gebiet  einer  dritten  Vertragsmacht  herbeizuführen  hat, 
unmittelbar  an  die  Begierung  dieser  Macht  wenden.  Das  gleiche 
gilt,  wenn  es  sich  um  die  Herbeiführung  irgendwelcher  Beweis- 
aufnahmen an  Ort  und  Stelle  handelt. 

Die  zu  diesem  Zweck  erlassenen  Ersuchen  sind  nach  Maßgabe 
derjenigen  Mittel  zu  erledigen,  über  welche  die  ersuchte  Macht  nach 
ihrer  inneren  Gesetzgebung  verfügt.  Sie  können  nur  abgelehnt  werden, 
wenn  diese  Macht  sie  für  geeignet  hält,  ihre  Hoheitsrechte  oder  ihre 
Sicherheit  zu  gefährden. 

Auch  steht  der  Kommission  stets  frei,  die  Vermittlung  der  Macht 
in  Anspruch  zu  nehmen,  in  deren  Gebiet  sie  ihren  Sitz  hat. 

25.  Die  Zeugen  und  die  Sachverständigen  werden  durch  die 
Kommission  auf  Antrag  der  Parteien  oder  von  Amts  wegen  geladen, 
und  zwar  in  allen  Fällen  durch  Vermittlung  der  Begierung  des  Staates, 
in  dem  sie  sich  befinden.  Die  Zeugen  werden  nacheinander  und  jeder 
für  sich  in  Gegenwart  der  Agenten  und  Bechtsbeistände  und  in  der 
von  der  Kommission  bestimmten  Beihenfolge  vernommen. 

26.  Die  Vernehmung  der  Zeugen  erfolgt  durch  den  Vorsitzenden. 
Doch  dürfen  die  Mitglieder  der  Kommission  an  jeden  Zeugen  die 
Frage  richten,  die  sie  zur  Erläuterung  oder  Ergänzung  seiner  Aus- 
sage oder  zu  ihrer  Aufklärung  über  alle  den  Zeugen  betreffenden 
Umstände  für  zweckdienlich  erachten,  soweit  es  zur  Ermittlung  der 
Wahrheit  notwendig  ist. 

Die  Agenten  und  die  Bechtsbeistände  der  Parteien  dürfen  den 
Zeugen  in  seiner  Aussage  nicht  unterbrechen,  noch  irgendeine  un- 
mittelbare Anfrage  an  ihn  richten;  sie  können  aber  den  Vorsitzenden 
bitten,  ergänzende  Fragen,  die  sie  für  nützlich  halten,  den  Zeugen 
vorzulegen. 

27.  Dem  Zeugen  ist  es  bei  seiner  Aussage  nicht  gestattet,  einen 
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geschriebenen  Entwurf  zu  verlesen.  Doch  kann  er  von  dem  Vor- 
sitzenden ermächtigt  werden,  Aufzeichnungen  oder  Urkunden  zu  be- 
nutzen, wenn  die  Natur  der  zu  bekundenden  Tatsachen  eine  solche 
Benutzung  erheischt. 

28.  Über  die  Aussagen  der  Zeugen  wird  während  der  Sitzung 
ein  Protokoll  aufgenommen,  das  dem  Zeugen  vorgelesen  wird.  Der 
Zeuge  darf  dazu  die  ihm  gut  scheinenden  Änderungen  und  Zusätze 
machen,  die  am  Schlüsse  seiner  Aussage  vermerkt  werden. 

Nachdem  dem  Zeugen  seine  ganze  Aussage  vorgelesen  ist,  wird 
er  zur  Unterzeichnung  aufgefordert. 

29.  Die  Agenten  sind  befugt,  im  Laufe  oder  am  Schlüsse  der 
Untersuchung  der  Kommission  und  der  Gegenpartei  solche  Aus- 
führungen, Anträge  oder  Sachdarstellungen  schriftlich  vorzulegen,  die 
sie  zur  Ermittlung  der  Wahrheit  für  nützlich  halten. 

30.  Die  Beratung  der  Kommission  erfolgt  nicht  öffentlich  und 
bleibt  geheim. 

Jede  Entscheidung  ergeht  nach  der  Mehrheit  der  Mitglieder  der 
Kommission. 

Die  Weigerung  eines  Mitglieds,  an  der  Abstimmung  teilzunehmen, 
muß  im  Protokoll  festgesetzt  werden. 

31.  Die  Sitzungen  der  Kommission  sind  nur  öffentlich  und  die 
Protokolle  und  Urkunden  der  Untersuchung  werden  nur  veröffent- 
licht auf  Grund  eines  mit  Zustimmung  der  Parteien  gefaßten  Kom- 
missionsbeschlusses. 

32.  Nachdem  die  Parteien  alle  Aufklärungen  und  Beweise  vor- 
getragen haben  und  nachdem  alle  Zeugen  vernommen  worden  sind, 
spricht  der  Vorsitzende  den  Schluß  der  Untersuchung  aus,  die  Kom- 
mission vertagt  sich,  um  ihren  Bericht  zu  beraten  und  abzufassen. 

33.  Der  Bericht  wird  von  allen  Mitgliedern  der  Kommission 
unterzeichnet. 

Verweigert  ein  Mitglied  seine  Unterschrift,  so  wird  dies  ver- 
merkt, der  Bericht  wird  gleichwohl  gültig. 

34.  Der  Bericht  der  Kommission  wird  in  öffentlicher  Sitzung 
in  Gegenwart  oder  nach  gehöriger  Ladung  der  Agenten  und  Rechts- 
beistände der  Parteien  verlesen. 

Jeder  Partei  wird  eine  Ausfertigung  des  Berichts  zugestellt. 

35.  Der  Bericht  der  Kommission,  der  sich  auf  die  Feststellung 
der  Tatsachen  beschränkt,  hat  in  keiner  Weise  die  Bedeutung  eines 
Schiedsspruchs.  Er  läßt  den  Parteien  volle  Freiheit  in  Ansehung 
der  Folge,  die  dieser  Feststellung  zu  geben  ist. 

36.  Jede  Partei  trägt  ihre  eigenen  Kosten  selbst  und  die  Kosten 
der  Kommission  zu  gleichem  Anteile. 
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Vierter  Titel. 

Internationale  ScMedssprechung. 

Erstes  Kapitel. 

Schiedswesen. 

37.  Die  internationale  Schiedssprechung  hat  zum  Gegenstände 
die  Erledigung  von  Streitigkeiten  zwischen  den  Staaten  durch  Richter 
ihrer  Wahl,  auf  Grund  der  Achtung  vor  dem  Rechte.  Die  Anrufung 
der  Schiedssprechung  schließt  die  Verpflichtung  ein,  sich  nach  Treu 
und  Glauben  dem  Schiedssprüche  zu  unterwerfen. 

In  Rechtsfragen  und  in  erster  Linie  in  Fragen  der  Auslegung 
oder  der  Anwendung  internationaler  Vereinbarungen  wird  die  Schieds- 
sprechung von  den  Vertragsmächten  als  das  wirksamste  und  zugleich 
der  Billigkeit  am  meisten  entsprechende  Mittel  anerkannt,  um  die 
Streitigkeiten  zu  erledigen,  die  auf  diplomatischem  Wege  nicht  ge- 
schlichtet worden  sind. 

Demzufolge  wäre  es  wünschenswert,  daß  bei  Streitigkeiten  über 
die  vorerwähnten  Fragen  die  Vertragsmächte  eintretendenfalls  die 
Schiedssprechung  anrufen,  soweit  es  die  Umstände  gestatten. 

39.  Schiedsabkommen  werden  für  bereits  entstandene  oder  für 
etwa  entstehende  Streitverhältnisse  abgeschlossen. 

Sie  können  sich  auf  alle  Streitigkeiten  oder  nur  auf  Streitig- 
keiten einer  bestimmten  Art  beziehen. 

40.  Unabhängig  von  den  allgemeinen  und  besonderen  Verträgen, 
die  schon  jetzt  den  Vertragsmächten  die  Verpflichtung  zur  Anrufung 
der  Schiedssprechung  auferlegen,  behalten  diese  Mächte  sich  vor, 
neue  allgemeine  oder  besondere  Übereinkommen  zu  schließen , um 
die  obligatorische  Schiedssprechung  auf  alle  Fälle  auszudehnen,  die 
ihr  nach  ihrer  Ansicht  unterworfen  werden  können. 


Zweites  Kapitel. 

Ständiger  Schiedshof. 

41.  Um  die  unmittelbare  Anrufung  der  Schiedssprechung  für 
die  internationalen  Streitfragen  zu  erleichtern,  die  nicht  auf  diplo- 
matischem Wege  haben  erledigt  werden  können,  machen  sich  die 
Vertragsmächte  anheischig,  den  Ständigen  Schiedshof,  der  jederzeit 
zugänglich  ist,  und  unbeschadet  anderweitiger  Abrede  der  Parteien 
nach  Maßgabe  der  in  diesem  Abkommen  enthaltenen  Bestimmungen 
über  das  Verfahren  tätig  wird,  in  der  ihm  von  der  Ersten  Friedens- 
konferenz gegebenen  Einrichtung  zu  erhalten. 

42.  Der  Ständige  Schiedshof  ist  für  alle  Schiedsfälle  zuständig, 
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sofern  nicht  zwischen  den  Parteien  über  die  Einsetzung  eines  be- 
sonderen Schiedsgerichts  Einverständnis  besteht. 

43.  Der  Ständige  Schiedshof  hat  seinen  Sitz  im  Haag. 

Ein  Internationales  Bureau  dient  dem  Schiedshofe  für  die  Bureau- 
geschäfte. Es  vermittelt  die  auf  den  Zusammentritt  des  Schiedshofs 
sich  beziehenden  Mitteilungen,  es  hat  das  Archiv  unter  seiner  Obhut 
und  besorgt  alle  Verwaltungsgeschäfte. 

Die  Vertragsmächte  machen  sich  anheischig,  dem  Bureau  mög- 
lichst bald  beglaubigte  Abschrift  einer  jeden  zwischen  ihnen  ge- 
troffenen Schiedsabrede  sowie  eines  jeden  Schiedsspruchs  mitzuteilen, 
der  sie  betrifft  und  durch  besondere  Schiedsgerichte  erlassen  ist. 

Sie  machen  sich  anheischig,  dem  Bureau  ebenso  die  Gesetze, 
allgemeinen  Anordnungen  und  Urkunden  mitzuteilen,  die  gegebenen- 
falls die  Vollziehung  der  von  dem  Schiedshof  erlassenen  Sprüche 
dar  tun. 

44.  Jede  Vertragsmacht  benennt  höchstens  vier  Personen  von 
anerkannter  Sachkunde  in  Fragen  des  Völkerrechts,  die  sich  der 
höchsten  sittlichen  Achtung  erfreuen  und  bereit  sind,  ein  Schieds- 
richteramt zu  übernehmen. 

Die  so  benannten  Personen  sollen  unter  dem  Titel  von  Mit- 
gliedern in  eine  Liste  eingetragen  werden,  diese  soll  allen  Vertrags- 
mächten durch  das  Bureau  mitgeteilt  werden.  Jede  Änderung  in 
der  Liste  der  Schiedsrichter  wird  durch  das  Bureau  zur  Kenntnis 
der  Vertragsmächte  gebracht. 

Zwei  oder  mehrere  Mächte  können  sich  über  die  gemeinschaft- 
liche Benennung  eines  Mitglieds  oder  mehrerer  Mitglieder  ver- 
ständigen. Dieselbe  Person  kann  von  verschiedenen  Mitgliedern 
benannt  werden. 

Die  Mitglieder  des  Schiedshofs  werden  für  einen  Zeitraum  von 
sechs  Jahren  ernannt.  Ihre  Wiederernennung  ist  zulässig. 

Im  Falle  des  Todes  oder  des  Ausscheidens  eines  Mitglieds  des 
Schiedshofs  erfolgt  sein  Ersatz  in  der  für  seine  Ernennung  vor- 
gesehenen Weise  und  für  einen  Zeitraum  von  sechs  Jahren. 

45.  Wollen  die  Vertragsmächte  sich  zur  Erledigung  einer  unter 
ihnen  entstandenen  Streitfrage  an  den  Schiedshof  wenden,  so  muß 
die  Auswahl  der  Schiedsrichter,  welche  berufen  sind,  das  für  die  ' 
Entscheidung  dieser  Streitfrage  zuständige  Schiedsgericht  zu  bilden, 
aus  der  Gesamtliste  der  Mitglieder  des  Schiedshofs  erfolgen. 

In  Ermangelung  einer  Bildung  des  Schiedsgerichts  mittels  Ver- 
ständigung der  Parteien  wird  in  folgender  Weise  verfahren: 

Jede  Partei  ernennt  zwei  Schiedsrichter,  von  denen  nur  einer 
ihr  Staatsangehöriger  sein  oder  unter  den  von  ihr  benannten  Mit- 
gliedern des  Ständigen  Schiedshofs  ausgewählt  werden  darf.  Diese 
Schiedsrichter  wählen  gemeinschaftlich  einen  Obmann. 

Bei  Stimmengleichheit  wird  die  Wahl  des  Obmanns  einer  dritten 
Macht  anvertraut,  über  deren  Bezeichnung  sich  die  Parteien  einigen. 
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Kommt  eine  Einigung  hierüber  nicht  zustande , so  bezeichnet  jede 
Partei  eine  andere  Macht  und  die  Wahl  des  Obmanns  erfolgt  durch 
die  so  bezeichneten  Mächte  in  Übereinstimmung. 

Können  sich  diese  beiden  Mächte  binnen  zwei  Monaten  nicht 
einigen,  so  schlägt  jede  von  ihnen  zwei  Personen  vor,  die  aus  der 
Liste  der  Mitglieder  des  Ständigen  Schiedshofs  mit  Ausnahme  der 
von  den  Parteien  benannten  Mitglieder  genommen  und  nicht  Staats- 
angehörige einer  von  ihnen  sind.  Das  Los  bestimmt , welche  unter 
den  so  vorgeschlagenen  Personen  der  Obmann  sein  soll. 

46.  Sobald  das  Schiedsgericht  gebildet  ist,  teilen  die  Parteien 
dem  Bureau  ihren  Entschluß,  sich  an  den  Schiedshof  zu  wenden,  den 
Wortlaut  ihres  Schieds Vertrags  und  die  Namen  der  Schiedsrichter  mit. 

Das  Bureau  gibt  unverzüglich  jedem  Schiedsrichter  den  Schieds- 
vertrag  und  den  Namen  der  übrigen  Mitglieder  des  Schiedsgerichts 
bekannt.  Das  Schiedsgericht  tritt  an  dem  von  den  Parteien  fest- 
gesetzten Tage  zusammen.  Das  Bureau  sorgt  für  seine  Unterbringung. 

Die  Mitglieder  des  Schiedsgerichts  genießen  während  der  Aus- 
übung ihres  Amtes  und  außerhalb  ihres  Heimatlandes  die  diplo- 
matischen Vorrechte  und  Befreiungen. 

47.  Das  Bureau  ist  ermächtigt,  sein  Geschäftslokal  und  seine 
Geschäftseinrichtung  den  Vertragsmächten  für  die  Tätigkeit  eines 
jeden  besonderen  Schiedsgerichts  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Die  Schiedsgerichtsbarkeit  des  Ständigen  Schiedshofs  kann  unter 
den  durch  die  allgemeinen  Anordnungen  festgesetzten  Bedingungen 
auf  Streitigkeiten  zwischen  anderen  Mächten  als  Vertragsmächten  oder 
zwischen  Vertragsmächten  und  anderen  Mächten  erstreckt  werden, 
wenn  die  Parteien  übereingekommen  sind,  diese  Schiedsgerichtsbarkeit 
anzurufen. 

48.  Die  Vertragsmächte  betrachten  es  als  Pflicht  in  dem  Palle, 
wo  ein  ernsthafter  Streit  zwischen  zwei  oder  mehreren  von  ihnen 
auszubrechen  droht,  diese  daran  zu  erinnern,  daß  ihnen  der  Ständige 
Schiedshof  otfensteht. 

Sie  erklären  demzufolge,  daß  die  Handlung,  womit  den  im  Streite 
befindlichen  Teilen  die  Bestimmungen  dieses  Abkommens  in  Er- 
innerung gebracht  werden,  und  der  im  höheren  Interesse  des  Friedens 
erteilte  Hat,  sich  an  den  Ständigen  Schiedshof  zu  wenden,  immer 
nur  als  Betätigung  guter  Dienste  angesehen  werden  dürfen. 

Im  Palle  eines  Streites  zwischen  zwei  Mächten  kann  stets  eine 
jede  von  ihnen  an  das  Internationale  Bureau  eine  Note  richten,  worin 
sie  erklärt,  daß  sie  bereit  sei,  den  Streitfall  einer  Schiedssprechung 
zu  unterbreiten. 

Das  Bureau  hat  die  Erklärung  sogleich  zur  Kenntnis  der  anderen 
Macht  zu  bringen. 

49.  Der  Ständige  Verwaltungsrat,  der  aus  den  im  Haag  be- 
glaubigten diplomatischen  Vertretern  der  Vertragsmächte  und  dem 
niederländischen  Minister  der  Auswärtigen  Angelegenheiten  als  Vor- 


124 


Haager  Abkommen  vom  18.  Oktober  1907. 


sitzenden  besteht,  hat  das  Internationale  Bureau  unter  seiner  Leitung 
und  Aufsicht.  Der  Verwaltungsrat  erläßt  seine  Geschäftsordnung 
sowie  alle  sonst  notwendigen  allgemeinen  Anordnungen. 

Er  entscheidet  alle  Verwaltungsfragen,  die  sich  etwa  in  Be- 
ziehung auf  den  Geschäftsbetrieb  des  Schiedshofs  erheben. 

Er  hat  volle  Befugnis,  die  Beamten  und  Angestellten  des  Bureaus 
zu  ernennen,  ihres  Dienstes  vorläufig  zu  entheben  oder  zu  entlassen. 
Er  setzt  die  Gehälter  und  Löhne  fest  und  beaufsichtigt  das  Kassen- 
wesen. 

Die  Anwesenheit  von  neun  Mitgliedern  in  den  ordnungsmäßig  be- 
rufenen Versammlungen  genügt  zur  gültigen  Beratung  des  Verwaltungs- 
rats. Die  Beschlußfassung  erfolgt  nach  Stimmenmehrheit. 

Der  Verwaltungsrat  teilt  die  von  ihm  genehmigten  allgemeinen 
Anordnungen  unverzüglich  den  Vertragsmächten  mit.  Er  legt  ihnen 
jährlich  einen  Bericht  vor  über  die  Arbeiten  des  Schiedshofs,  über 
den  Betrieb  der  Verwaltungsgeschäfte  und  über  die  Ausgaben.  Der 
Bericht  enthält  ferner  eine  Zusammenstellung  des  wesentlichen  In- 
halts der  dem  Bureau  von  den  Mächten  auf  Grund  des  Artikels  43 
Absatz  3/4  mitgeteilten  Urkunden. 

50.  Die  Kosten  des  Bureaus  werden  von  den  Vertragsmächten 
nach  dem  für  das  Internationale  Bureau  des  Weltpostvereins  fest- 
gestellten Verteilungsmaßstabe  getragen. 

Die  Kosten , die  den  beitretenden  Mächten  zur  Last  fallen, 
werden  von  dem  Tage  an  berechnet,  wo  ihr  Beitritt  wirksam  wird. 


Drittes  Kapitel. 

Schiedsverfahren. 

51.  Um  die  Entwicklung  der  Schiedssprechung  zu  fördern, 
haben  die  Vertragsmächte  folgende  Bestimmungen  festgestellt,  die 
auf  das  Schiedsverfahren  Anwendung*  finden  sollen,  soweit  nicht  die 
Parteien  über  andere  Bestimmungen  übereingekommen  sind. 

52.  Die  Mächte,  welche  die  Schiedssprechung  anrufen,  unter- 
zeichnen einen  Schiedsvertrag,  worin  der  Streitgegenstand,  die  Frist 
für  die  Ernennung  der  Schiedsrichter,  die  Form,  die  Reihenfolge  und 
die  Fristen  für  die  im  Artikel  63  vorgesehenen  Mitteilungen  sowie 
die  Höhe  des  von  jeder  Partei  als  Kostenvorschuß  zu  hinterlegenden 
Betrags  bestimmt  werden. 

Der  Schiedsvertrag  bestimmt  gegebenenfalls  ferner  die  Art  der 
Ernennung  der  Schiedsrichter,  alle  etwaigen  besonderen  Befugnisse 
des  Schiedsgerichts,  dessen  Sitz,  die  Sprache,  deren  es  sich  be- 
dienen wird,  und  die  Sprachen,  deren  Gebrauch  vor  ihm  gestattet 
sein  soll,  sowie  überhaupt  alle  Punkte,  worüber  die  Parteien  sich 
geeinigt  haben. 

Der  Ständige  Schiedshof  ist  für  die  Feststellung  des  Schieds- 


Haager  Abkommen  vom  18.  Oktober  1907.  125 

Vertrags  zuständig,  wenn  die  Parteien  darin  einig  sind,  sie  ihm  zu 
überlassen. 

Er  ist  ferner  auf  Antrag  auch  nur  einer  der  Parteien  zuständig, 
wenn  zuvor  eine  Verständigung  auf  diplomatischem  Wege  versucht 
worden  ist  und  es  sich  handelt  : 

1.  um  einen  Streitfall,  der  unter  ein  nach  dem  Inkrafttreten 
dieses  Abkommens  abgeschlossenen  oder  erneuertes  allgemeines 
Schiedsabkommen  fällt,  sofern  letzteres  für  jeden  einzelnen  Streitfall 
einen  Schiedsvertrag  vorsieht  und  dessen  Feststellung  der  Zuständig- 
keit des  Schiedshofs  weder  ausdrücklich  noch  stillschweigend  ent- 
zieht. Doch  ist,  wenn  die  Gegenpartei  erklärt,  daß  nach  ihrer  Auf- 
fassung der  Streitfall  nicht  zu  den  der  obligatorischen  Schieds- 
sprechung  unterliegenden  Streitfällen  gehört,  die  Anrufung  des  Schieds- 
hofs nicht  zulässig,  es  sei  denn,  daß  das  Schiedsabkommen  dem  Schieds- 
gerichte die  Befugnis  zur  Entscheidung  dieser  Vorfrage  überträgt; 

3-  um  einen  Streitfall,  der  aus  den  bei  einer  Macht  von  einer 
andern  Macht  für  deren  Angehörige  eingeforderten  Vertragsschulden 
herrührt  und  für  dessen  Beilegung  das  Anerbieten  schiedsgericht- 
licher Erledigung  angenommen  worden  ist.  Diese  Bestimmung  findet 
keine  Anwendung,  wenn  die  Annahme  unter  der  Bedingung  erfolgt 
ist,  daß  der  Schiedsvertrag  auf  einem  anderen  Wege  festgestellt 
werden  soll. 

54.  In  den  Fällen  des  vorstehenden  Artikels  erfolgt  die  Fest- 
stellung des  Schiedsvertrags  durch  eine  Kommission  von  fünf  Mit- 
gliedern, welche  auf  die  im  Artikel  45  Absatz  3 — 6 angegebene  Weise 
bestimmt  werden. 

Das  fünfte  Mitglied  ist  von  Hechts  wegen  Vorsitzender  der 
Kommission. 

55.  Das  Schiedsrichteramt  kann  einem  einzigen  Schiedsrichter 
oder  mehreren  Schiedsrichtern  übertragen  werden , die  von  den 
Parteien  nach  ihrem  Belieben  ernannt  oder  von  ihnen  unter  den 
Mitgliedern  des  durch  dieses  Abkommen  festgesetzten  Ständigen 
Schiedshofs  gewählt  werden. 

In  Ermangelung  einer  Bildung  des  Schiedsgerichts  durch  Ver- 
ständigung der  Parteien  wird  in  der  in  Artikel  45  Absatz  3 — 6 an- 
gegebenen Weise  verfahren. 

Wird  ein  Souverän  oder  ein  sonstiges  Staatsoberhaupt  zum  Schieds- 
richter gewählt,  so  wird  das  Schiedsverfahren  von  ihm  geregelt. 

57.  Der  Obmann  ist  von  Hechts  wegen  Vorsitzender  des  Schieds- 
gerichts. 

Gehört  dem  Schiedsgerichte  kein  Obmann  an,  so  ernennt  es 
selbst  seinen  Vorsitzenden. 

58.  Im  Falle  der  Feststellung  des  Schiedsvertrags  durch  eine 
Kommission,  so  wie  sie  im  Artikel  54  vorgesehen  ist,  soll,  unbeschadet 
anderweitiger  Abrede,  die  Kommission  selbst  das  Schiedsgericht  sein. 

59.  Im  Falle  des  Todes,  des  Rücktritts  oder  der  aus  irgend- 
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einem  Grunde  stattfindenden  Verhinderung  eines  der  Schiedsrichter, 
erfolgt  sein  Ersatz  in  der  für  seine  Ernennung  vorgesehenen  Weise. 

60.  In  Ermangelung  einer  Bestimmung  durch  die  Parteien,  hat 
das  Schiedsgericht  seinen  Sitz  im  Haag. 

Das  Schiedsgericht  kann  seinen  Sitz  auf  dem  Gebiet  einer  dritten 
Macht  nur  mit  deren  Zustimmung  haben. 

Der  einmal  bestimmte  Sitz  kann  von  dem  Schiedsgerichte  nur 
mit  Zustimmung  der  Parteien  verlegt  werden. 

61.  Hat  der  Schieds vertrag  die  zu  gebrauchenden  Sprachen 
nicht  bestimmt,  so  wird  darüber  durch  das  Schiedsgericht  entschieden. 

62.  Die  Parteien  haben  das  Hecht,  bei  dem  Schiedsgerichte 
besondere  Agenten  zu  bestellen  mit  der  Aufgabe,  zwischen  ihnen 
und  dem  Schiedsgericht  als  Mittelsperson  zu  dienen.  Sie  sind  außer- 
dem berechtigt,  mit  der  Wahrnehmung  ihrer  Hechte  und  Interessen 
vor  dem  Schiedsgerichte  Hechtsbeistände  oder  Anwälte  zu  betrauen, 
die  zu  diesem  Zwecke  von  ihnen  bestellt  werden. 

Die  Mitglieder  des  Ständigen  Schiedshofs  dürfen  als  Agenten, 
Hechtsbeistände  oder  Anwälte  nur  zugunsten  der  Macht  tätig  sein, 
die  sie  zu  Mitgliedern  des  Schiedshofs  ernannt  hat. 

63.  Das  Schiedsverfahren  zerfällt  regelmäßig  in  zwei  gesonderte 
Abschnitte:  das  schriftliche  Vorverfahren  und  die  Verhandlung. 

Das  schriftliche  Vorverfahren  besteht  in  der  von  den  betreffen- 
den Agenten  an  die  Mitglieder  des  Schiedsgerichts  und  an  die  Gegen- 
partei zu  machenden  Mitteilung  der  Schriftsätze,  der  Gegenschrift- 
sätze und  der  etwa  weiter  erforderlichen  Hückäußerungen  ♦,  die  Parteien 
fügen  alle  in  der  Sache  in  Bezug  genommenen  Aktenstücke  und  Ur- 
kunden bei.  Diese  Mitteilungen  erfolgen  unmittelbar  oder  durch 
Vermittlung  des  Internationalen  Bureaus  in  der  Heihenfolge  und  in 
den  Fristen,  wie  solche  durch  den  Schiedsvertrag  bestimmt  sind. 

Die  im  Schieds  vertrage  festgesetzten  Fristen  können  verlängert 
werden  durch  Übereinkommen  der  Parteien  oder  durch  das  Schieds- 
gericht , wenn  dieses  es  für  notwendig  erachtet , um  zu  einer  ge- 
rechten Entscheidung  zu  gelangen.  Die  Verhandlung  besteht  in  dem 
mündlichen  Vortrage  der  Hechtsbehelfe  der  Parteien  vor  dem  Schieds- 
gerichte. 

64.  Jedes  von  einer  Partei  vorgelegte  Schriftstück  muß  der 
anderen  Partei  in  beglaubigter  Abschrift  mitgeteilt  werden. 

65.  Abgesehen  von  besonderen  Umständen  tritt  das  Schieds- 
gericht erst  nach  dem  Schlüsse  des  Verfahrens  zusammen. 

66.  Die  Verhandlung  wird  vom  Vorsitzenden  geleitet. 

Sie  erfolgt  öffentlich  nur,  wenn  ein  Beschluß  des  Schiedsgerichts 
mit  Zustimmung  der  Parteien  dahin  ergeht. 

Über  die  Verhandlung  wird  ein  Protokoll  aufgenommen  von 
Sekretären,  die  der  Vorsitzende  ernennt.  Dieses  Protokoll  wird  vom 
Vorsitzenden  und  einem  der  Sekretäre  unterzeichnet-,  es  hat  allein 
öffentliche  Beweiskraft. 
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Nach  dem  Schlüsse  des  Vorverfahrens  ist  das  Schiedsgericht  be- 
fugt, alle  neuen  Aktenstücke  oder  Urkunden  von  der  Verhandlung 
auszuschließen,  die  ihm  etwa  eine  Partei  ohne  Einwilligung  der 
andern  vorlegen  will. 

68.  Dem  Schiedsgerichte  steht  es  jedoch  frei,  neue  Aktenstücke 
oder  Urkunden,  auf  welche  etwa  die  Agenten  oder  Hechtsbeistände 
der  Parteien  seine  Aufmerksamkeit  lenken,  in  Betracht  zu  ziehen. 

In  diesem  Pall  ist  das  Schiedsgericht  befugt,  die  Vorlegung 
dieser  Aktenstücke  oder  Urkunden  zu  verlangen,  unbeschadet  der 
Verpflichtung,  der  Gegenpartei  davon  Kenntnis  zu  geben. 

69.  Das  Schiedsgericht  kann  außerdem  von  den  Agenten  der 
Parteien  die  Vorlegung  aller  nötigen  Aktenstücke  verlangen  und  alle 
nötigen  Aufklärungen  erfordern.  Im  Palle  der  Verweigerung  nimmt 
das  Schiedsgericht  von  ihr  Vermerk. 

70.  Die  Agenten  und  die  Hechtsbeistände  der  Parteien  sind 
befugt,  beim  Schiedsgerichte  mündlich  alle  Hechtsbehelfe  vorzubringen, 
die  sie  zur  Verteidigung  ihrer  Sache  für  nützlich  halten. 

71.  Sie  haben  das  Hecht,  Einreden  sowie  einen  Zwischenstreit 
zu  erheben.  Die  Entscheidungen  des  Schiedsgerichts  über  diese 
Punkte  sind  endgültig  und  können  zu  weiteren  Erörterungen  Anlaß 
geben. 

72.  Die  Mitglieder  des  Schiedsgerichts  sind  befugt,  an  die 
Agenten  und  die  Hechtsbeistände  der  Parteien  Prägen  zu  richten, 
und  von  ihnen  Aufklärungen  über  zweifelhafte  Punkte  zu  fordern. 

Weder  die  gestellten  Prägen,  noch  die  von  Mitgliedern  des 
Schiedsgerichts  im  Laufe  der  Verhandlung  gemachten  Bemerkungen 
dürfen  als  Ausdruck  der  Meinung  des  ganzen  Schiedsgerichts  oder 
seiner  einzelnen  Mitglieder  angesehen  werden. 

73.  Das  Schiedsgericht  ist  befugt,  seine  Zuständigkeit  zu  be- 
stimmen, indem  es  den  Schiedsvertrag  sowie  die  sonstigen  Staats- 
verträge, die  für  den  Gegenstand  angeführt  werden  können,  ausgelegt 
und  die  Grundsätze  des  Hechtes  anwendet. 

74.  Dem  Schiedsgerichte  steht  es  zu,  auf  das  Verfahren  sich 
beziehende  Anordnungen  zur  Leitung  der  Streitsache  zu  erlassen, 
die  Pormen,  die  Heihenfolge  und  die  Fristen  zu  bestimmen,  in  denen 
jede  Partei  ihre  Schlußanträge  zu  stellen  hat,  und  zu  allen  Förmlich- 
keiten zu  schreiten,  welche  die  Beweist: ahme  mit  sich  bringt. 

75.  Die  Parteien  verpflichten  sich,  dem  Schiedsgericht  in  dem 
weitesten  Umfange,  den  sie  für  möglich  halten,  alle  für  die  Ent- 
scheidung der  Streitigkeit  notwendigen  Mittel  zu  gewähren. 

76.  Das  Schiedsgericht  wird  sich  zur  Bewirkung  aller  Zu- 
stellungen, die  es  im  Gebiet  einer  dritten  Vertragsmacht  herbei- 
zuführen hat,  unmittelbar  an  die  Regierung  dieser  Macht  wenden. 
Das  gleiche  gilt,  wenn  es  sich  um  die  Herbeiführung  irgendwelcher 
Beweisaufnahmen  an  Ort  und  Stelle  handelt. 

Die  zu  diesem  Zwecke  erlassenen  Ersuchen  sind  nach  Maßgabe 
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derjenigen  Mittel  zu  erledigen,  über  welche  die  ersuchte  Macht  nach 
ihrer  inneren  Gesetzgebung  verfugt.  Sie  können  nur  abgelehnt  werden, 
wenn  diese  Macht  sie  für  geeignet  hält,  ihre  Hoheitsrechte  oder  ihre 
Sicherheit  zu  gefährden.  Auch  steht  dem  Schiedsgericht  stets  frei, 
die  Vermittlung  der  Macht  in  Anspruch  zu  nehmen,  in  deren  Gebiet 
es  seinen  Sitz  hat. 

77.  Nachdem  die  Agenten  und  die  Hechtsbeistände  der  Parteien 
alle  Aufklärungen  und  Beweise  zugunsten  ihrer  Sache  vorgetragen 
haben,  spricht  der  Vorsitzende  den  Schluß  der  Verhandlung  aus. 

78.  Die  Beratung  des  Schiedsgerichts  erfolgt  nicht  öffentlich 
und  bleibt  geheim. 

Jede  Entscheidung  ergeht  nach  der  Mehrheit  der  Mitglieder  des 
Schiedsgerichts. 

79.  Der  Schiedsspruch  ist  mit  Gründen  zu  versehen.  Er  ent- 
hält die  Namen  der  Schiedsrichter  und  wird  von  dem  Vorsitzenden 
und  dem  Bureauvorstand  oder  dem  dessen  Tätigkeit  wahrnehmenden 
Sekretär  unterzeichnet. 

80.  Der  Schiedsspruch  wird  in  öffentlicher  Sitzung  des  Schieds- 
gerichts in  Gegenwart  oder  nach  gehöriger  Ladung  der  Agenten  und 
Hechtsbeistände  der  Parteien  verlesen. 

81.  Der  gehörig  verkündete  und  den  Agenten  der  Parteien  zu- 
gestellte Schiedsspruch  entscheidet  das  Streit  Verhältnis  endgültig  uud 
mit  Ausschließung  der  Berufung. 

82.  Alle  Streitfragen , die  etwa  zwischen  den  Parteien  wegen 
der  Auslegung  und  der  Ausführung  des  Schiedsspruchs  entstehen, 
unterliegen,  unbeschadet  anderweitiger  Abrede,  der  Beurteilung  des 
Schiedsgerichts,  das  den  Spruch  erlassen  hat. 

83.  Die  Parteien  können  sich  im  Schiedsvertrage  Vorbehalten, 
die  Nachprüfung  (Revision)  des  Schiedsspruches  zu  beantragen. 

Der  Antrag  muß  in  diesem  Falle , unbeschadet  anderweitiger 
Abrede,  bei  dem  Schiedsgericht  angebracht  werden,  das  den  Spruch 
erlassen  hat.  Er  kann  nur  auf  die  Ermittlung  einer  neuen  Tatsache 
gegründet  werden,  die  einen  entscheidenden  Einfluß  auf  den  Spruch 
auszuüben  geeignet  gewesen  wäre  und  bei  Schluß  bei  der  Verhand- 
lung dem  Schiedsgerichte  selbst  und  der  Partei,  welche  die  Nach- 
prüfung beantragt  hat,  unbekannt  war. 

Das  Nachprüfungs verfahren  kann  nur  eröffnet  werden  durch  einen 
Beschluß  des  Schiedsgerichts,  der  das  Vorhandensein  der  neuen  Tat- 
sache ausdrücklich  feststellt,  ihr  die  im  vorstehenden  Absätze  be- 
zeichneten  Merkmale  zuerkennt  und  den  Auftrag  insoweit  für  zulässig 
erklärt. 

Der  Schieds vertrag  bestimmt  die  Frist,  innerhalb  deren  der  Nach- 
prüfungsantrag gestellt  werden  muß. 

84.  Der  Schiedsspruch  bindet  nur  die  streitenden  Parteien. 
Wenn  es  sich  um  die  Auslegung  eines  Abkommens  handelt,  an  dem 
sich  noch  andere  Mächte  beteiligt  haben  als  die  streitenden  Teile, 
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so  benachrichtigen  diese  rechtzeitig  die  Signatarmächte.  Jede  dieser 
Mächte  hat  das  Hecht,  sich  an  der  Streitsache  zu  beteiligen.  Wenn 
eine  oder  mehrere  von  ihnen  von  dieser  Berechtigung  Gebrauch  ge- 
macht haben,  so  ist  die  in  dem  Schiedsspruch  enthaltene  Auslegung 
auch  in  Ansehung  ihrer  bindend. 

85.  Jede  Partei  trägt  ihre  eigenen  Kosten  selbst  und  die  Kosten 
des  Schiedsgerichts  zu  gleichem  Anteile. 

Viertes  Kapitel. 

Abgekürztes  Schiedsverfahren. 

86.  Um  die  Betätigung  des  Schiedswesens  bei  Streitigkeiten 
zu  erleichtern,  die  ihrer  Natur  nach  ein  abgekürztes  Verfahren  ge- 
statten, stellen  die  Vertragsmächte  die  nachstehenden  Hegeln  auf,  die 
befolgt  werden  sollen,  soweit  nicht  abweichende  Abmachungen  be- 
stehen, und  unter  dem  Vorbehalte,  daß  geeignetenfalls  die  nicht  wider- 
sprechendenBestimmungen  des  dritten  Kapitels  zur  Anwendung  kommen. 

87.  Jede  der  streitenden  Parteien  ernennt  einen  Schiedsrichter. 
Die  beiden  so  bestellten  Schiedsrichter  wählen  einen  Obmann.  Wenn 
sie  sich  hierüber  nicht  einigen,  so  schlägt  jeder  zwei  Personen  vor, 
die  aus  der  allgemeinen  Liste  der  Mitglieder  des  Ständigen  Schieds- 
hofs,  mit  Ausnahme  der  von  den  Parteien  selbst  benannten  Mitglieder, 
genommen  und  nicht  Staatsangehörige  einer  von  ihnen  sind  • das  Los 
bestimmt,  welche  unter  den  so  vorgeschlagenen  Personen  der  Obmann 
sein  soll. 

Der  Obmann  sitzt  dem  Schiedsgerichte  vor,  das  seine  Ent- 
scheidungen nach  Stimmenmehrheit  fällt. 

88.  In  Ermangelung  einer  vorherigen  Vereinbarung  bestimmt 
das  Schiedsgericht,  so  bald  es  gebildet  ist,  die  Frist,  binnen  deren 
ihm  die  beiden  Parteien  ihre  Schriftsätze  einreichen  müssen. 

89.  Jede  Partei  wird  vor  dem  Schiedsgerichte  durch  einen 
Agenten  vertreten;  dieser  dient  als  Mittelsperson  zwischen  dem 
Schiedsgericht  und  der  Hegierung,  die  ihn  bestellt  hat. 

90.  Das  Verfahren  ist  ausschließlich  schriftlich.  Doch  hat  jede 
Partei  das  Recht,  das  Erscheinen  von  Zeugen,  und  Sachverständigen 
zu  verlangen.  Das  Schiedsgericht  ist  seinerseits  befugt,  von  den 
Agenten  der  beiden  Parteien  sowie  von  den  Sachverständigen  und 
Zeugen,  deren  Erscheinen  es  für  nützlich  hält,  mündliche  Aufklärungen 
zu  verlangen. 


Fünfter  Titel. 

Sclilußbestimmungen. 

91.  Dieses  Abkommen  tritt  nach  seiner  Ratifikation  für  die 
Beziehungen  zwischen  den  Vertragsmächten  an  die  Stelle  des  Ab- 
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kommens  zur  friedlichen  Erledigung  internationaler  Streitfälle  vom 
29.  Juli  1899. 

92.  Dieses  Abkommen  soll  möglichst  bald  ratifiziert  werden. 

Die  Ratifikationsurkunden  sollen  im  Haag  hinterlegt  werden. 

Die  erste  Hinterlegung  von  Ratifikationsurkunden  wird  durch  ein 
Protokoll  festgestellt,  das  von  den  Vertretern  der  daran  teilnehmenden 
Mächte  und  von  dem  niederländischen  Minister  der  Auswärtigen  An- 
gelegenheiten unterzeichnet  wird. 

Die  späteren  Hinterlegungen  von  Ratifikationsurkunden  erfolgen 
mittels  einer  schriftlichen,  an  die  Regierung  der  Niederlande  ge- 
richteten Anzeige,  der  die  Ratifikationsurkunde  beizufügen  ist. 

Beglaubigte  Abschrift  des  Protokolls  über  die  erste  Hinterlegung 
von  Ratifikationsurkunden,  der  im  vorstehenden  Absatz  erwähnten 
Anzeigen,  sowie  der  Ratifikationsurkunden  wird  durch  die  Regierung 
der  Niederlande  den  zur  Zweiten  Friedenskonferenz  eingeladenen 
Mächten  sowie  den  anderen  Mächten,  die  dem  Abkommen  beigetreten 
sind,  auf  diplomatischem  Wege  mitgeteilt  werden.  In  den  Fällen 
des  vorstehenden  Absatzes  wird  die  bezeichnete  Regierung  ihnen  zu- 
gleich bekanntgeben,  an  welchem  Tage  sie  die  Anzeige  erhalten  hat. 

98.  Die  Mächte,  die  zur  Zweiten  Friedenskonferenz  eingeladen 
worden  sind,  dieses  Abkommen  aber  nicht  gezeichnet  haben,  können 
ihm  später  beitreten.  Die  Macht,  die  beizutreten  wünscht,  hat  ihre 
Absicht  der  Regierung  der  Niederlande  schriftlich  anzuzeigen,  und 
ihr  dabei  die  Beitrittsurkunde  zu  übersenden,  die  im  Archive  der 
bezeichneten  Regierung  hinterlegt  werden  wird. 

Diese  Regierung  wird  unverzüglich  allen  anderen  zur  Zweiten 
Friedenskonferenz  eingeladenen  Mächten  beglaubigte  Abschrift  der 
Anzeige  wie  der  Beitrittsurkunde  übersenden  und  zugleich  angeben, 
an  welchem  Tage  sie  die  Anzeige  erhalten  hat. 

94.  Die  Bedingungen , unter  denen  die  zur  Zweiten  Friedens- 
konferenz nicht  eingeladenen  Mächte  diesem  Abkommen  beitreten 
können,  sollen  den  Gegenstand  einer  späteren  Verständigung  zwischen 
den  Vertragsmächten  bilden. 

95.  Dieses  Abkommen  wird  wirksam  für  die  Mächte,  die  an  der 
ersten  Hinterlegung  von  Ratifikationsurkunden  teilgenommen  haben, 
60  Tage  nach  dem  Tage , an  dem  das  Protokoll  über  diese  Hinter- 
legung aufgenommen  ist,  und  für  die  später  ratifizierten  oder  bei- 
tretenden Mächte  60  Tage,  nachdem  die  Regierung  der  Niederlande 
die  Anzeige  von  ihrer  Ratifikation  oder  von  ihrem  Beitritt  er- 
halten hat. 

96.  Sollte  eine  der  Vertragsmächte  dieses  Abkommen  kündigen 
wollen,  so  soll  die  Kündigung  schriftlich  der  Regierung  der  Nieder- 
lande erklärt  werden,  die  unverzüglich  beglaubigte  Abschrift  der  Er- 
klärung allen  anderen  Mächten  mitteilt  und  ihnen  zugleich  bekannt- 
gibt, an  welchem  Tage  sie  die  Erklärung  erhalten  hat. 

Die  Kündigung  soll  nur  in  Ansehung  der  Macht  wirksam  sein, 
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die  sie  erklärt  hat,  und  erst  ein  Jahr,  nachdem  die  Erklärung  bei 
der  Regierung  der  Niederlande  eingegangen  ist. 

97.  Ein  im  niederländischen  Ministerium  der  Auswärtigen  An- 
gelegenheiten geführtes  Register  soll  den  Tag  der  gemäß  Artikel  92 
Absatz  3,  4 erfolgten  Hinterlegung  von  Ratifikationsurkunden  an- 
geben,  sowie  den  Tag,  an  dem  die  Anzeigen  von  dem  Beitritt 
(Artikel  93  Absatz  2)  oder  von  der  Kündigung  (Artikel  96  Absatz  1) 
eingegangen  sind. 

Jede  Vertragsmacht  hat  das  Recht,  von  diesem  Register  Kenntnis 
zu  nehmen  und  beglaubigte  Auszüge  daraus  zu  verlangen. 
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Die  Friedensidee.  Ihr  Ursprung,  anfänglicher 

Sinn  und  allmählicher  Wandel.  Von  HailS  PfUtj,  früher 
o.  Professor  a.  d.  Univ.  Königsberg,  Geh.  Regierungsrat,  o.  Mit- 
glied der  Bayer.  Akademie  der  Wissenschaft.  In  modernem 
Pappband.  Preis  3 Mark. 

Die  mittelalterlichen  Kaiser,  die  Jungfrau  von  Orleans,  die  gelehrten 
weltlichen  Päpste  des  16.  Jahrh.  ziehen  an  uns  mit  ihren  Gedankensystemen 
vorüber  und  werden  lebendig,  bald  in  ihrem  ehrlichen  Streben,  der  Welt  den 
Frieden  zu  bringen,  bald  in  dem  kühnen  Gaukelspiel,  die  Friedenssehnsucht 
der  Menschen  als  Mittel  zur  Macht  zu  mißbrauchen.  Der  „große  Friedens- 
plan“ Heinrichs  IV.  von  Frankreich  wird  ausgebreitet.  Wir  erblicken  die  edle, 
menschenfreundliche  Gestalt  William  Penns,  wir  werden  in  das  Zeitalter  Lud- 
wigs XIV.,  zu  dem  liebenswürdigen,  ehrlich  friedfertigen,  disputierfreudigen 
Abte  von  Saint-Pierre  geleitet  und  stehen  endlich  vor  den  hohen  Geistern 
der  deutschen  Philosophen  Leibniz  und  Kant  mit  ihren  wohldurchdachten 
Friedensplänen.  Eine  eindringende  Kritik  der  Botschaft  des  amerikanischen 
Präsidenten  Wilson  über  die  künftige  Gestaltung  des  Friedens  schließt  das 
reichhaltige  Buch,  das  mit  seiner  Tatsachenfülle  und  seinem  Gedankenreichtum 
allgemeine  Beachtung  finden  wird. 


Totes  und  lebendes  Völker- 

Von  Professor  Dr.  Paul  El^badier  in 

Berlin.  Preis  1 Mark  20  Pf. 

Diese  sachlich  und  leidenschaftslos  angestellte  Untersuchung  führt  den 
Nachweis,  daß  alle  völkerrechtlichen  Vereinbarungen  vor  dem  1.  August  1914 
durch  diesen  Krieg  außer  Kraft  gesetzt  sind.  Die  zahlreichen,  von  allen  Be- 
teiligten begangenen  Völkerrechtsverletjungen,  Gefangennahme  der  wehr- 
fähigen Nichtkämpfer,  Nichtbezahlung  der  Auslandsforderungen,  Absperrung 
vom  Weltverkehr,  Sperrung  des  feindlichen  Handels  durch  Minen,  Versen- 
kung von  bewaffneten  und  unbewaffneten  Handelsschiffen  ohne  besondere 
Ankündigung,  Abwerfen  von  Bomben  auf  bewehrte  und  unbewehrte  Städte, 
sind  Erscheinungsformen  einer  neuen  Kriegführung.  Dieser  Krieg  hat  den 
Grundsatz  daß  Krieg  nur  gegen  das  feindliche  Heer  geführt  wird,  unwider- 
ruflich beseitigt  und  ist  von  einem  Kampf  der  .Heere  zu  einem  Kampf  der 
beiderseitigen  Volkskräfte,  der  ganzen  körperlichen,  wirtschaftlichen  und 
seelischen  Kräfte  der  Völker  geworden.  Das  neue  Völkerrecht,  der  Kampf 
gegen  das  feindliche  Volk,  sagt  uns  von  nun  an,  welche  Kriegsmittel  wir  an- 
wenden dürfen,  die  Staatsklugheit  wird  uns  [sagen,  inwieweit  es  für  uns 
zweckmäßig  ist,  sie  anzuwenden. 
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Soeben  erschien: 

Belgien  und  seine  Neutralisie- 

r>l  1 n CT  Von  Theodor  Niemeyer,  Professor  der 
X * Rechte  a.  d.  Univ.  Kiel,  Geh.  Justizrat.  Preis:  M.  L50. 

An  dem  durch  wissensdiaftlidien  Beruf  und  persönliches  Wahrheits- 
bedürfnis bedingten  Bemühen  des  Verfassers,  die  fortgesetzten  Anfeindungen 
der  völkerrechtlichen  Haltung  Deutschlands  auf  ihre  Berechtigung  durch  posi- 
tive Forschung  zu  prüfen,  ist  diese  Schrift  hervorgegangen. 

Dem  Ziel  positiver,  leidenschaftsloser  und  sachlicher  Behandlung  ist  nach 
Kräften  auch  die  Darstellungsform  angepaßt. 

Dem  bezeichneten  Ziel  entsprechend  hat  der  Verfasser  sich  im  wesent- 
lichen auf  Wiedergabe  positiver  Materialien  beschränkt  und  auf  die  polemi- 
sche Auseinandersetzung  mit  Andersmeinenden  Verzicht  geleistet. 

Der  ausführliche  biographische  Anhang  will  zur  weiteren  Durchforschung 
der  in  dem  augenblicklichen  Kampf  der  Meinung  vielfach  gröblich  vernach- 
lässigten älteren  Literatur,  von  der  namentlich  auch  der  politische  und  mili- 
tärische Teil  sorgsame  Berechtigung  heischt,  anregen. 


Das  Sehieksal  Belgiens  beim 

Friedenssehluß.  Von  Dr.  Ernst  Zitel- 

mann,  Geh.  Juflizrat,  o.  Professor  a.  d.  Univ.  Bonn.  Preis : M.  2.—. 

Belgien  als  selbständiger,  aber  von  Deutschland  abhängiger  Staat!  Das 
ist  das  Ergebnis  der  neuen  Völker-  und  staatsrechtlichen  Schrift  Ziteimanns. 
Die  Wiederherstellung  Belgiens  in  seiner  früheren  Unabhängigkeit  wird  unter 
ausführlicher  historischer  und  politischer  Begründung  abgelehnt,  weil  sie  für 
Deutschland  höchst  gefährlich  werden  würde.  Die  Aneignung  Belgiens,  seine 
Aufnahme  in  das  Deutsche  Reich  würde  ebenfalls  zu  schweren  Schäden  führen. 
Um  die  Gefährlichkeit  eines  selbständigen  Belgiens  für  Deutschland  zu  min- 
dern, wird  zur  Beschränkung  seiner  Unabhängigkeit  ein  wohldurchdachter 
Plan  der  militärischen,  politischen  und  wirtschaftlichen  Sicherung  entworfen 
und  bis  ins  einzelne  begründet.  Als  weiteres  Sicherungsmittel  wird  vorge- 
schlagen, Belgien  unter  Benu^ung  des  vorhandenen  Gegensatzes  zwischen 
Flamen  und  Wallonen  staatsrechtlich  so  umzugestalten,  daß  sich  die  Flamen 
national  selbständig  entwickeln. 

Die  Schrift  enthält  endlich  einen  sorgfältig  durchgearbeiteten  Entwurf 
eines  Friedensvertrages  mit  Belgien,  der  die  völkerrechtliche  Stellung  dieses 
Landes  zum  Deutschen  Reich,  sodann  die  künftige  staatsrechtliche  Gestaltung 
Belgiens  und  die  Schadloshaltung  Deutschlands  (Kriegsentschädigung  nebst 
dem  Schicksal  des  Kongostaates)  behandelt, 
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